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1. Einleitung 

Der Konsum von illegalen Drogen, vor allem von Heroin, gewann seit Ende der 1960er-

Jahre an Bedeutung. Vermehrt zeigten sich in der Folge die negativen gesundheitlichen 

und sozialen Auswirkungen auf die Konsumierenden. Der Drogenkonsum wurde aber 

auch immer mehr zu einem Problem für die Gesellschaft. In der ersten Hälfte der 1990er-

Jahre stellten die offenen Drogenszenen in verschiedenen Städten in den Augen der 

Öffentlichkeit eines der brennendsten Probleme der Schweiz dar. Diese starke öffentli-

che Präsenz der Drogenproblematik führte zu politischen Interventionen auf allen Ebe-

nen. 

Auch der Bund wurde damals aktiv und begann, sich für die so genannte Vier-Säulen-

Politik mit Massnahmen in den vier Bereichen Prävention, Therapie, Schadensminderung 

und Repression einzusetzen. Mittels zweier Massnahmenpakete trug der Bund dazu bei, 

die soziale und gesundheitliche Befindlichkeit der Abhängigen zu stabilisieren. Vor allem 

aber konnte die Zahl der HIV-Infektionen und Drogentodesfälle gesenkt werden. Ausser-

dem sind die Beschaffungsdelikte zurückgegangen und die offenen Drogenszenen 

grösstenteils verschwunden. Beim Heroin kann zudem aktuell von einem Rückgang der 

Abhängigkeiten ausgegangen werden. Dafür werden heute zunehmend andere Substan-

zen wie Cannabis, synthetische Drogen und Kokain konsumiert. Auch die Konsummuster 

haben sich verändert (z. B. Mehrfachkonsum). Der Konsum illegaler Substanzen stellt 

deshalb nach wie vor ein Problem dar � und zwar sowohl für die Konsumierenden als 

auch für die Gesellschaft. 

Das vorliegende dritte Massnahmenpaket des Bundes zur Verminderung der Drogen-
probleme (MaPaDro III) legt fest, wie die Vier-Säulen-Politik in den Jahren 2006 bis 2011 

im Bereich der illegalen Drogen weitergeführt wird, um die mit den bisherigen Mass-

nahmenpaketen erzielten Erfolge zu sichern. Gewisse Akzentverschiebungen tragen 

zudem der veränderten Problemlage Rechnung. Die Ziele und Massnahmen basieren auf 

den bestehenden gesetzlichen Grundlagen; deren allfällige Revision ist nicht Teil des 

MaPaDro III. 

Das MaPaDro III umfasst sämtliche vier Säulen der Drogenpolitik, einschliesslich der 

Repression. Es wurde unter der Federführung des Bundesamts für Gesundheit (BAG) mit 

Einbezug des Bundesamts für Polizei (fedpol) und des Bundesamts für Justiz (BJ) erar-

beitet und wird im Grundsatz von diesen drei Bundesämtern gemeinsam getragen. Je-

des Amt ist dabei vollumfänglich für die Massnahmen in seinem Zuständigkeitsbereich 

verantwortlich. 

 

MaPaDro III als Antwort auf gegenwärtige Herausforderungen 

Die Inhalte des MaPaDro III wurden mit Sachverständigen aus dem Suchtbereich dis-

kutiert. Im Rahmen einer schriftlichen Stellungnahme wurden zudem verschiedene  

Gremien, Institutionen und Organisationen, die im Drogenbereich tätig sind, in die Erar-

beitung des Massnahmenpakets miteinbezogen. Dieser Einbezug der weiteren drogen-

politischen Akteure ist wichtig, weil der Bund in der gesamten schweizerischen Drogen-

politik lediglich eine unterstützende Funktion wahrnimmt. Die Umsetzung von Mass-

nahmen liegt indes weitgehend bei den Kantonen, Städten, Gemeinden sowie privaten 

Organisationen und Institutionen. 
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Die Problemsituation, aber auch die politische Lage und die wirtschaftlichen Rahmenbe-

dingungen haben sich seit Anfang der 1990er-Jahre, als der Bund das erste Massnah-

menpaket lancierte, verändert. Der Bund steht deshalb momentan vor gewissen strate-

gischen Herausforderungen, denen mit dem vorliegenden dritten Massnahmenpaket 

begegnet werden soll. 

Das MaPaDro III stellt eine Antwort dar 

− auf den von den Fachpersonen wahrgenommenen Anpassungsbedarf, indem es  

die Veränderungen in Bezug auf die Problemlage aufzeigt und gewisse Anpassungen 

in Richtung einer umfassenderen Drogen- bzw. Suchtpolitik einleitet. 

− auf den herrschenden Spardruck und den vorhandenen politischen Legitimations-
bedarf, indem es das bisher Erreichte, aber auch den bleibenden Handlungsbedarf 

aufzeigt und auf diese Weise drogenpolitische Massnahmen begründet. 

− auf den bestehenden Koordinationsbedarf, indem es auf Bundesebene nicht wie 

bisher nur drei, sondern sämtliche vier Säulen umfasst. Das MaPaDro III legt die  

Ziele und geplanten Tätigkeiten des Bundes in den vier Säulen fest und kann damit  

den anderen drogenpolitischen Akteuren als Orientierungspunkt dienen. Ihnen ge-

genüber nimmt der Bund im Hinblick auf eine bessere gegenseitige Ausrichtung der 

Aktivitäten eine moderierende und koordinierende Funktion wahr. 

 

 
1.1. Das MaPaDro III im Überblick 

Das MaPaDro III umfasst grob zwei Teile: 

− Kapitel 2 bis 5 liefern eine Beschreibung der Ausgangslage und Grundlagen  

der Drogenpolitik des Bundes; 

− Kapitel 6 bis 8 legen dar, was der Bund in den Jahren 2006 bis 2011 in der Drogen-

politik unternehmen will. 

 

Ausgangslage und Grundlagen der Drogenpolitik des Bundes 

Das MaPaDro III ist eine Weiterführung der bisherigen Drogenpolitik des Bundes. Als 

erstes wird deshalb ein Blick in die Vergangenheit geworfen. In Kapitel 2 zur Geschichte 
der Schweizer Drogenpolitik wird zuerst aufgezeigt, wie es dazu gekommen ist, dass die 

Politik im Drogenbereich aktiv geworden ist (Kapitel 2.1). Es war nämlich insbesondere 

das öffentliche Aufsehen um die offenen Drogenszenen Ende der 1980er-Jahre, das die 

Politik zum Handeln zwang. In Kapitel 2.2 wird anschliessend das bisherige Engagement 

des Bundes im Drogenbereich beschrieben. Der Bund unterstützte die Erweiterung des 

ursprünglichen Drei-Säulen-Modells der Drogenpolitik mit den Säulen Prävention, Thera-

pie und Repression um die Säule der Schadensminderung. Das so entstandene Vier-

Säulen-Modell bildete die Grundlage für zwei Massnahmenpakete, die der Bund ab 1991 

im Drogenbereich umsetzte. 

In Kapitel 3 werden die wissenschaftlichen Grundlagen und die Konzepte, auf welchen 

die Drogenpolitik des Bundes basiert, dargestellt. Dazu wird zuerst auf die wissenschaft-

lichen Erkenntnisse zur Art und Verbreitung des Konsums illegaler Drogen in der Schweiz 

eingegangen (Kapitel 3.1). Die neueren Trends wie die Zunahme des Konsums von Can-

nabis und von synthetischen Drogen, werden nachgezeichnet. Auch werden die Entwick-

lungen bei den Behandlungen von Abhängigen und deren gesundheitliche und soziale 

Situation beschrieben. Im zweiten Teil des Kapitels wird die Problematik der illegalen 
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Drogen in einen grösseren Zusammenhang gestellt und es wird ein mögliches Konzept 

präsentiert, mittels dem die Drogenthematik als Teil der Suchtproblematik sowohl breiter 

als auch differenzierter betrachtet werden kann (Kapitel 3.2). Dazu wird eine Öffnung der 

vier Säulen der Drogenpolitik als auch eine Unterscheidung nach verschiedenen Substan-

zen und Konsummustern vorgenommen. 

Das vierte Kapitel behandelt die gesetzlichen Grundlagen, die Akteure der Drogenpolitik 
und deren jeweiligen Aufgaben. Die Drogenpolitik basiert hauptsächlich auf dem Betäu-

bungsmittelgesetz (Kapitel 4.1). Dieses weist dem Bund unterstützende Aufgaben bei 

der Bekämpfung der gesundheitlichen Probleme im Zusammenhang mit dem Drogen-

konsum und bei der Durchsetzung des Verbots von Drogen zu (Kapitel 4.2). Für die kon-

kreten Massnahmen sind weitgehend die Kantone zuständig, wobei häufig auch die Ge-

meinden und namentlich die Städte eine wichtige Rolle spielen (Kapitel 4.3). Auf staatli-

cher Seite sind somit verschiedene Ebenen und überdies jeweils verschiedene Stellen 

pro Ebene in die Drogenpolitik involviert. Unter den verschiedenen staatlichen Akteuren 

findet eine freiwillige Koordination statt (Kapitel 4.4). Neben den staatlichen Akteuren gibt 

es eine Reihe von weiteren, zumeist privaten Organisationen, Institutionen und Vereini-

gungen, welche die Drogenpolitik ebenfalls wesentlich mitprägen (Kapitel 4.5). 

Die Darstellung der Ausgangslage und der Grundlagen der Drogenpolitik schliesst damit 

ab, dass die wichtigsten Herausforderungen genannt werden, die sich dem Bund ge-

genwärtig in diesem Bereich stellen. Es handelt sich hierbei erstens um einen Anpas-

sungsbedarf, zweitens um einen wachsenden Legitimationsdruck und drittens um einen 

Koordinationsbedarf. Kapitel 5 erläutert, wie das MaPaDro III diesen drei Herausforde-

rungen begegnet. 

 

Drogenpolitisches Engagement des Bundes 2006 � 2011 

Ausgehend von der Situationsanalyse und den Grundlagen der Drogenpolitik des Bundes 

werden im zweiten Teil des MaPaDro III die Ziele und Aktivitäten dargestellt, die der 

Bund im Zeitraum von 2006 bis 2011 im Bereich der illegalen Drogen verfolgen will.  

Einen Überblick zu diesem zweiten Teil des MaPaDro III vermittelt Abbildung 1. 
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Abbildung 1: MaPaDro III im Überblick 
 

 
 
 

Kapitel 6 legt als erstes die Grundsätze des MaPaDro III fest, an denen sich die Drogen-

politik des Bundes in den nächsten Jahren orientiert. Ein erster Grundsatzentscheid be-

steht darin, dass sich das MaPaDro III, wie bereits seine Vorgängerprogramme, auf den 

Bereich der illegalen Drogen konzentriert (Kapitel 6.1). Für diesen Bereich wird dann eine 

Vision formuliert, die durch drei Ziele präzisiert wird (Kapitel 6.2 und 6.3). Die Globalstra-

tegie, die der Bund verfolgt, ist weiterhin die Vier-Säulen-Politik. Allerdings soll eine Öff-

nung der Säulen stattfinden und eine grössere Durchlässigkeit erreicht werden (Kapi-

tel 6.4). Die Umsetzungsstrukturen zum MaPaDro III sollen eine gute bundesinterne 

Koordination erlauben (Kapitel 6.5). Gegenüber anderen drogenpolitischen Akteuren  

übernimmt der Bund die Rolle des Koordinators und Moderators. 
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Im folgenden siebten Kapitel werden die Grundsätze des MaPaDro III für die einzelnen 

vier Säulen konkretisiert, und zwar in folgender Reihenfolge: 

− Prävention (Kapitel 7.1)  

− Therapie (Kapitel 7.2)  

− Schadensminderung (Kapitel 7.3)  

− Repression (Kapitel 7.4)  

 

Zuerst wird jeweils definiert, was unter der entsprechenden Säule zu verstehen ist. An-

schliessend wird kurz die Ausgangslage skizziert. Dann wird festgelegt, welchen Beitrag 

die Säule zur Erreichung der drei in den Grundsätzen festgelegten Ziele leistet. Daraufhin 

werden die Strategien und Massnahmen, die der Bund in den nächsten Jahren verfolgen 

will, vorgestellt. Und schliesslich werden strukturelle Vorgaben zu deren Umsetzung 

gemacht. 

Wie erwähnt, nimmt der Bund in der Drogenpolitik unterstützende Aufgaben wahr, die 

sich mehrheitlich nicht auf eine bestimmte, sondern auf mehrere Säulen beziehen und 

gewissermassen transversal zu diesen verlaufen. Insgesamt werden sieben solch trans-
versale Funktionen unterschieden und in Kapitel 8.1 vorgestellt: 

− Bereitstellung von Grundlagen (Kapitel 8.1.1.)  

− Evaluation (Kapitel 8.1.2.)  

− Weiterbildung (Kapitel 8.1.3.)  

− Qualitätsförderung (Kapitel 8.1.4.)  

− Information (Kapitel 8.1.5.)  

− Koordination (Kapitel 8.1.6.)  

− Internationales (Kapitel 8.1.7.) 
 
Bei diesen Querschnittfunktionen wird jeweils die Ausgangslage dargestellt und an-

schliessend auf die vorgesehenen Schwerpunkte der Tätigkeiten eingegangen. Diese 

Tätigkeiten werden mit den in den Säulen genannten Strategien und Massnahmen ver-

knüpft. 

Schliesslich wird im Rahmen des MaPaDro III zwei transversalen Themen (Kapitel 8.2) 

besondere Beachtung geschenkt, die in verschiedenen Säulen zielgruppenspezifische 

Anpassungen der Massnahmen erfordern. Es handelt sich dabei um die Querschnitt-

themen Gender (Kapitel 8.2.1) und Migration (Kapitel 8.2.2). 

 

 
1.2. Aktionsplan 

Für die konkrete Durchführung des MaPaDro III wird auf der Basis des vorliegenden Do-

kuments ein Aktionsplan erarbeitet. Dieser legt Indikatoren für die Zielerreichung fest, 

präzisiert die geplanten Massnahmen und konkretisiert insbesondere die organisatori-

schen und finanziellen Aspekte der Umsetzung. Der Aktionsplan enthält auch zeitliche 

Vorgaben und wird periodisch aktualisiert. 
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2. Geschichte der Schweizer Drogenpolitik 

Das MaPaDro III knüpft eng an die bisherigen Tätigkeiten des Bundes und weiterer Ak-

teure im Drogenbereich und die Erfahrungen, die damit gemacht wurden, an. Die bis 

anhin verfolgte Drogenpolitik wird deshalb in diesem Kapitel kurz vorgestellt. Zuerst wird 

die Thematisierung des Drogenproblems in der öffentlichen und politischen Arena be-

trachtet (Abschnitt 2.1). Anschliessend werden die Aktivitäten des Bundes im Drogen-

bereich im historischen Abriss vorgestellt (Abschnitt 2.2). 

 

 
2.1. Das Drogenproblem in Öffentlichkeit und Politik 

Die Schweizer Drogenpolitik wurde in der Vergangenheit stark durch die öffentliche 

Wahrnehmung geprägt. Die grosse öffentliche Präsenz des Problems Anfang der 1990er-

Jahre erzeugte einen politischen Handlungsdruck, der schliesslich auf allen Ebenen dazu 

führte, dass politische Massnahmen ergriffen wurden. 

 

 
2.1.1. Öffentliche Wahrnehmung des Drogenproblems 

Die öffentliche Wahrnehmung des Drogenproblems hat sich gemäss dem Bild aus Be-

völkerungsbefragungen über die Zeit stark verändert. Ende der 1980er- und in der ersten 

Hälfte der 1990er-Jahre war der Anteil der Befragten, die Drogen als grosses Problem 

betrachteten, hoch (siehe Abbildung 2). Dies lässt sich auf die offenen Drogenszenen 

zurückführen, die sich ab 1987 bildeten. Die starke Zunahme der Zahl der Abhängigen 

von illegalen Drogen und ihre offensichtliche Verelendung schockierte die Bevölkerung 

(Spinatsch und Hofer 2004). 

 
Abbildung 2: Prozentualer Anteil der Stimmberechtigten, die «Drogen» als eines der fünf grössten  
Probleme der Schweiz ansehen, 1988!2004 (Quelle: gfs.bern 2004; Spinatsch und Hofer 2004: 29) 
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1995 wurde mit dem Letten in Zürich die letzte offene Drogenszene geschlossen. Der 

Stellenwert, welcher der Drogenproblematik in Umfragen zugeschrieben wurde, nahm 

zuerst sprunghaft und später kontinuierlich ab, bis die Drogenfrage in den Jahren 2002 

und 2003 mit der Cannabisdiskussion erneut etwas an Brisanz gewann. Nur für einen 

relativ kleinen Anteil der Befragten gehören Drogen heute allerdings zu den wichtigsten 

Problemen der Schweiz. 

Umfragen in den 1990er-Jahren ergaben, dass rund die Hälfte der befragten Personen 

einen drogenpolitischen Mittelweg befürwortete, der sowohl liberale als auch repressive 

Elemente beinhaltete, während je ein Fünftel ein ausschliesslich liberales bzw. ein aus-

geprägt restriktives Vorgehen wünschte (Spinatsch und Hofer 2004: 33�35). Die beiden 

Volksinitiativen, die eine sehr restriktive («Jugend ohne Drogen», 1997) bzw. eine sehr 

liberale Drogenpolitik («Droleg», 1998) verlangten, wurden denn auch deutlich abgelehnt 

(71% bzw. 73% Nein). 

Beim Cannabis ist die öffentliche Meinung hingegen unklar. In einer Umfrage im Jahr 

2000 wurde keines von vier Modellen zur Cannabispolitik, die von einer Legalisierung bis 

zu einem strikten Verbot der Substanz reichten, klar gutgeheissen oder abgelehnt. Die 

Befürwortungsraten waren bei den zwei Kompromissmodellen (Tolerierung trotz Verbots 

und Strafbefreiung des Eigenkonsums) nur leicht höher als bei der Legalisierung und 

dem Verbot (Müller 2004). 

 

 
2.1.2. Politische Wahrnehmung des Drogenproblems 

Die illegalen Drogen stellten im Suchtbereich in der Vergangenheit das wichtigste Politi-

kum dar. Zwei Drittel der suchtpolitischen Vorstösse, die zwischen 1990 und 2003 in den 

eidgenössischen Räten eingereicht wurden, befassten sich mit Drogen, während sich 

nur etwa ein Viertel auf Alkoholprobleme und knapp 15% auf den Tabakkonsum bezo-

gen. Alle übrigen Suchtformen beschäftigten das Parlament wenig oder gar nicht (Spi-

natsch und Hofer 2004: 42�45). 

Wie die öffentliche Präsenz veränderte sich auch die politische Wahrnehmung im Laufe 

der Zeit stark. Die Zahl der Vorstösse, die sich mit illegalen Drogen im Allgemeinen be-

fassten, stieg bis 1994 stark an. Nach der Schliessung der offenen Drogenszenen in den 

Städten ging die Anzahl markant zurück und pendelte sich auf einem tiefen Niveau ein. 

Konstant war die Beschäftigung mit dem Thema Heroin, während Cannabis erst ab Mitte 

der 1990er-Jahre zum Gegenstand politischer Vorstösse wurde (Spinatsch und Hofer 

2004: 42�45). 
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Abbildung 3: Vorstösse zu illegalen Drogen in den eidgenössischen Räten, 1990!2002  
(Quelle: Spinatsch und Hofer 2004: 44) 
 

 
Die Kurven in Abbildung 3 verlaufen mehr oder weniger parallel zu jener in Abbildung 2. 

Die politische Wahrnehmung des Drogenproblems stellt somit einen Spiegel der öffentli-

chen Problemwahrnehmung dar. Es scheint, dass die zeitweilig starke Präsenz der Dro-

genprobleme in der Öffentlichkeit einen politischen Handlungsdruck erzeugte. Tatsäch-

lich wurden ab Anfang der 1990er-Jahre auf allen Ebenen drogenpolitische Massnahmen 

ergriffen − so auch auf Bundesebene. 

 

 
2.2. Das drogenpolitische Engagement des Bundes 

Die neuere Geschichte der Drogenpolitik beginnt mit dem Anstieg des Drogenkonsums 

Ende der 1960er-Jahre und dem ersten Todesfall infolge einer Heroinüberdosis 1972. Die 

damalige Zunahme des Konsums sowie die weitere Entwicklung des Drogenproblems 

sind vor dem Hintergrund des allgemeinen Wertewandels und der fortschreitenden Indi-

vidualisierung zu sehen (EKDF 2005: 15�19). 

1975 wurde im Betäubungsmittelgesetz verankert, dass die Kantone zur Verhütung von 

gesundheitlichen Problemen im Zusammenhang mit dem Konsum von Drogen Mass-

nahmen ergreifen und Drogenabhängigen Behandlungen anbieten müssen. Der Bund 

erhielt gleichzeitig den gesetzlichen Auftrag, die Kantone sowie die weiteren drogenpoli-

tischen Akteure dabei zu unterstützen (siehe Kapitel 4). Der Bund setzte sich deshalb in 

der Folge für die Förderung von drogenpolitischen Massnahmen ein. 
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2.2.1. Vom Drei- zum Vier-Säulen-Modell 

Zu Beginn gab es in den Kantonen drogenpolitische Massnahmen in drei Bereichen: 

− Prävention; 

− Therapie;  

− Repression.  

 

Dieses so genannte Drei-Säulen-Modell der Drogenpolitik wurde vom Bund unterstützt. 

Mit der Zunahme der Anzahl der Abhängigen, ihrer Verelendung, der Verbreitung von 

HIV/Aids und dem Entstehen von offenen Drogenszenen, die für öffentliches Aufsehen 

sorgten, ergriffen verschiedene Städte und Kantone gegen Ende der 1980er-Jahre zu-

sätzlich zu den bisherigen Massnahmen solche zur Schadensminderung. Damit entstand 

in einigen Kantonen und Städten eine weitere Säule. 

1991, als der Bund ein erstes Massnahmenpaket zur Verminderung der Drogenprobleme 

lancierte (siehe folgender Abschnitt 2.2.2), zeichnete sich die Erweiterung des Drei-

Säulen-Modells um die Säule der Schadensminderung bereits ab. Explizit bekannte sich 

der Bundesrat 1994 zum Vier-Säulen-Modell und bekräftigte dieses seither in seinen 

Stellungnahmen zur Drogenpolitik.1 In der zweiten Hälfte der 1990er-Jahre wurden zwei 

Volksinitiativen verworfen, die nicht mit dem Vier-Säulen-Modell vereinbar gewesen wä-

ren, weil sie entweder eine ausgesprochen restriktive oder eine äusserst liberale Dro-

genpolitik verlangt hätten (siehe Abschnitt 2.1.1). Indirekt sprach sich mit ihrer Ablehnung 

auch die Bevölkerung im Grundsatz für die Vier-Säulen-Politik aus. 

Das Vier-Säulen-Modell bildet nach wie vor die Grundlage für die Drogenpolitik des Bun-

des. Es ermöglicht dem Bund eine pragmatische, problemorientierte Suchthilfe, indem 

es vom eigenverantwortlichen Menschen ausgeht, gleichzeitig aber auch das Recht auf 

Schutz und Hilfestellung berücksichtigt. Auch in anderen europäischen Ländern geht die 

Entwicklung in Richtung eines ganzheitlichen drogenpolitischen Ansatzes, wie ihn das 

Vier-Säulen-Modell verkörpert und der sowohl die Angebots- als auch die Nachfrageredu-

zierung umfasst (EBDD 2004). 

Allerdings ist es bis anhin nicht gelungen, das Vier-Säulen-Modell in der Schweiz gesetz-

lich zu verankern. Die Revision des Betäubungsmittelgesetzes, in deren Rahmen die 

Verankerung vorgesehen war, ist 2004 am Widerstand gegen die darin enthaltene Neu-

regelung des rechtlichen Status von Cannabis gescheitert. Gegenwärtig ist ein Vorschlag 

für eine Teilrevision in Arbeit, mit der die unbestrittenen Elemente der gescheiterten 

Revision (Vier-Säulen-Modell, Jugendschutz, heroingestützte Behandlung) unter Aus-

klammerung der Cannabisfrage gesetzlich verankert werden sollen. Das Gesetz kann 

voraussichtlich 2008 in Kraft treten, sofern nicht das Referendum ergriffen wird. Der 

gesetzliche Status von Cannabis soll hingegen im Zusammenhang mit der derzeit hängi-

gen Volksinitiative «für eine vernünftige Hanf-Politik mit wirksamem Jugendschutz», der 

so genannten Hanfinitiative, geklärt werden. 

 

 

                                                        
1  Positionsbezug des Bundesrates zur Drogenpolitik vom 6. September 1994, Botschaft des Bundes-

rates zu den Volksinitiativen «DroLeg» und «Jugend ohne Drogen» vom 16. Juni 1995, Botschaft des 
Bundesrates zur Revision des Betäubungsmittelgesetzes vom 9. März 2001. 
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2.2.2. Massnahmenpakete Drogen (MaPaDro I und II) 

1991 beschloss der Bundesrat ein erstes Massnahmenpaket zur Verminderung der Dro-

genprobleme (MaPaDro I 1990−1996). Damit beauftragte er das Bundesamt für Gesund-

heit (BAG) mit der Umsetzung von Massnahmen in den Interventionsbereichen Präventi-

on, Therapie und später auch Schadensminderung. Die Massnahmen im Bereich der 

Repression waren nicht Teil des MaPaDro I, sondern wurden gesondert behandelt. Glei-

ches galt für das zweite Massnahmenpaket zur Verminderung der Drogenprobleme  

(MaPaDro II 1998−2002), das der Bundesrat 1997 beschloss und mittels welchem die 

Massnahmen in den Bereichen Prävention und Therapie sowie explizit auch Schadens-

minderung konsolidiert und weiterentwickelt werden sollten. 

Mit den beiden Massnahmenpaketen wurden drei Hauptziele verfolgt: 

− den Einstieg in die Drogensucht verhindern; 

− den Ausstieg aus der Abhängigkeit erleichtern; 

− die Lebensbedingungen und den Gesundheitszustand von Drogenabhängigen sowie 

ihre Integration verbessern. 

 

Neben den Tätigkeiten in den drei Säulen (Prävention, Therapie und Schadensminderung) 

sahen die zwei Massnahmenpakete Begleitmassnahmen vor (Fort- und Weiterbildung 

von Fachleuten, Forschung, Evaluation, nationale Koordination). Zudem wurden in den 

Bereichen Migration und Gefängnis spezielle Aktionspläne entwickelt. Schliesslich setzte 

das Massnahmenpaket vier Aktionsstrategien fest: Information und Dokumentation, 

Promotion und Innovation, Koordination und Harmonisierung sowie Qualitätsförderung 

(Zobel et al. 2003). 

Im Rahmen der beiden Massnahmenpakete wurden mehr als 300 Programme und Pro-

jekte unterstützt. Dabei wurden insbesondere innovative Ansätze gefördert und diese auf 

der Basis von wissenschaftlicher Forschung beurteilt. Der Bund führte die Aktivitäten in 

der Regel nicht selber durch, sondern setzte stattdessen auf andere − sowohl staatliche 

als auch private Akteure. Damit trug er zu ihrer drogenpolitischen Mobilisierung bei. Im 

Zeitraum von 1991 bis 2000 gab der Bund schätzungsweise 200 Millionen Franken für 

Massnahmen aus. Im Verhältnis zu den Gesamtkosten, die im Drogenbereich anfielen, 

war dieser Bundesanteil allerdings gering. 

Die beiden Massnahmenpakete waren klar auf die Verminderung der Heroinabhängigkeit 

ausgerichtet. Hier konnte der Bund einen Beitrag zu einer Reihe von drogenpolitischen 

Erfolgen leisten. Auf Seiten der Abhängigen konnte eine Stabilisierung des Gesundheits-

zustands erreicht werden. Vor allem konnte die Zahl der HIV-Infektionen und Drogento-

desfälle gesenkt werden. Verschiedene Indikatoren sprechen zudem für eine aktuell 

rückläufige Entwicklung bei den Heroinabhängigen (siehe Epidemiologie, Kapitel 3.1). 

Aus gesellschaftlicher Sicht ist wichtig, dass die Beschaffungsdelikte zurückgegangen 

und die offenen Drogenszenen grösstenteils verschwunden sind. Hingegen konnte das 

Auftauchen neuer Probleme mit anderen illegalen Drogen mit den beiden Massnahmen-

paketen nicht verhindert werden. 
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3. Wissenschaftliche und konzeptionelle  
Grundlagen 

Anfang der 1990er-Jahre war es der öffentliche Druck, der die Politik zum Handeln 

zwang (siehe Kapitel 2.1). Aus fachlicher Sicht erweist sich ein staatliches Eingreifen 

auch aufgrund der Verbreitung und der möglichen negativen gesundheitlichen und sozia-

len Auswirkungen des Drogenkonsums als notwendig. In diesem Kapitel werden die 

aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse zur Verbreitung und Art des Drogenkonsums 

sowie zu den Gesundheitsrisiken, die sich daraus ergeben, zusammengetragen (Epide-

miologie, Abschnitt 3.1). 

Der Konsum illegaler Drogen ist nicht isoliert, sondern vielmehr als Teil des Problems 

«Sucht» zu betrachten. Bereits bei der Darstellung der epidemiologischen Situation wird 

deshalb an einigen Stellen auch der Konsum der legalen Substanzen Alkohol und Tabak 

thematisiert. Der umfassendere Suchtkontext wird dann vor allem im zweiten Teil des 

Kapitels erörtert (Abschnitt 3.2). Es wird ein erweitertes Vier-Säulen-Modell als mögliche 

konzeptionelle Grundlage für eine systematische Betrachtung der illegalen Drogen als 

Bestandteil der Suchtproblematik vorgestellt.  

 

 
3.1. Epidemiologie des Drogenkonsums in der Schweiz2 

In diesem Abschnitt werden die wissenschaftlichen Erkenntnisse zur Verbreitung und Art 

des Konsums illegaler Drogen in der Schweiz dargestellt. Zu diesem Zweck wird zuerst 

die Verbreitung des Konsums der verschiedenen Substanzen in der Bevölkerung allge-

mein betrachtet, bevor auf den Drogenkonsum in Partymilieus im Besonderen eingegan-

gen wird. Dann wird die Situation jener Personen geschildert, die eine Drogenabhängig-

keit aufweisen. Zum Schluss werden die wichtigsten Erkenntnisse zusammengefasst. 

 

 
3.1.1. Drogenkonsum in der Bevölkerung allgemein 

Der Konsum illegaler Drogen ist je nach Altersgruppe unterschiedlich. In der Folge wird 

auf den Konsum im Schulalter, in der Adoleszenz und bei jungen Erwachsenen sowie in 

der erwachsenen Bevölkerung eingegangen. 

 

Konsum im Schulalter 

Der Konsum von illegalen Drogen bei Jugendlichen kann mit Hilfe von zwei internationa-

len Studien (HBSC und ESPAD) analysiert werden, die mit Schülerinnen und Schülern 

durchgeführt wurden (Gmel et al. 2004; Schmid et al. 2003). Die auf die Schweiz bezo-

genen Teile dieser Studien hat die Schweizerische Fachstelle für Alkohol- und andere 

Drogenprobleme (SFA) durchgeführt. 

 

                                                        
2  Dieses Kapitel wurde von Frank Zobel, Institut universitaire de médecine sociale et préventive, 

Lausanne, verfasst. 
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Abbildung 4: Entwicklung des prozentualen Anteils der 15- bis 16-jährigen Schweizer Schülerinnen  
und Schüler im neunten Schuljahr, die bereits bestimmte illegale Substanzen konsumiert haben (Quelle: 
SFA/HBSC, Schmid et al. 2003) 
 

 
Abbildung 4 zeigt die kontinuierliche Zunahme des Anteils der Schülerinnen und Schüler, 

die schon einmal Cannabis konsumiert haben. Im Jahr 2002 gaben ungefähr 40% der 15- 

bis 16-jährigen Schülerinnen und 50% der Schüler an, sie hätten bereits mindestens 

einmal Cannabis konsumiert. Was Erfahrungen mit anderen Drogen anbelangt, ist der 

Trend relativ stabil. Die Stabilität gilt insbesondere für den Konsum von Opiaten und Me-

dikamenten, die als Drogen eingenommen werden. Stabil ist grundsätzlich auch der Kon-

sum bei den anderen Substanzen, auch wenn zum Teil eine geringfügige Zunahme 

(Ecstasy, Kokain) oder Abnahme (Klebstoffe und Lösungsmittel) verzeichnet werden 

konnte. 

Aus der ESPAD-Studie geht hervor, dass die grosse Mehrheit der Jugendlichen, die ein-

mal Cannabis ausprobieren, in der Folge wiederholt Cannabis konsumieren. Mehr als 

jeder Zehnte der 15- bis 16-jährigen Jugendlichen (11%) gab an, bereits über 40 Mal 

Cannabis konsumiert zu haben (Gmel et al. 2004). Diese Daten sind ein Hinweis, dass 

das Durchschnittsalter beim Erstkonsum dieser Substanz wahrscheinlich gesunken ist 

(EBDD 2004).  

Die mit Schülerinnen und Schülern durchgeführten Studien liefern auch Informationen 

zum Alkohol- und Tabakkonsum. So scheint der regelmässige (wöchentliche) Tabakkon-

sum bei den 15- bis 16-Jährigen von 1998 bis 2002 etwas abgenommen zu haben. Doch 

nach wie vor konsumiert über ein Viertel der Schülerinnen und Schüler dieser Alters-

gruppe regelmässig Tabak. Etwa 18% dieser Schülerinnen und Schüler weisen einen 

täglichen Tabakkonsum auf, wobei zwischen Mädchen und Jungen kein erheblicher Un-

terschied festgestellt werden kann (Schmid et al. 2003). 

Anders ist es beim Alkoholkonsum, wo der Anteil der Jugendlichen, die regelmässig 

(wöchentlich) konsumieren, beträchtlich angestiegen ist, wobei zwischen Mädchen 

(25,8%) und Jungen (40,5%) nach wie vor ein deutlicher Unterschied besteht. Diese 

Zunahme wird bei Jungen hauptsächlich auf den Bierkonsum und bei Mädchen auf den 
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Konsum von Alcopop-Getränken zurückgeführt (Schmid et al. 2003). Aus der ESPAD-

Studie geht auch hervor, dass mehr als jeder Sechste (17%) der 15- bis 16-jährigen Ju-

gendlichen bereits mindestens zehnmal betrunken war (Gmel et al. 2004). In der Studie 

wird ausserdem geschätzt, dass ein Viertel der Jungen und ungefähr 15% der Mädchen 

dieser Altersgruppe einen episodischen Risikokonsum3 aufweisen. 

 

Konsum in der Adoleszenz und bei jungen Erwachsenen 

Das Gesundheitsverhalten von 16- bis 20-jährigen Lehrlingen, Schülerinnen und Schülern 

wurde in der SMASH-Studie untersucht (Narring et al. 2004). Anhand der Resultate die-

ser Studie lässt sich nachvollziehen, wie sich der Konsum bei Jugendlichen über das 

Alter der Schulpflicht hinaus entwickelt hat. Personen dieser Altersgruppe, die weder 

eine Schule besuchen noch eine Berufsausbildung machen (Berufstätige, Drop-outs 

usw.), wurden in dieser Studie jedoch nicht berücksichtigt. 

Der Anteil der Jugendlichen, die Cannabis ausprobiert haben, nimmt nach dem Alter von 

16 Jahren nur noch langsam zu. Während am Ende der obligatorischen Schulzeit knapp 

50% der Schülerinnen und Schüler erste Erfahrungen mit Cannabis gemacht haben, liegt 

dieser Anteil im Alter von 20 Jahren bei ungefähr zwei von drei Personen, wobei zwi-

schen jungen Männern (68,9%) und jungen Frauen (64,2%) kein grosser Unterschied 

besteht. Aus den Daten der SMASH-Studie geht auch hervor, dass ungefähr zwei Drittel 

der Jugendlichen, die Cannabis konsumierten, später damit aufhörten oder nur noch 

gelegentlich Cannabis konsumieren. Das übrige Drittel ! hauptsächlich junge Männer ! 

hat während des vorangegangenen Monats über zehnmal Cannabis konsumiert; die 

Mehrheit dieser Personen konsumiert täglich. Sie entsprechen unter den 16- bis 20-

Jährigen einem Anteil von 12,7% bei den jungen Männern und von 3,8% bei den jungen 

Frauen. 

2004 ist in der Schweiz erstmals eine telefonische Befragung bei 13- bis 29-Jährigen zum 

Konsum von Cannabis durchgeführt worden (Neuenschwander et al. 2005). Diese zeigt, 

dass etwas weniger als die Hälfte (46%) dieser Altersgruppe bereits Cannabis konsu-

miert hat; etwas mehr als ein Achtel (13,2%) der Befragten gab zudem an, diese Sub-

stanz in den vorangegangenen sechs Monaten konsumiert zu haben. Diese Zahlen könn-

ten auf eine fortwährende Stabilisierung des Konsums unter Jugendlichen im Schulalter 

und jungen Erwachsenen in der Schweiz hinweisen. Gleichzeitig zeigt die Studie aller-

dings, dass das Alter des Erstkonsums von Cannabis gesunken ist, was mit einem grös-

seren Risiko der Entwicklung eines problematischen Konsums (siehe Konsummuster, 

Kapitel 3.2.2) verbunden ist. 

Was die übrigen illegalen Drogen anbelangt, zeigt die SMASH-Studie, dass deren Kon-

sum nach der obligatorischen Schulzeit und insbesondere im Alter von ungefähr 

18 Jahren zunimmt. Dies gilt indessen nicht für Heroin; diese Substanz probieren nach 

wie vor nur sehr wenige Personen aus (1,4%). Im Gegensatz dazu nimmt die Zahl der 16- 

bis 20-Jährigen zu, die bereits Erfahrungen mit synthetischen Stimulanzien wie Ecstasy 

(8,2%), mit LSD und halluzinogenen Pilzen (9,2%) und mit Kokain/Crack (6%) gemacht 

haben. Zwei Drittel der Jugendlichen im entsprechenden Alter, die synthetische Drogen 

oder Kokain ausprobiert hatten, hatten ihren Konsum zum Zeitpunkt der Studie einge-

stellt oder unterbrochen. Bei den aktiven Konsumierenden handelte es sich hauptsäch-

lich um Gelegenheitskonsumierende, welche die Substanz während des vorangegange-

                                                        
3  Punktueller Konsum von grossen Mengen (Binge Drinking, Rauschtrinken). 
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nen Monats ein- oder zweimal konsumiert haben. Die Daten der SMASH-Studie zeigen 

auch, dass die Prävalenz unter jungen Männern und Personen, die eine Berufslehre ma-

chen, am höchsten ist. 

Hinsichtlich der legalen Substanzen geht aus der Studie hervor, dass der Anteil der re-

gelmässigen Raucherinnen und Raucher nach dem Abschluss der obligatorischen Schul-

zeit noch einmal deutlich zunimmt und im Alter von 20 Jahren schliesslich ungefähr 30% 

bei den jungen Frauen und 40% bei den jungen Männern erreicht. Bei den 16- bis 20-

Jährigen nimmt auch der Anteil der Personen zu, die wöchentlich Alkohol konsumieren. 

Die entsprechenden Anteile betragen 42% bei den jungen Frauen und 67% bei den jun-

gen Männern, wobei diese Werte in den letzten zehn Jahren um über 10% angestiegen 

sind. Schliesslich gaben 30% der jungen Frauen und 52% der jungen Männer an, in den 

vorangegangenen 30 Tagen mindestens einmal betrunken gewesen zu sein. 

 

Konsum bei Erwachsenen 

Anhand der Schweizerischen Gesundheitsbefragung (SGB) kann die Entwicklung des 

Konsumverhaltens der in der Schweiz wohnhaften 15- bis 39-Jährigen untersucht wer-

den (BFS 2003, 2004). 

Was den Konsum von illegalen Drogen anbelangt, sind aus den Daten der SGB für den 

Zeitraum von 1997 bis 2002 kaum Veränderungen festzustellen (siehe Abbildung 5). Es 

ist jedoch möglich, dass gewisse Resultate dieser Studie die Realität nur unzureichend 

wiedergeben und die von 1997 bis 2002 tatsächlich eingetretenen Entwicklungen in die-

sen Daten nicht zum Ausdruck kommen. Ein Hinweis dafür ist die Tatsache, dass sich 

das Verhalten der jungen Erwachsenen (15- bis 24-Jährige) gemäss dieser Studie nur 

sehr geringfügig verändert hat, was teilweise im Widerspruch zu den Resultaten der 

oben erwähnten Studien steht. 

 
Abbildung 5: Entwicklung des prozentualen Anteils der 15- bis 39-Jährigen in der Schweiz, die bestimmte 
illegale Substanzen konsumiert haben (Quelle: BFS/SGB) 
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Dennoch kann davon ausgegangen werden, dass die Daten der SGB ausreichend bele-

gen, dass beim Konsum von illegalen Drogen � wie übrigens auch beim Konsum von 

legalen psychoaktiven Substanzen � unter den Erwachsenen gegenwärtig kein erhebli-

cher Anstieg zu verzeichnen ist. 

 

 
3.1.2. Konsum in Partymilieus 

In der Schweiz wurden verschiedene lokale Umfragen realisiert, um das Konsumverhal-

ten von Jugendlichen zu untersuchen, die Freizeiteinrichtungen und speziell Techno-

Partys besuchen (Allemann und Pauli 2000; Chinet et al. 2003; Rezny und Bachmann 

2004; Streetwork Zürich 2004; Thomas 2000). Diese Studien wurden in der Regel mit 

Personen durchgeführt, die einen Stand zur Drogenprävention oder ein so genanntes 

«Drug-Checking» (siehe Glossar) aufsuchten. Demzufolge beziehen sich diese Studien 

auf eine Untergruppe, die einen sehr hohen Drogenkonsum aufweist. Mit Hilfe einiger 

weiterer Arbeiten, die in Europa (Calafat 2004; Calafat et al. 1998; Calafat et al. 1999; 

Tossmann et al. 1999, 2001) und anderenorts (Fendrich und Johnson 2005) realisiert 

wurden, kann jedoch eine allgemeine Übersicht über den Konsum der entsprechenden 

Substanzen, insbesondere der Stimulanzien (Kokain, Amphetamine, Ecstasy), im Techno-

Milieu erstellt werden. 

Der grössere Teil und vielfach die Mehrheit der Personen, die Techno-Partys besuchen, 

konsumieren Tabak, Alkohol und/oder Cannabis, jedoch keine weiteren illegalen Sub-

stanzen. Der Rest, d. h. ungefähr 30 bis 50% der Besucherinnen und Besucher von 

Techno-Partys, haben bereits mindestens einmal eine oder mehrere andere Substanzen 

konsumiert. Am häufigsten gilt dies für Ecstasy, gefolgt von Kokain und/oder Ampheta-

minen. Diese Personen, die bereits Erfahrungen mit solchen Substanzen gemacht haben, 

lassen sich in folgende Untergruppen aufteilen: 

− eine grosse Mehrheit von Personen, die den Konsum unterbrochen hat oder die  

entsprechenden Substanzen gelegentlich konsumiert. In dieser Untergruppe ent-

spricht das Profil der Konsumierenden jenem des Poly-Drug occasional User gemäss 

Tossmann et al. (1999). Dabei handelt es sich um Personen, welche diese Substan-

zen nur gelegentlich � in der Regel am Wochenende �, aber unsachgemäss konsu-

mieren (Mischkonsum, zu grosse Mengen) und damit gewisse akute Gesundheits-

risiken eingehen; 

− eine deutlich kleinere Untergruppe von Personen, welche die Substanzen auf gleiche 

Weise, aber regelmässig an jedem Wochenende konsumieren. Im Vergleich zur ers-

ten Gruppe treten hier die akuten Risiken häufiger auf, und es besteht eine höhere 

Wahrscheinlichkeit, dass die Personen einen noch problematischeren Konsum ent-

wickeln; 

− eine kleine Untergruppe von Personen, welche die Stimulanzien auch unter der  

Woche konsumieren. Die Personen dieser Gruppe konsumieren fast alle Kokain, und 

der Übergang zu einem täglichen Konsum steht kurz bevor oder ist bereits erfolgt. 

Aus dieser Untergruppe stammt ein Teil der Personen, welche Therapieeinrichtun-

gen oder niederschwellige Einrichtungen (NSE) in Anspruch nehmen. Diese Per-

sonen unterscheiden sich von den üblichen Klientinnen und Klienten dieser Einrich-

tungen, indem sie im Allgemeinen jünger sind, nie Drogen injiziert und in gewissen 

Fällen auch nie Heroin konsumiert haben (siehe folgender Abschnitt 3.1.3). 
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3.1.3. Abhängige Drogenkonsumierende 

Die Daten in Bezug auf die Drogenabhängigkeit betreffen Konsumentinnen und Konsu-

menten von Heroin und Kokain.  

Die Zahl der Personen, die in der Schweiz regelmässig Heroin konsumieren, wurde im 

Zeitraum von 1992 bis 1993 (Gervasoni et al. 1996) auf ungefähr 30 000 und im Jahr 

1997 auf ungefähr 28 000 (Maag 2003) geschätzt. Wenn die Methode angewandt wird, 

die für die zweite Schätzung verwendet wurde, gelangt man für das Jahr 2002 zu einer 

Zahl von ungefähr 26 000 Personen, die in der Schweiz regelmässig Heroin konsumieren. 

Dies scheint zu bestätigen, dass die Zahl dieser Konsumierenden kontinuierlich abnimmt. 

Die Gruppe der Personen, die von Kokain, nicht aber von Heroin abhängig sind, scheint 

noch immer relativ klein zu sein (Kraus et al. 2005). 

 

Behandlungssituation 

Die Zahl der Methadonbehandlungen in der Schweiz hat Ende der 1980er-Jahre und An-

fang der 1990er-Jahre erheblich zugenommen. Auf diese Zunahme folgte von 1994 bis 

1996 eine Phase der Stabilität, die auf die parallele Entwicklung der ärztlichen Verschrei-

bung von Heroin zurückzuführen ist. Ab 1997 wies die Zahl dieser Behandlungen wieder 

eine zunehmende Tendenz auf, und im Jahr 2000 wurden 18 393 entsprechende Be-

handlungen verzeichnet. Seither hat die Zahl wieder abgenommen; im Jahr 2004 wurden 

17 561 Methadonbehandlungen registriert. Diese erste tatsächliche Abnahme der Me-

thadonbehandlungen innerhalb von 20 Jahren ist darauf zurückzuführen, dass die Zahl der 

Einsteigerinnen und Einsteiger bei den Heroinkonsumierenden in der Schweiz gesunken 

ist. So werden im Kanton Waadt gegenwärtig etwa 50 Erstbehandlungen mit Methadon 

pro Jahr verzeichnet, während diese Zahl in den 1990er-Jahren durchschnittlich bei meh-

reren 100 Behandlungen lag (Huissoud et al. 2005). 
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Abbildung 6: Anzahl Methadonbehandlungen in der Schweiz, 1979!2004 (Quelle: BAG/act-info 2002) 
 

 
 
Das BAG führte am 17. September 2004 eine Umfrage bei den kantonsärztlichen Diens-

ten zur tatsächlichen Zahl der Personen durch, die sich einer Substitutionsbehandlung 

unterziehen.4 Diese Datenerhebung ergab die folgenden Zahlen: 14 588 Personen in 

einer Methadonbehandlung, 1280 Personen in einer Heroinbehandlung, 486 Personen in 

einer Buprenorphinbehandlung und 51 Personen in einer Morphinbehandlung. Damit 

befanden sich insgesamt 16 406 Personen in einer Substitutionsbehandlung. Zu dieser 

Zahl muss noch ein Teil der 800 Personen hinzugezählt werden, die sich gemäss der so 

genannten FOS-Statistik5 in einer stationären Therapie befanden (Schaaf et al. 2004).6 

Auch müssen jene Personen dazugerechnet werden, die eine ambulante Therapie ohne 

Substitution machten. Damit beläuft sich die Gesamtzahl der Drogenkonsumierenden in 

der Schweiz, die sich in einer Therapie befinden, auf ungefähr 17 000 bis 18 000 Perso-

nen. 

Aus einem Vergleich der Schätzung der Zahl der heroinabhängigen Personen (26 000) mit 

der Zahl der Personen, die sich im Jahr 2004 in Behandlung befanden (17 000 bis 

18 000), ergibt sich eine Therapierate von ungefähr 65%. Dieser Wert entspricht den 

Ergebnissen von Studien, die in anderen Ländern, insbesondere in verschiedenen Städ-

ten der Niederlande (EMCDDA 2003), durchgeführt wurden. 

 

                                                        
4  Bei der gleichen Person können während eines Jahres auch mehrere Substitutionsbehandlungen 

hintereinander durchgeführt werden. 
5  Statistik des Forschungsverbunds stationäre Suchttherapie. 
6  Ungefähr ein Fünftel der Personen, die im Jahr 2003 in eine stationäre Therapie aufgenommen 

wurden, befanden sich zum Zeitpunkt der Aufnahme auch in einer Substitutionsbehandlung. 
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Demografische Merkmale 

Die soziodemografischen Merkmale der abhängigen Drogenkonsumierenden können 

anhand der Daten untersucht werden, die aus den Therapiestatistiken sowie aus Befra-

gungen stammen, die in niederschwelligen Einrichtungen (NSE) mit Spritzenabgabe 

durchgeführt wurden. 

Der Frauenanteil liegt bei diesen Daten in der Regel zwischen 25% und 30%. Seit 1997 

wird eine kontinuierliche Zunahme beim Alter der Personen verzeichnet, die sich in einer 

Therapie befinden und NSE mit Spritzenabgabe in Anspruch nehmen. Damals lag das 

Durchschnittsalter der Klientinnen und Klienten oder der Neueintretenden in den ver-

schiedenen Einrichtungen zwischen 25 und 31 Jahren. Bis im Jahr 2003 hatte sich diese 

Bandbreite um zirka fünf Jahre nach oben verschoben (Durchschnittsalter von ungefähr 

30 Jahren bei den stationären Therapien und von 36 Jahren bei der ärztlichen Verschrei-

bung von Heroin) (BAG 2004c; Schaaf et al. 2004). 

Die Zunahme des Durchschnittsalters der abhängigen Drogenkonsumierenden ist Aus-

druck einer qualitativen Veränderung der Problematik. So haben heute Personen, die in 

eine Therapie eintreten oder die NSE aufsuchen, vielfach eine über zehnjährige «Drogen-

karriere» hinter sich. Sie leiden häufig unter zahlreichen Krankheiten, und ihre berufliche 

Wiedereingliederung ist sehr problematisch. 

 

Konsumverhalten 

Die Situation der abhängigen Drogenkonsumierenden kann ausgehend von den Ergeb-

nissen der nationalen Befragungen der Klientinnen und Klienten von NSE mit Spritzenab-

gabe, die in den Jahren 1993, 1994, 1996 und 2000 realisiert wurden und 2006 erneut 

durchgeführt wird, dargestellt werden (Zobel et al. 2003). 

Die meisten Personen, die das Angebot der NSE in Anspruch nehmen, konsumieren die 

Drogen intravenös. Rund 90% von ihnen haben bereits Drogen injiziert, und sie haben 

dies fast alle auch in den sechs Monaten vor der Befragung getan (85% im Jahr 1993 

und 79% im Jahr 2000). Der Anteil der Personen, die erst seit kurzem (weniger als zwei 

Jahre) intravenös konsumieren, hat zwischen 1993 und 2000 stark abgenommen: von 

30% auf 7% (vgl. auch demografische Merkmale oben). Die durchschnittliche Zahl der 

Injektionen pro Woche nahm ebenfalls ab von 18,9 im Jahr 1994 auf 17,7 im Jahr 1996 

und anschliessend auf 13,7 im Jahr 2000. Zwischen den verschiedenen Städten und 

Kantonen bestehen indessen grosse Unterschiede, die in vielen Fällen mit dem Konsum 

von Kokain zusammenhängen. 
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Tabelle 1: Entwicklung des Konsums der Klientinnen und Klienten der NSE in der Schweiz, 1993!2000; 
sämtliche Stichproben 
 

Konsum/Therapie 1993 
N=1119 

1994 
N=907 

1996 
N=944 

2000 
N=924 

% schon einmal Drogen injiziert 89 89 91 90 

% in den letzten sechs Monaten  
Drogen injiziert 

85 ♠85 86 79 

% neue intravenös Konsumierende  
(<= zwei Jahre) 

30 24 14 7 

Durchschnittliche Anzahl Jahre des 
intravenösen Konsums 

6,7 7,8 8,8 11,8 

Intravenöser Konsum 

Durchschnittliche Anzahl Injektionen  
pro Woche 

 ♠18,9 17,7 ♠13,7 

% Heroinkonsumierende 99 ♠99 99 ♠98 

% Kokainkonsumierende 82 ♠91 92 ♠88 

Intravenöser Konsum mind. 
einmal im Leben 

% Konsumierende von Cocktails ♣66 ♠79 85 ♠75 

% regelmässige Heroinkonsumierende 61 63 67 54 

% regelmässige Kokainkonsumierende 23 27 31 27 

Häufigkeit des Konsums  
während des Monatsa 

% regelmässige Konsumierende von 
Cocktails 

♣16 30 37 25 

% in Methadonbehandlung 35 45 45 56 Substitutionsbehandlung 

% in Heroinprogramm   11 4 
♠ Für Zürich liegen keine Daten vor. 
♣ Für Bern liegen keine Daten vor. 
a Häufigkeit des Konsums bezogen auf die Gesamtzahl der Befragten. 
Regelmässiger Konsum = mehrmals pro Woche. 
 

Heroin ist nach wie vor die Substanz, die am regelmässigsten � d. h. von der Hälfte der 

Klientinnen und Klienten der NSE mehrmals wöchentlich � konsumiert wird, obwohl der 

regelmässige Konsum etwas abzunehmen scheint. Der Konsum von Kokain und Cock-

tails7 nahm von 1993 bis 1996 zu. Anschliessend war in diesem Bereich wieder ein 

Rückgang zu verzeichnen (von 1996 bis 2000). Parallel dazu hatte die Zahl der Klientinnen 

und Klienten von NSE zugenommen, die sich in einer Methadonbehandlung befanden. 

Dies könnte die Abnahme des Anteils der Personen erklären, die Cocktails konsumierten. 

 

Risiko- und Schutzverhalten  

Der Anteil der Personen, die in den vorangegangenen sechs Monaten das Injektionsma-

terial mitbenutzt haben, stieg von 9% im Jahr 1994 auf 12% im Jahr 2000, während der 

gemeinsame Gebrauch des Materials zur Vorbereitung der Injektion zwar zurückzugehen 

scheint, aber dennoch weiterhin relativ häufig ist. In Bezug auf die Risiken einer sexuel-

len HIV-Übertragung sind hingegen kaum Veränderungen festzustellen. Die Kondombe-

nutzungsrate mit Gelegenheitspartnerinnen und -partnern ist mit jener vergleichbar, die in 

der Gesamtbevölkerung zu beobachten ist. Im Zusammenhang mit der Prostitution ist 

das Schutzverhalten weiter verbreitet. Mit festen Partnerinnen und Partnern ist der 

Schutz hingegen gering. 

                                                        
7  Mischung aus Heroin und Kokain. 
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Tabelle 2: Entwicklung der HIV-Exposition und des Schutzverhaltens der Klientinnen und Klienten von 
NSE in der Schweiz, 1993!2000; sämtliche Stichproben 
 

Benutzung von gebrauchtem Material 1993 
N=1119 

1994 
N=907 

1996 
N=944 

2000 
N=924 

% mind. einmal im Lebena 40 ♠37 44 45 

% in den letzten 6 Monatenb 17 9 11 12 

Mitbenutzung von  
Spritzen/Nadeln 

% im Gefängnis in den letzten 2 Jahrenc   6 9 

Weitergabe von  
Spritzen/Nadelnb 

% in den letzten 6 Monaten 
 ♠9 9 9 

% gemeins. Gebrauch des Löffels   68 51 

% gemeins. Gebrauch des Filters   46 38 

% gemeins. Gebrauch von Watte   3 ♠7 

Mitbenutzung von  
anderem Materialb in den 
letzten 6 Monaten 

% gemeins. Gebrauch von Wasser    ♠26 

♠ Für Zürich liegen keine Daten vor. 
a Anteil bezogen auf die Personen, die mindestens einmal im Leben intravenös konsumiert haben. 
b Anteil bezogen auf die Personen, die in den vorangegangenen 6 Monaten intravenös konsumiert  
 haben. 
c Dieser Anteil wird ausgehend von allen Personen berechnet, die in den vorangegangenen zwei  
 Jahren im Gefängnis waren. 
 
Todesfälle 

Die Zahl der Drogentodesfälle erreichte 1992 einen Höchstwert (419 Tote), danach war 

ein Rückgang und ab 1998 eine Stabilisierung bei etwa 200 Todesfällen pro Jahr zu beo-

bachten. Die Kurve der aidsbedingten Todesfälle, bei denen von einer Drogeninjektion als 

Übertragungsweg ausgegangen wird, verläuft ähnlich: Sie verzeichnet 1994 einen 

Höchstwert von 340 Todesfällen und seit etwa 2000 eine Stabilisierung bei rund 

50 Todesfällen pro Jahr. 

Da keine Kohortenstudie vorliegt, ist es nicht möglich, die Mortalität innerhalb der Grup-

pe der Abhängigen zu bestimmen. Allerdings lässt sich beobachten, dass im Zeitraum 

von 1992 bis 1995 jährlich etwa 640 bis 740 der damals schätzungsweise rund 30 000 

Personen starben, die regelmässig Heroin konsumierten. Die Einführung der Kombinati-

onstherapien, die Zunahme bei den Methadonbehandlungen und Massnahmen zur Scha-

densminderung haben dazu beigetragen, dass diese Zahl auf etwa 250 Todesfälle bei 

rund 26 000 regelmässig Konsumierenden gesunken ist. Seit über fünf Jahren geht diese 

Zahl jedoch nicht mehr weiter zurück. 
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Abbildung 7: Anzahl Drogentodesfälle und Anzahl aidsbedingte Todesfälle, bei denen als Übertragungs-
weg eine Drogeninjektion angenommen wird, 1974!2004 (Quelle: fedpol und BAG) 
 

 
Drogenbedingte Infektionskrankheiten 

Injizierender Drogenkonsum kann ein Übertragungsweg für eine Reihe von Infektions-

krankheiten sein. Im Vordergrund stehen dabei Infektionen mit HIV/Aids und mit Hepa-

titis. 

 

HIV 

Zwischen 1991 und 2000 ist die Zahl der positiven HIV-Tests in der Schweiz stetig zu-

rückgegangen (vgl. Abbildung 8). 2001 und 2002 stieg diese Zahl wieder leicht an, bevor 

sie sich 2003 stabilisierte. Bei den Drogenkonsumierenden war der Rückgang besonders 

ausgeprägt, wobei seit 1998 eine Stabilisierung der neuen Fälle zu beobachten ist. 

Etwa neun von zehn Klientinnen und Klienten der verschiedenen Angebote (ambulante 

Behandlung, Methadonbehandlung, NSE) erklärten im Jahr 2000, sich bereits einem HIV-

Test unterzogen zu haben, und 5 bis 15% von ihnen gaben an, der Test sei positiv ge-

wesen. Diese Zahlen sind seit mehreren Jahren stabil. 
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Abbildung 8:  Entwicklung der Zahl der positiven HIV-Tests in der Gesamtbevölkerung und der geschätz-
ten Zahl der positiven HIV-Tests bei Drogeninjizierenden in der Schweiz nach Meldejahr, 1988!2004 
(Quelle: BAG) 
 

 
 
Hepatitis 

Die Mehrheit (59%) der Klientinnen und Klienten der NSE erklärten im Jahr 2000, sie 

hätten einen positiven Hepatitis-C-Test gehabt, und 40% gaben einen positiven Hepatitis-

B-Test an. Im stationären Sektor wurden gemäss der FOS-Statistik im Zeitraum von 1997 

bis 2000 Prävalenzen zwischen 30% und 40% für Hepatitis C und zwischen 22% und 

28% für Hepatitis B angegeben. Verschiedene andere Studien haben indes gezeigt, dass 

in Wirklichkeit die Hälfte oder praktisch die Gesamtheit der intravenös Konsumierenden 

mit dem Hepatitis-C-Virus und 40% bis 70% mit dem Hepatitis-B-Virus infiziert sind 

(EMCDDA 2004; FASD 2005). 

 

Soziale Situation 

Die grosse Mehrheit der Abhängigen verfügt über eine feste Unterkunft, und nur etwa 

10% geben an, ohne festen Wohnsitz zu sein. Über die Hälfte der abhängigen Konsu-

mierenden ist nicht erwerbstätig, wobei sich die Situation diesbezüglich tendenziell eher 

verschlechtert hat. Für den Lebensunterhalt bei diesen Erwerbslosen kommen in etwa 

neun von zehn Fällen die Sozialversicherungen und die Sozialhilfe auf. Illegale Einkünfte 

sind seltener. Auch die Beschaffungsprostitution hat zwischen 1993 und 2000 von 30% 

auf 18% der Frauen, die von NSE Gebrauch machen, abgenommen. 
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Strafanzeigen 

Die Zahl der Strafanzeigen wegen Heroinkonsums ist in den letzten zehn Jahren von 

etwas über 20 000 pro Jahr auf ungefähr 7000 stark zurückgegangen. Dagegen haben 

die Strafanzeigen wegen Kokainkonsums von 4000 bis 5000 Anfang der 1990er-Jahre 

auf gegenwärtig 10 000 zugenommen. Dies ist darauf zurückzuführen, dass sich diese 

Substanz in der Schweiz auf dem Schwarzmarkt verbreitet hat. 

 
Abbildung 9: Entwicklung der Zahl der Strafanzeigen wegen Heroin- und Kokainkonsums in der Schweiz, 
1974!2004 (Quelle: fedpol) 
 

 
Den Grossteil der Strafanzeigen wegen Konsums illegaler Drogen in der Schweiz ma-

chen im Übrigen die Verzeigungen wegen Cannabiskonsums aus. Seit Mitte der 1970er-

Jahre hat ihre Zahl fast fortlaufend zugenommen und liegt mittlerweile bei rund hundert 

Fällen pro Tag (36 961 Fälle für das Jahr 2004). 

 

 
3.1.4. Zusammenfassung der wichtigsten Erkenntnisse 

Bei Schülerinnen und Schülern ist eine Zunahme des Cannabis- und Alkoholkonsums zu 

verzeichnen. Dieser Trend besteht seit mehreren Jahren und steht im Zusammenhang 

mit einem allgemeinen Anstieg des Konsums von psychoaktiven Substanzen durch Ju-

gendliche in den Industrieländern. Die Entwicklung geht einher mit einer Abnahme des 

Alters beim Erstkonsum sowie mit einer Zunahme der Konsumhäufigkeit und episodi-

schen Risikokonsums im Schulalter. Diese Entwicklungen sind grundsätzlich beunruhi-

gend. Sie werden jedoch etwas durch die Tatsache abgeschwächt, dass nur eine kleine 

Minderheit der Jugendlichen, die Erfahrungen mit psychoaktiven Substanzen wie Canna-

bis machen, schliesslich zu regelmässigen Konsumierenden werden. Ausserdem ist der 

Konsum von bestimmten Substanzen wie synthetischen Drogen oder Kokain unter Schü-

lerinnen und Schülern nach wie vor ein Phänomen von marginaler Bedeutung. 
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Aus den Daten, die bei älteren Jugendlichen und jungen Erwachsenen erhoben wurden, 

geht hervor, dass der Alkohol-, Tabak- und Cannabiskonsum nach Abschluss der obligato-

rischen Schulzeit weiter ansteigt. Dies gilt insbesondere für den regelmässigen Konsum 

dieser Substanzen. Im Übrigen nehmen Erfahrungen mit anderen Substanzen � wie syn-

thetischen Drogen und Kokain � in dieser Altersgruppe zu. Es kommt jedoch nur in selte-

nen Fällen zu einem regelmässigen Konsum. Der Heroinkonsum bewegt sich auf einem 

sehr bescheidenen Niveau. 

Die verfügbaren Daten zum Konsum von synthetischen Drogen und Kokain im Rahmen 

von Partys zeigen insbesondere, dass der gleichzeitige Konsum von zahlreichen legalen 

und illegalen psychoaktiven Substanzen im Rahmen von Partys weit verbreitet ist. Aus 

den Daten geht zudem auch hervor, dass ein kleiner Teil der jungen Erwachsenen im 

Partymilieu einen problematischen Konsum von Ecstasy und anderen Drogen, ein-

schliesslich Kokain, aufweist.  

In Bezug auf die Drogenabhängigkeit zeigen die Statistiken zu den Therapieeintritten und 

die in NSE durchgeführten Umfragen, dass das Durchschnittsalter der abhängigen Kon-

sumierenden zu- und die Zahl der Erstbehandlungen abgenommen hat. Dies weist zu-

sammen mit weiteren Indikatoren darauf hin, dass die Zahl der Personen mit einer Ab-

hängigkeit gesunken sein dürfte. Diese Verbesserung der Situation sollte jedoch nicht 

darüber hinweg täuschen, dass sich auch qualitative Veränderungen der Problematik 

ergeben haben. Der Mischkonsum, verschiedene somatische und psychische Krankhei-

ten sowie die Arbeitslosigkeit von abhängigen Personen weisen auf erhebliche gesund-

heitliche Probleme und Risiken hin, mit denen diese Konsumierenden konfrontiert sind. 

Dies ist auch eine Erklärung für den Umstand, dass die Indikatoren zu den Todesfällen 

und HIV-Infektionen seit einigen Jahren nicht zurückgehen, obwohl die Zahl der intrave-

nös Konsumierenden und der Heroinabhängigen leicht im Abnehmen begriffen ist. 

Schliesslich wird zunehmend offensichtlich, dass sich die Gruppe jener, die sich in einer 

Therapie befinden oder NSE in Anspruch nehmen, aus mehreren Untergruppen mit un-

terschiedlichen soziodemografischen, gesundheitlichen und sozialen Merkmalen zu-

sammensetzt (Huissoud et al. 2005). Es lassen sich die folgenden Untergruppen unter-

scheiden: 

− die Gruppe der stabilisierten «ehemaligen» intravenös Konsumierenden; 

− die Gruppe der nach wie vor intravenös Konsumierenden, die weiterhin grosse  

Risiken eingehen; 

− einige neu intravenös Konsumierende, die ebenfalls ein hohes Risikoverhalten  

aufweisen (Mischkonsum, Austausch von Injektionsmaterial, ungeschützte  

Sexualkontakte); 

− und schliesslich eine Gruppe von jüngeren Personen, die nicht intravenös kon-

sumieren.  

Diese verschiedenen Untergruppen weisen unterschiedliche Bedürfnisse auf und benö-

tigen daher auch individuell abgestimmte Behandlungsmodelle. 

 

 
3.2. Illegale Drogen als Teil der Suchtproblematik 

Der Konsum von illegalen Drogen ist ein komplexes Problem. Deshalb weist die Drogen-

politik Bezugspunkte zu einer Reihe von Politikbereichen auf. Insbesondere ist die Dro-

genpolitik nicht von der Politik in Bezug auf andere psychoaktive Substanzen zu trennen, 
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deren gemeinsamer Nenner die Suchtproblematik darstellt (Abschnitt 3.2.1). Eine umfas-

sende Betrachtung der Suchtthematik setzt entsprechende konzeptionelle Grundlagen 

voraus. In Abschnitt 3.2.2 wird ein erweitertes Vier-Säulen-Modell als mögliches Konzept 

vorgestellt. 

 

 
3.2.1. Verortung der Drogenpolitik 

Die Drogenproblematik ist als Teil der Gesundheits- und Sozialpolitik zu betrachten (vgl. 

auch EKDF 2005: 44), denn der Konsum von Drogen kann zu gesundheitlichen und sozia-

len Problemen führen. Die Gefahr besteht namentlich in der Entwicklung einer Sucht. 

Sowohl der Weg in eine Sucht als auch ihre Folgen sind individuell. Generell kann jedoch 

festgehalten werden, dass eine Sucht zu einem Kontrollverlust über gewisse Aspekte 

des eigenen Verhaltens führt, woraus sowohl für die betroffene Person selbst als auch 

für das nähere und weitere Umfeld körperliche, psychische, soziale oder wirtschaftliche 

Probleme entstehen können.  

Aufgrund wissenschaftlicher Erkenntnisse ist davon auszugehen, dass der Konsum aller 

psychoaktiven Substanzen sowie die Suchtprobleme, die sich daraus ergeben können, 

ähnliche Ursachen haben. Es spielt eine Vielzahl von Faktoren, die sowohl gesellschaftli-

cher, psychologischer, medizinischer, rechtlicher, politischer und ökonomischer Natur 

sind, eine Rolle (EKDF 2005). Die Politik ist nur beschränkt in der Lage, diese Faktoren 

und damit den Konsum von psychoaktiven Substanzen zu beeinflussen. Zudem sind 

diese Faktoren nicht allein von der Drogenpolitik abhängig, sondern auch von staatlichen 

Interventionen in den Bereichen Bildung, Arbeit, Jugend, Familie, Sozialsystem usw. Der 

Konsum von illegalen Drogen hängt somit von einem komplexen Wirkungsgefüge ab, in 

welchem die Drogenpolitik des Bundes nur ein Mosaikstein darstellt. 

Dass der Mensch versucht, seinen Gefühlszustand mittels psychoaktiver Substanzen zu 

beeinflussen, ist ein Jahrtausende altes Phänomen. Über die Zeit verändert haben sich 

die Substanzen, die konsumiert werden, die Konsummuster sowie die gesellschaftliche 

Bewertung der einzelnen Substanzen (EKDF 2005: 20�21). Diese gesellschaftliche Ein-

schätzung widerspiegelt sich auch im rechtlichen Status, der den einzelnen Substanzen 

zugewiesen wird; mit objektiven Kriterien (z. B. Abhängigkeitspotenzial) allein lässt sich 

die Einteilung in legale und illegale Substanzen nicht begründen. Eine isolierte Betrach-

tung der illegalen Drogen macht aus wissenschaftlicher Perspektive deshalb wenig Sinn; 

vielmehr ist der Konsum illegaler Drogen als Teil der Suchtproblematik zu betrachten.  

In verschiedenen Ländern sind denn auch Bestrebungen im Gange, die verschiedenen 

substanzorientierten Strategien besser miteinander zu verbinden oder in eine einheitliche 

Politik zu integrieren (Zobel et al. 2004). Auch in der Schweiz steht die Entwicklung einer 

integrierten Suchtpolitik zur Diskussion und wird insgesamt befürwortet (z. B. BAG 

2004b; Spinatsch und Hofer 2004). Das BAG hat bereits Bestrebungen eingeleitet, um 

seine laufenden und in Entwicklung begriffenen substanzspezifischen Aktivitäten im 

Suchtbereich aufeinander abzustimmen. Eine solche Abstimmung setzt geeignete Kon-

zepte voraus, die eine umfassende Betrachtungsweise ermöglichen. 
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3.2.2. Konzeptionelle Grundlagen für eine Suchtpolitik 

Jede Politik basiert auf bestimmten konzeptionellen Grundlagen, also auf Denkmodellen 

und -kategorien. Die Drogenpolitik stützt sich z. B. auf das Modell der vier Säulen. Solche 

konzeptionellen Grundlagen sind hilfreich, damit sich verschiedene Akteure verständigen 

und ihre Handlungen aufeinander abstimmen können.  

Im Bereich der Suchtpolitik fehlten bis anhin solche gemeinsamen konzeptionellen 

Grundlagen. Die EKDF (2005) hat nun ein umfassendes Modell vorgeschlagen, das eine 

Erweiterung des bisherigen Säulenmodells darstellt. Es geht erstens von einem breiteren 

Verständnis der einzelnen Säulen aus. Zweitens berücksichtigt das Modell die Tatsache, 

dass die sozialen und gesundheitlichen Schädigungen je nach psychoaktiver Substanz 

und drittens je nach Art des Konsums unterschiedlich sind. Um diesen Unterschieden 

Rechnung zu tragen, wird einerseits die Dimension der Substanzen und andererseits die 

Dimension der Konsummuster zum Vier-Säulen-Modell hinzugefügt. Damit entsteht ein 

dreidimensionales Modell in Form eines Würfels (siehe Abbildung 10), das in der Folge 

näher erläutert wird. 

 

Öffnung der Säulen 

Das Modell der EKDF geht von einem umfassenderen Verständnis der einzelnen Säulen 

aus, als dies bisher der Fall war. Zur Säule der Prävention gehören demnach auch der 

Gesundheitsschutz, die Gesundheitsförderung und die Früherkennung. Die Säule Thera-
pie umfasst neben den abstinenzorientierten Therapien sämtliche weiteren Behand-

lungsoptionen, die unter Umständen nicht auf den Ausstieg, jedoch ebenfalls auf eine 

Verbesserung der sozialen Integration ausgerichtet sind. Die Schadensminderung um-

fasst zusätzlich zu den Massnahmen in Bezug auf die Konsumierenden (individuelle 

Schadensminderung) auch Massnahmen zur Verringerung der gesellschaftlichen Beein-

trächtigungen (gesellschaftliche Schadensminderung). Unter die Repression fallen Mass-

nahmen, die der Durchsetzung rechtlicher Steuerungsmassnahmen (z. B. Verbote, Al-

tersbeschränkungen usw.) dienen, wobei ein spezielles Augenmerk auf den Jugend-

schutz gelegt wird. Dank dieser Öffnung können die einzelnen Säulen somit eine breitere 

Palette von Massnahmen beinhalten. 
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Abbildung 10: Dreidimensionales Modell für eine Suchtpolitik (Quelle: EKDF 2005) 
 

 
 

Dimension Substanzen 

Je nach psychoaktiver Substanz sind die Wirkungen und damit auch die gesundheitlichen 

und sozialen Beeinträchtigungen anders. Damit die Suchtpolitik diesen Unterschieden 

gerecht wird, ist es hilfreich, nach Substanzen zu unterscheiden. Damit werden auch 

Schwerpunkte und Lücken bei den Massnahmen deutlich. Im Bereich der illegalen Dro-

gen wird bei einer Einteilung der verschiedenen Massnahmen nach Substanzen z. B. eine 

starke Ausrichtung auf die Substanz Heroin offenbar. Gleichzeitig wird bei der Säule Prä-

vention deutlich, dass die meisten Massnahmen substanzunspezifisch sind und damit 

neben den illegalen auch die legalen psychoaktiven Substanzen einschliessen. Diese 

breitere Wirkung kann im bisherigen, auf illegale Drogen beschränkten Vier-Säulen-

Modell nicht dargestellt werden. 

Die Unterscheidung nach verschiedenen Substanzen macht zudem nicht nur Lücken bei 

den Massnahmen, sondern auch bei den wissenschaftlichen Grundlagen deutlich. So ist 

bisher z. B. nur relativ wenig über den Konsum von synthetischen Drogen und Kokain, 

über die Wirkungen von Cannabis oder über den missbräuchlichen Konsum von Medi-

kamenten mit psychoaktiver Wirkung bekannt. Die Dimension der Substanzen kann so-

mit auch für die Ausrichtung der zukünftigen Forschung hilfreich sein. 
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Dimension Konsummuster 

Im Bereich der illegalen Drogen stellt der Nichtkonsum die Norm dar. Findet trotzdem ein 

Konsum statt, variieren die gesundheitlichen und sozialen Beeinträchtigungen je nach Art 

des Konsums. Die Interventionen sind deshalb nicht nur an die spezifischen Merkmale 

einer bestimmten Substanz anzupassen, sondern auch an die Konsummuster. Unter-

schieden werden im Modell der EKDF (2005) drei Konsummuster: 

1. Risikoarmer Konsum: gelegentlicher und/oder tief dosierter Konsum, den das Indivi-

duum gut unter Kontrolle hat. 

2. Problematischer Konsum: Risikokonsum, bei dem die Probleme zwar nicht sichtbar, 

aber unterschwellig vorhanden sind, sowie gesundheitsschädigender Konsum, bei 

dem konkrete Probleme auf physischer, psychischer oder sozialer Ebene beobacht-

bar sind. 

3. Abhängigkeit: Konsum mit schwer wiegenden Auswirkungen, den das Individuum 

nicht mehr unter Kontrolle hat, obwohl es die Konsumprobleme kennt. Die Abhän-

gigkeit stellt gemäss der Definition der WHO eine Krankheit dar. 

 

Die Übergänge zwischen den drei Konsummustern sind fliessend. Zudem gibt es be-

stimmte Substanzen, bei denen es keinen risikoarmen Konsum geben kann. Auch kann 

es Personen geben, für die es keinen risikoarmen Konsum geben kann (z. B. psychisch 

Kranke). Die Unterscheidung nach idealtypischen Konsummustern hilft dennoch, die 

bestehenden Probleme differenzierter zu betrachten und entsprechend angepasste 

Massnahmen zu entwickeln. 

 

Das dreidimensionale Modell der EKDF stellt eine mögliche konzeptionelle Grundlage für 

eine integrale Suchtpolitik dar. Das MaPaDro III übernimmt denn auch gewisse Aspekte 

davon, doch entspricht eine mögliche Neuausrichtung auf eine umfassende Suchtpolitik 

einem komplexen Vorhaben, das über den Zeithorizont des MaPaDro III hinausreichen 

wird. Insbesondere die operative Umsetzung ist gegenwärtig erst in Ansätzen möglich. 

 

 



 

 
Die Drogenpolitik der Schweiz  |  33 

4. Gesetzliche Grundlagen, Akteure und  
ihre Aufgaben 

In diesem Kapitel werden die gesetzlichen Grundlagen und die Akteure der Schweizer 

Drogenpolitik beschrieben. Die Drogenpolitik betrifft alle drei staatlichen Ebenen ! Bund, 

Kantone sowie auch Städte und Gemeinden. Zwischen den staatlichen Akteuren findet 

über verschiedene Gremien eine freiwillige Koordination statt. Daneben gibt es eine Viel-

zahl zumeist privater Organisationen und Institutionen, die im Drogenbereich aktiv sind. 

Ausgehend von den gesetzlichen Grundlagen übernehmen diese verschiedenen Akteure 

unterschiedliche, sich gegenseitig ergänzende Aufgaben. 

 

 
4.1. Betäubungsmittelgesetz 

1918 ratifizierte die Schweiz das Übereinkommen von Den Haag von 1912, welches das 

Verbot von gewissen psychoaktiven Substanzen, die nicht medizinischen Zwecken die-

nen, begründete. 1924 erliess die Schweiz darauf aufbauend das erste Betäubungsmit-

telgesetz (BetmG); 1951 folgte das zweite Gesetz. Dieses zweite Betäubungsmittelge-

setz wurde 1968 und 1975 revidiert. Auf dieser gesetzlichen Grundlage aus dem Jahre 

1975 basiert die aktuelle Drogenpolitik des Bundes; im Juni 2004 ist eine Revision des 

Gesetzes im Nationalrat am Widerstand gegen die vorgeschlagene Neuregelung des 

rechtlichen Status von Cannabis gescheitert.  

Das Betäubungsmittelgesetz regelt den medizinischen Gebrauch von psychoaktiven 

Substanzen und verbietet gleichzeitig die Herstellung, den Handel, den Besitz und den 

Konsum von gewissen Substanzen zu nichtmedizinischen Zwecken. Das Gesetz definiert 

Massnahmen zur Durchsetzung des Verbots. So sind nicht nur die Herstellung, der Han-

del und der Besitz von Drogen strafbar, sondern auch der Konsum, wobei mit der zwei-

ten Revision eine Strafmilderung für den Konsum im Vergleich zum Handel mit illegalen 

Substanzen verankert wurde.8 Die Rechtssätze zum Verbot von Drogen stellen die 

Grundlage für die polizeilichen und justiziellen Massnahmen im Drogenbereich dar.  

Unter dem Abschnitt «Massnahmen gegen den Betäubungsmittelmissbrauch» schreibt 

das Gesetz vor, dass Bund und Kantone zur Verhütung und Verminderung des «Drogen-

missbrauchs», d. h. des Drogenkonsums zu nichtmedizinischen Zwecken Massnahmen 

ergreifen müssen. Die diesbezüglichen Gesetzesbestimmungen bilden das Fundament 

für die gesundheitspolitischen Massnahmen im Drogenbereich. 

Schliesslich regelt das Betäubungsmittelgesetz die jeweiligen Kompetenzen von Bund 

und Kantonen, die in der Folge näher beschrieben werden. 

 

 

                                                        
8  Die Strafbarkeit des Konsums illegaler Drogen ist allerdings gar nie grundsätzlich vom Gesetzgeber 

beschlossen worden, sondern geht auf einen Bundesgerichtsentscheid von 1969 zurück, bei dem 
argumentiert wurde, dass wer illegale Drogen konsumiere, sie vorher besitze und sich deshalb 
strafbar mache (EKDF 2005: 23). 
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4.2. Aufgaben des Bundes 

Der Bund hat gemäss dem Betäubungsmittelgesetz sowohl Aufgaben im Bereich der 

öffentlichen Gesundheit als auch in Bezug auf die Durchsetzung des Verbots von Drogen 

zu erfüllen. 

 

 
4.2.1. Gesundheitspolitische Aufgaben 

Die gesundheitspolitischen Aufgaben des Bundes im Drogenbereich sind in Art. 15c 

BetmG festgelegt (siehe Anhang: Betäubungsmittelgesetz). Dieser Gesetzesartikel stellt 

die Grundlage für die Massnahmen des Bundes in den Säulen Prävention, Therapie und 

Schadensminderung dar. 

Der Bund hat demnach einerseits die Aufgabe, «mit Beiträgen oder andern Massnahmen 

die wissenschaftliche Forschung über die Wirkungsweise der Betäubungsmittel sowie 

die Ursachen, Auswirkungen und Bekämpfungsmöglichkeiten des Betäubungsmittel-

missbrauchs [zu fördern]» (Art. 15c Abs. 1 BetmG). 

Andererseits hat der Bund die übrigen Akteure zu unterstützen, die in den Bereichen 

Prävention, Therapie und Schadensminderung tätig sind. In Art. 15c Abs. 3 BetmG heisst 

es: «Der Bund unterstützt Kantone und private Organisationen bei der Durchführung des 

Gesetzes durch Dienstleistungen. Er schafft eine Dokumentations-, Informations- und 

Koordinationsstelle und fördert die Ausbildung des Fachpersonals für die Behandlung 

betäubungsmittelabhängiger Personen.» 

Die gesundheitspolitischen Aufgaben werden durch das Eidgenössische Departement 

des Innern (EDI), namentlich durch das Bundesamt für Gesundheit (BAG) wahrgenom-

men. Insgesamt erfüllt das BAG ausgehend von Art. 15c BetmG sechs unterstützende 

Aufgaben (siehe transversale Funktionen, Kapitel Kapitel 8.1):  

− Bereitstellung von wissenschaftlichen und gesetzlichen Grundlagen; 

− Evaluation von Interventionsstrategien und Massnahmen; 

− Weiterbildung von Fachpersonen im Suchtbereich; 

− Qualitätsförderung in Suchteinrichtungen; 

− Information zu Sachfragen; 

− Koordinationsförderung.  

 

Als weitere Funktion ist der Bund für die internationale Zusammenarbeit zuständig. Er 

fördert den fachlichen internationalen Austausch und vertritt die Interessen der Schweiz 

in internationalen Gremien. 

Insgesamt gilt es allerdings festzuhalten, dass der Bund in den gesundheitspolitischen 

Säulen der Drogenpolitik unterstützend tätig ist. Die Zuständigkeit für die Aktivitäten im 

Feld liegt bei den Kantonen. 
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4.2.2. Polizeiliche und justizielle Aufgaben 

Der Bund übernimmt neben gesundheitspolitischen Aufgaben auch solche in Bezug auf 

die Durchsetzung des Verbots von Drogen und die Strafverfolgung. Die Bundeskompe-

tenzen in diesen Bereichen stellen insbesondere die Grundlage für die Aktivitäten des 

Bundes in der vierten Säule der Repression dar. 

Der Drogenhandel findet in der Schweiz überwiegend in bandenmässig organisierten 

Strukturen statt. Für seine Unterbindung sind die Kantone zuständig. Der Bund befasst 

sich mit vereinzelten grösseren Fällen bandenmässiger Kriminalität sowie mit der Be-

kämpfung des organisierten Verbrechens (Art. 260ter StGB) im Zusammenhang mit dem 

internationalen Drogenhandel. Zudem unterstützt er mit verschiedenen Massnahmen die 

Bekämpfung der Geldwäscherei (Aktivitäten der Bundeskriminalpolizei und der Melde-

stelle für Geldwäscherei). Im Rahmen der so genannten «Effizienzvorlage»9 wurden dem 

Bund unter anderem neue Ermittlungskompetenzen zur organisierten Kriminalität und zur 

Geldwäscherei übertragen. Aufgrund der eher «kleingewerblichen» Strukturen des 

Schweizer Drogenmarkts sind diese Kompetenzen weniger im nationalen als vielmehr im 

internationalen Kontext der Drogenbekämpfung von Bedeutung. 

Auf nationaler Ebene im Vordergrund steht die Unterstützung der Kantone durch den 

Bund. So fungiert das Bundesamt für Polizei (fedpol) gemäss Art. 29 BetmG als schwei-

zerische Zentralstelle für die Bekämpfung des unerlaubten Betäubungsmittelverkehrs. Es 

nimmt im Rahmen seiner Möglichkeiten eine Koordinationsfunktion gegenüber den Kan-

tonen wahr. Das fedpol fungiert auch als nationale Verbindungsstelle zu Interpol, der 

internationalen Organisation zur Bekämpfung der Kriminalität, und stellt damit den Kon-

takt zu internationalen Partnern sicher. Neben dem fedpol spielt, namentlich für die Un-

terbindung des Drogenschmuggels, auch die Eidgenössische Zollverwaltung eine wichti-

ge Rolle.  

Das Bundesamt für Justiz (BJ) hat in der Drogenpolitik Aufgaben im Bereich der Rechts-

setzung zu erfüllen.10 Zudem übernimmt das BJ im Rahmen der Strafverfolgung gewisse 

koordinative Aufgaben. Es führt ein zentrales Strafregister und gibt Strafregisterauszüge 

an Gerichts- und andere Behörden ab. Auf dem Gebiet der internationalen Rechtshilfe in 

Strafsachen und der Auslieferung arbeitet das BJ mit in- und ausländischen Gerichts- und 

Strafverfolgungsbehörden zusammen. 

Der wichtigste Berührungspunkt zur Drogenpolitik stellt für das BJ jedoch der Straf- und 

Massnahmenvollzug dar. Die Sektion Straf- und Massnahmenvollzug im BJ unterstützt in 

diesem Bereich Modellversuche, die zum Teil die Problematik des Drogenkonsums 

betreffen, und informiert auf diesem Gebiet über wichtige Entwicklungen.11 Da diese 

Aktivitäten im Rahmen des Straf- und Massnahmenvollzugs stattfinden, gleichzeitig aber 

in der Regel gesundheitliche Anliegen im Zentrum stehen, fallen sie gewissermassen in 

den Schnittbereich von gesundheitspolitischen und justiziellen Aufgaben. 

 

 

                                                        
9  Massnahmen zur Verbesserung der Effizienz und der Rechtsstaatlichkeit in der Strafverfolgung, 

Parlamentsbeschluss vom 22. Dezember 1999. 
10  Da eine allfällige Anpassung der gesetzlichen Grundlagen nicht Teil des vorliegenden Massnahmen-

pakets ist, wird nicht weiter auf die entsprechenden Aufgaben eingegangen. 
11  Grundlage dafür ist das Bundesgesetz über die Leistungen des Bundes für den Straf- und Mass-

nahmenvollzug vom 5. Oktober 1984. 



 

 
Die Drogenpolitik der Schweiz  |  36 

4.3. Aufgaben der Kantone und Gemeinden 

Der Bund nimmt in der Drogenpolitik, wie oben dargelegt, unterstützende Aufgaben 

wahr. Sowohl für die konkreten gesundheitspolitischen als auch die polizeilichen und 

justiziellen Massnahmen im Drogenbereich sind hingegen weitgehend die Kantone zu-

ständig, die über grosse Autonomie bei der Ausgestaltung und Umsetzung ihrer Drogen-

politik verfügen. Der Bund ist ihnen gegenüber höchstens in beschränktem Masse wei-

sungsbefugt. 

Die Kompetenzen der Kantone bei den gesundheitspolitischen Interventionen zur Dro-

genproblematik sind in Art. 15a BetmG geregelt. Die Kantone haben für die Aufklärung 

und Beratung zu Drogenfragen und zur Verhütung des Drogenkonsums (Prävention) so-

wie für die Betreuung und Behandlung von Konsumierenden (Therapie und Schadens-

minderung) zu sorgen. Sie tragen aufgrund ihrer Verantwortung als Versorger die finan-

zielle Hauptlast im Therapiebereich und oftmals auch für die Schadensminderung. 

Nicht nur im gesundheitspolitischen, sondern auch im polizeilichen und justiziellen Be-

reich haben die Kantone weitgehende Kompetenzen. Bei ihnen liegt grundsätzlich die 

Polizeihoheit und die Gerichtsbarkeit. Die Kantone sind für die Durchsetzung des Verbots 

von Drogen auf ihrem Gebiet zuständig. (Art. 2 BetmG). Nach Art. 28 BetmG sind sie 

auch für die Strafverfolgung bei Zuwiderhandlungen gegen das Gesetz verantwortlich. 

Zwar unterstehen die Kantone der Oberaufsicht des Bundes, doch verfügen sie über 

eine weit reichende Autonomie bei der Durchführung des Gesetzes. 

Die Übertragung von Aufgaben an die Gemeinden ist im Betäubungsmittelgesetz nicht 

ausdrücklich vorgesehen. Im Rahmen der Organisationsautonomie der Kantone steht es 

diesen allerdings frei, bestimmte Zuständigkeiten an die Gemeinden abzutreten. In der 

Tat sind viele Gemeinden drogenpolitisch aktiv. In erster Linie sind es dabei die Städte, 

die von der Drogenproblematik am unmittelbarsten betroffen sind. Bei ihnen liegt in Kan-

tonen, die keine ausgleichende Lastenverteilung kennen, oft auch die finanzielle Haupt-

last, insbesondere im Bereich der Schadensminderung. 

 

 
4.4. Freiwillige Koordination der staatlichen Akteure 

Im Rahmen ihres jeweiligen gesetzlichen Auftrags sind der Bund und die Kantone bzw. 

auch die Gemeinden weitgehend frei, ihre eigene Drogenpolitik zu entwickeln und umzu-

setzen. Die Wirksamkeit der drogenpolitischen Massnahmen der einzelnen Akteure 

hängt allerdings stark davon ab, ob sie auf die Massnahmen der übrigen Akteure abge-

stimmt sind. Es gibt deshalb im Drogenbereich verschiedene Gremien, die Koordinati-

onsaufgaben wahrnehmen. In Bezug auf die gegenseitige Abstimmung der kantonalen 

Politiken sind in erster Linie die interkantonalen Konferenzen bedeutsam. Daneben gibt 

es eine Reihe von Gremien, die speziell im Suchtbereich Koordinationsaufgaben wahr-

nehmen. 
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4.4.1. Interkantonale Konferenzen 

Auf politischer Ebene findet eine freiwillige Koordination der Kantone über die interkan-

tonalen Konferenzen statt, die sich aus den vom Volk gewählten Mitgliedern der kanto-

nalen Regierungen zusammensetzen, die einem bestimmten Departement vorstehen. 

Folgende interkantonalen Konferenzen befassen sich mit drogenpolitischen Fragen: 

− die Konferenz der kantonalen Sozialdirektoren und Sozialdirektorinnen (SODK); 

− die Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -

direktoren (GDK); 

− die Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und -direktoren 

(KKJPD). 

 

Obwohl die Drogenproblematik nur ein Aspekt ist, mit dem sich diese Strukturen ausei-

nandersetzen, sind sie für die Entwicklung und Verankerung der Drogenpolitik von ent-

scheidender Bedeutung. Dies trifft auch auf die Konferenz der Kantonalen Polizeikom-

mandanten der Schweiz (KKPKS) zu, in der im Unterschied zu den obigen Konferenzen 

allerdings nicht gewählte Exekutivmitglieder, sondern die Polizeikommandanten als Spit-

zenbeamte vertreten sind. 

 

 
4.4.2. Gremien im Suchtbereich 

Mit dem grossen Problemdruck Anfang der 1990er-Jahre lancierten sowohl die Städte 

als auch die Kantone und verschiedene Bundesstellen je eigene drogenpolitische Mass-

nahmen (siehe Kapitel 2.1). Mit der Zeit wurde das Bedürfnis deutlich, die Vielzahl ver-

schiedener Aktivitäten zu bündeln sowie den fachlichen Austausch und drogenpoliti-

schen Konsens zu fördern, um die Kohärenz der Drogenpolitik zu verbessern. 

Um einen solchen Austausch zu ermöglichen und den drogenpolitischen Konsens im 

Sinne der Vier-Säulen-Politik zwischen Bund, Kantonen und Städten zu verstärken, schuf 

der Bund 1996 die Koordinations- und Dienstleistungsplattform Sucht (KDS). Sie unter-

stützt verschiedene Gremien sowohl in administrativer als auch in fachlicher Hinsicht (zu 

den Aufgaben der KDS siehe Kapitel 8.1.6). Dabei gibt es sowohl Gremien, die dem hori-

zontalen (innerhalb einer bestimmten staatlichen Ebene), als auch solche, die dem verti-

kalen (zwischen staatlichen Ebenen) Austausch dienen. Über diesen gegenseitigen Aus-

tausch wird eine konsensuelle Abstimmung angestrebt. Die KDS-Gremien sind im Ein-

zelnen folgende: 

− Nationaler Drogenausschuss (NDA): Vereinigung von je sechs Vertreterinnen und 

Vertretern aus den Kantonen (EDK, SODK, SDK, KKJPD, KKBS), aus den Städten 

(SSV, SKBS) und aus der Bundesverwaltung (BAG, fedpol, BJ, GS EDI, BSV) sowie 

den Mitarbeitenden der KDS. Der NDA verfolgt die Entwicklung drogenpolitischer 

Massnahmen mit dem Ziel der gegenseitigen Abstimmung und des Austauschs  

zwischen den Ebenen Bund, Kantone und Städte. Es finden ein bis zwei Sitzungen 

pro Jahr statt. 

− Konferenz der Kantonalen Beauftragten für Suchtfragen (KKBS): Vereinigung der 

kantonalen Beauftragten für Suchtfragen aus 23 Kantonen. Die KKBS dient dem In-

formationsaustausch, verfasst Stellungnahmen zu aktuellen suchtpolitischen The-

men und gibt Empfehlungen ab. Ziel ist eine einheitliche schweizerische Suchtpolitik 
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unter Berücksichtigung der kantonalen Eigenheiten. Pro Jahr finden vier ordentliche 

Sitzungen sowie ein Seminar zu einem aktuellen suchtpolitischen Thema statt. 

− Städtische Konferenz der Beauftragten für Suchtfragen (SKBS): Vereinigung der 

Suchtbeauftragten sowie von Polizistinnen und Polizisten aus 26 Städten. Die SKBS 

dient dem Informationsaustausch und der Stellungnahme zu suchtpolitischen  

Themen mit dem Ziel einer einheitlichen Suchtpolitik. Schwerpunktthema ist die  

Zusammenarbeit zwischen sozialen, gesundheitlichen und polizeilichen Stellen auf 

kommunaler Ebene. Pro Jahr finden zwei ordentliche Sitzungen sowie ein Seminar 

zu einem aktuellen suchtpolitischen Thema statt. 

− Drogenplattform des Schweizerischen Städteverbandes (DSSV): Vereinigung der 

Exekutivmitglieder (Polizei-, Sozial- und Gesundheitsdirektionen) aus 23 Städten.  

Die Drogenplattform dient der Artikulation von suchtpolitischen Positionen und dem 

Informationsaustausch der Städte sowie zwischen Städten und Bund (BAG, fedpol). 

Es finden ein bis zwei Sitzungen pro Jahr statt, die vom Schweizerischen Städtever-

band in Zusammenarbeit mit dem BAG organisiert werden. 

− Arbeitsgruppe Zusammenarbeit Polizei und soziale Institutionen (ArbGrp ZuPo):  
Arbeitsgruppe, in der das Bundesamt für Polizei (fedpol), das Bundesamt für Ge-

sundheit (BAG), der Verband Schweizerischer Polizeibeamtinnen und -beamten 

(VSPB) sowie Infodrog, die schweizerische Koordinations- und Fachstelle Sucht ver-

treten sind. Die ArbGrp ZuPo dient dem fachlichen Austausch zwischen der Polizei 

und dem Sozial- und Gesundheitsbereich, der Organisation von gemeinsamen Wei-

terbildungen sowie der Entwicklung von gemeinsamen Strategien. Es finden vier  

Sitzungen pro Jahr statt.  

− Interdepartementale Arbeitsgruppe Drogen (IDAD): Ad-hoc-Gremium der Bundes-

verwaltung. Die IDAD dient der überdepartementalen Planung und Koordination der 

Massnahmen im Kompetenzbereich des Bundes. 

 

Daneben unterstützt die KDS auch die Eidgenössische Kommission für Drogenfragen 
(EKDF). Diese bundesrätliche Kommission, deren Auftrag in Art. 30 BetmG gesetzlich 

verankert ist, besteht aus 14 ad personam gewählten Experten und Expertinnen aus dem 

Drogenbereich. Im Gegensatz zu den übrigen KDS-Gremien dient sie weniger dem Aus-

tausch als der fachlichen und politischen Beratung des Bundesrats und insbesondere des 

Eidgenössischen Departements des Innern (EDI). Die EKDF nimmt zu politischen Ge-

schäften im Zusammenhang mit Drogen sowie zu drogenpolitischen Themen allgemein 

Stellung. 

 

 
4.5. Weitere Akteure der Schweizer Drogenpolitik 

Das Betäubungsmittelgesetz sieht ausdrücklich vor, dass die für die gesundheitspoliti-

schen Massnahmen zuständigen Behörden Aufgaben an private Organisationen übertra-

gen können (Art. 15a Abs. 3). Neben dem Bund, den Kantonen, Städten und Gemeinden 

gibt es deshalb eine Vielzahl von weiteren, oft privaten Akteuren, welche die schweizeri-

sche Drogenpolitik seit den frühen 1980er-Jahren mitprägen. Diese Institutionen, Organi-

sationen und Vereinigungen werden von den staatlichen Akteuren (Bund, Kantone und 

Gemeinden) aufgrund ihrer Fachkompetenz und ihrer grösseren Nähe zu den Betroffe-

nen oft mit der Umsetzung von drogenpolitischen Massnahmen beauftragt. 
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Es lassen sich verschiedene Arten von Akteuren unterscheiden. Erstens gibt es Instituti-

onen, die im Suchtbereich über spezifische fachliche Kompetenzen verfügen und die 

deshalb bei der Erarbeitung von Grundlagen für drogenpolitische Massnahmen in ihrem 

Kompetenzbereich wichtige Partner des Bundes darstellen. Dazu gehören etwa die 

Schweizerische Fachstelle für Alkohol- und andere Drogenprobleme (SFA, Schwerpunkt 

Prävention), das Institut für Sucht- und Gesundheitsforschung (ISGF, Schwerpunkt 

Suchtforschung) sowie z. B. auch pro juventute (Schwerpunkt Prävention). In den Säulen 

Therapie und Schadensminderung ist Infodrog, die schweizerische Koordinations- und 

Fachstelle Sucht, die vom BAG finanziert wird und bei der SODK angesiedelt ist, eine 

wichtige Ansprechpartnerin sowohl für die im Feld tätigen Institutionen als auch die Be-

hörden auf den verschiedenen Ebenen (vgl. auch Therapie und Schadensminderung, 

Kapitel Kapitel 7.2.4 und und 7.3.4). 

Zweitens gibt es sowohl auf nationaler als auch auf sprachregionaler und kantonaler  

Ebene Fachverbände, die sich für ihre fachlichen und beruflichen Interessen einsetzen. 

Ausgehend davon vertreten diese Verbände zum Teil auch gesellschaftspolitische Anlie-

gen. Auf nationaler Ebene zu erwähnen sind z. B. die Swiss Society of Addiction Medici-

ne (SSAM, Schwerpunkt Suchtmedizin), der Schweizerische Fachverband der stationären 

Suchteinrichtungen (SDSS, Schwerpunkt stationäre Therapieeinrichtungen) oder die Ar-

beitsgemeinschaft für risikoarmen Umgang mit Drogen (ARUD). Drei sprachregionale 

Fachverbände vertreten ein breites Spektrum von Institutionen, Organisationen und Be-

rufen: der Fachverband Sucht in der Deutschschweiz, das Groupement romand d�études 

sur l�alcoolisme et les toxicomanies (GREAT) in der Romandie und die Associazione per 

lo Studio e l�Intervento sulle Tossicodipendenze (ASID) im Tessin.  

Schliesslich gibt es Vereinigungen, die insbesondere aufgrund ihres gesellschaftspoliti-

schen Engagements für die Suchtthematik wichtige drogenpolitische Akteure darstellen. 

Als Beispiele zu nennen sind hier die Nationale Arbeitsgemeinschaft Suchtpolitik (NAS) 

oder Betroffenenorganisationen wie etwa der Dachverband der Eltern- und Angehörigen-

vereinigungen drogenabhängiger Jugendlicher (VEV DAJ). Auch weltanschaulich orien-

tierte Organisationen wie der Verband Christlicher Rehabilitationseinrichtungen (VCRD) 

gehören hier dazu. 

Diese Liste von Institutionen, Organisationen und Vereinigungen kann keinerlei Anspruch 

auf Vollständigkeit erheben. Die genannten Vereinigungen sind vielmehr als Vertreter 

einer bestimmten Kategorie von drogenpolitischen Akteuren statt als abschliessende 

Aufzählung zu verstehen. 
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5. Gegenwärtige Herausforderungen 

Wie in den vorhergehenden Kapiteln dargestellt, verfolgt der Bund seit den 1990er-

Jahren im Bereich der illegalen Drogen eine Vier-Säulen-Politik und hat im Rahmen von 

zwei Massnahmenpaketen zu ihren Erfolgen beigetragen, die sich in der Stabilisierung 

der sozialen sowie gesundheitlichen Befindlichkeit der Abhängigen und vor allem an der 

tieferen Anzahl der HIV-Infektionen und der Drogentodesfälle zeigen. Beim Heroin kann 

zudem von einer aktuell leicht rückläufigen Entwicklung der Anzahl Abhängiger ausge-

gangen werden (siehe Kapitel 3.1.3). Die Evaluation des MaPaDro II (Zobel et al. 2003) 

und die Studie zur Verankerung der Drogenpolitik auf kantonaler und kommunaler Ebene 

(Kübler et al. 2003) belegen diese positiven Wirkungen der Vier-Säulen-Politik. 

Aufgrund veränderter gesellschaftlicher, politischer und wirtschaftlicher Rahmenbedin-

gungen steht der Bund im Bereich der illegalen Drogen gegenwärtig allerdings vor ver-

schiedenen strategischen Herausforderungen. Hervorzuheben sind namentlich der be-

stehende Anpassungs-, Legitimations- und Koordinationsbedarf. Das MaPaDro III stellt 

eine Antwort auf diese drei Herausforderungen dar. 

 

 
5.1. Anpassungsbedarf 

Das MaPaDro III zeigt den Anpassungsbedarf auf, der sich aufgrund der veränderten 

Problemlage in Bezug auf den Drogenkonsum ergibt. Es fördert eine Öffnung sowie eine 

grössere Durchlässigkeit der einzelnen Säulen und ermöglicht so eine Ausrichtung auf 

die gesamte Suchtproblematik. 

 

Die Problemsituation im Drogenbereich hat sich in den vergangenen Jahren stark verän-

dert (siehe auch Kapitel 3.1). So sind insbesondere bei Jugendlichen steigende Prävalen-

zen bei Cannabis sowie Alkohol und Tabak zu verzeichnen. Zudem ist das Alter des Erst-

konsums gesunken. Im Anstieg begriffen ist auch der Konsum von Kokain. Auch werden 

immer neue synthetische Drogen entwickelt. Ausserdem verändert sich das Konsum-

verhalten. So sind beispielsweise Zunahmen beim Mischkonsum, bei den Mehrfachab-

hängigkeiten und den Komorbiditäten (Doppeldiagnosen von Sucht- und psychischer 

Erkrankung) festzustellen. Die durch den Drogenkonsum verursachten Probleme mani-

festieren sich bei den Betroffenen vermehrt nicht direkt, sondern verlagert, z. B. in sin-

kenden Leistungen, sozialer Desintegration oder deviantem Verhalten.  

Die Zunahme des Konsums von psychoaktiven Substanzen sowie die Veränderungen 

beim Profil der Konsumierenden und den Konsummustern verlangen Anpassungen bei 

den drogenpolitischen Interventionen. So ist beispielsweise eine umfassende Sucht-

prävention anzustreben, in deren Rahmen die Früherkennung einen wichtigen Platz  

einnimmt. Im Therapiebereich müssen die Behandlungen vermehrt an die individuellen 

Bedürfnisse der Klientinnen und Klienten angepasst werden. Personen, die seit Jahren 

Heroin und Kokain konsumieren, benötigen beispielsweise andere therapeutische Inter-

ventionen als Jugendliche mit einem problematischen Konsum von Cannabis. Im Bereich 

der Schadensminderung ergeben sich durch die neuen Substanzen und Konsummuster 

neue Risiken. Es sind Möglichkeiten zu suchen, auf diese Gefährdungen zu reagieren. 

Zudem haben die Interventionen nicht nur den Bedürfnissen der Konsumierenden, son-
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dern auch den gesellschaftlichen Erfordernissen gerecht zu werden. Schliesslich wirken 

sich die Massnahmen in den einzelnen Säulen auch in anderen Säulen aus. Diese Wech-

selwirkungen müssen vermehrt beachtet und die Massnahmen aufeinander abgestimmt 

werden. 

Um die notwendigen Anpassungen bei den drogenpolitischen Interventionen treffen zu 

können, müssen die konzeptionellen Grundlagen verändert werden. Das MaPaDro III 

strebt deshalb eine Öffnung der vier Säulen an (siehe Kapitel 6.4.1). Die Inhalte der ein-

zelnen Säulen werden breiter definiert.  

Zudem werden erstmals sämtliche vier Säulen ! inklusive der Repression ! ins Ma-

PaDro III einbezogen. Es werden Grundsätze definiert, nach welchen alle vier Säulen 

ausgerichtet werden sollen. Dadurch können die verschiedenen Massnahmen besser 

aufeinander abgestimmt und die Durchlässigkeit zwischen den Säulen gestärkt werden 

(siehe Kapitel 6.4.2). 

Ein integraler Ansatz, der die verschiedenen Sektoralpolitiken zu illegalen Drogen, Alkohol 

und Tabak umfassen würde, wäre aufgrund der Problemsituation begrüssenswert (EKDF 

2005; Spinatsch und Hofer 2004; Zobel et al. 2004; Zobel et al. 2003). Da die konzeptio-

nellen Grundlagen zu den verschiedenen Substanzen derzeit aber noch zu unterschied-

lich sind und es daneben eine Reihe von strukturellen Hürden gibt, wird das operative 

Schwergewicht weiterhin auf den Sektoralpolitiken liegen (Spinatsch und Hofer 2004; 

Zobel et al. 2004). Die Drogenpolitik des Bundes wird beim MaPaDro III jedoch immerhin, 

wo nötig und soweit zum gegenwärtigen Zeitpunkt möglich, in einen grösseren suchtpo-

litischen Zusammenhang gestellt. 

 

 
5.2. Legitimationsdruck 

Das MaPaDro III stellt in zweierlei Hinsicht eine Antwort auf den vorhandenen Legitima-

tionsdruck dar: Das drogenpolitische Engagement des Bundes wird erstens begründet, 
indem im MaPaDro III die Ausgangslage offen gelegt wird, und zweitens sichtbarer ge-

macht, indem die Grundsätze und Schwerpunkte für die Umsetzung klar festgelegt wer-

den. 

 

Zu Beginn der Vier-Säulen-Politik prägten die offenen Drogenszenen in verschiedenen 

Städten das Bild der Öffentlichkeit und waren eines der brisantesten Themen überhaupt. 

Diese starke öffentliche Präsenz der Drogenthematik führte zu politischen Interventionen 

auf allen Ebenen. Die Interventionen, mit denen ein Mittelweg zwischen einer sehr re-

striktiven und einer sehr liberalen Politik eingeschlagen wurde, sind in den 1990er-Jahren 

indirekt auch von der Bevölkerung gutgeheissen worden (siehe Kapitel 2). 

Dennoch ist das Bestreben, die Vier-Säulen-Politik im Rahmen der Revision des Betäu-

bungsmittelgesetzes (BetmG) zu verankern, vorläufig gescheitert. Die Diskussionen 

anlässlich dieser Revision, aber auch Studien (Kübler et al. 2003; Zobel et al. 2003) liefern 

Hinweise, dass der drogenpolitische Konsens, der in den 1990er-Jahren unter dem Ein-

druck der offenen Drogenszenen entstanden war, brüchig geworden und der Rechtferti-

gungsbedarf der Drogenpolitik seither wieder gestiegen ist. Verstärkt wird diese Tendenz 

durch den wachsenden Spardruck bei der öffentlichen Hand, der sich auch in diesem 

Bereich auswirkt und gewisse Interventionen in Bedrängnis bringt. 
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Das MaPaDro III basiert auf einer Bestandesaufnahme dessen, was man zur 

Drogenproblematik weiss und in der Drogenpolitik bisher gemacht und erreicht hat 

(Kapitel 1 bis 4). Es legt somit die Ausgangslage der Drogenpolitik des Bundes offen und 

zeigt gleichzeitig den bleibenden Handlungsbedarf auf. Damit legitimiert es das 

Engagement des Bundes in diesem Bereich. Indem das MaPaDro III zudem die Ziele, 

Strategien und Massnahmen definiert, die der Bund bei der Umsetzung seiner Politik in 

den Jahren 2006 bis 2011 verfolgen will (Kapitel 6 bis 8), erhöht es die Sichtbarkeit des 

Bundesengagements.  

 
5.3. Koordinationsbedarf 

Um dem vorhandenen Koordinationsbedarf gerecht zu werden, stellt das MaPaDro III 

sämtliche vier Säulen der Drogenpolitik erstmals in einen Gesamtrahmen, was eine besse-

re bundesinterne Koordination ermöglicht. Als Moderator und Koordinator fördert der Bund 

zudem die gegenseitige Abstimmung der verschiedenen drogenpolitischen Akteure. 

 

Im Bereich der illegalen Drogen wird in vier verschiedenen Säulen eine Vielzahl von 

Massnahmen von ganz unterschiedlichen Akteuren umgesetzt. Bereits auf Bundesebene 

sind verschiedene Ämter und Sektionen involviert. Die bisherigen Massnahmenpakete 

des Bundes waren auf die drei gesundheitspolitischen Säulen Prävention, Therapie und 

Schadensminderung beschränkt (siehe Kapitel 2.2.2) und wurden durch das BAG umge-

setzt. Nur punktuell wurde die Zusammenarbeit mit den Bundesämtern für Polizei und 

Justiz (fedpol und BJ) gesucht. Da die vier Säulen der Drogenpolitik aber gegenseitig 

voneinander abhängen (siehe Ausführungen zum Anpassungsbedarf, Abschnitt 5.1), ist 

eine gemeinsame Koordination der verschiedenen Bundesstellen anzustreben.  

Der Bund nimmt im Drogenbereich ohnehin vornehmlich unterstützende Aufgaben wahr, 

während die Verantwortung für die Gestaltung und Umsetzung der konkreten Massnah-

men im Feld fast vollumfänglich bei den Kantonen liegt. Zusammen mit den Gemeinden 

und den von diesen beauftragten Institutionen prägen sie die drogenpolitische Praxis 

(siehe Kapitel 4). Damit zeichnet sich die Schweizer Drogenpolitik durch eine ausgeprägte 

Fragmentierung aus (vgl. Zobel et al. 2003). 

Eine kohärente Drogenpolitik, die der wachsenden Komplexität der Probleme gerecht 

wird, erfordert jedoch, dass die Ziele und Tätigkeiten der verschiedenen Akteure aufein-

ander abgestimmt sind. Ausserdem machen Sachzwänge, so etwa der wachsende Spar-

druck, eine bessere Zusammenarbeit der verschiedenen Akteure notwendig. Dies gilt 

sowohl in vertikaler Hinsicht zwischen dem Bund und den übrigen Akteuren, als auch in 

horizontaler Beziehung unter den Kantonen, Gemeinden und weiteren Akteuren. 

Das MaPaDro III wurde vom BAG unter Einbezug von fedpol und BJ erarbeitet und bildet 

den Gesamtrahmen für die Umsetzung der Drogenpolitik des Bundes. Es wird im Grund-

satz von allen drei Bundesämtern mitgetragen. Indem es gemeinsame Grundsätze für 

alle Säulen definiert, schafft das MaPaDro III die Grundlage für eine bessere Abstimmung 

zwischen den beteiligten Bundesstellen ((siehe Kapitel 6.5.1).  

Im MaPaDro III werden die Ziele, Strategien und Massnahmen des Bundes im Drogenbe-

reich festgelegt. Dies erlaubt den anderen drogenpolitischen Akteuren, ihre Aktivitäten 

ergänzend dazu auszurichten. Diese Abstimmung auf die Drogenpolitik des Bundes so-

wie jene zwischen den verschiedenen Akteuren erfolgt auf freiwilliger Basis, denn der 

Bund ist, wenn überhaupt, nur beschränkt weisungsbefugt. Der Bund versucht aller-
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dings, die Koordination aus seiner strukturellen Position heraus, die ihm eine nationale 

und internationale Betrachtungsweise der Drogenpolitik erlaubt, zu fördern. Dabei über-

nimmt er eine Moderations- und Koordinationsfunktion (Kapitel 6.5.2). 

 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass das MaPaDro III den strategischen Heraus-

forderungen des Bundes Rechnung trägt. Es dient sowohl der Verbesserung der Kohä-

renz als auch der Wirksamkeit und Nachhaltigkeit der Drogenpolitik und stärkt  

damit deren Glaubwürdigkeit. 
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6. Grundsätze des Massnahmenpakets  
Drogen III 

Die vorherigen Kapitel waren der Ausgangslage und den Grundlagen der Drogenpolitik 

des Bundes gewidmet. Ausgehend davon werden in diesem Kapitel nun die Grundsätze 

des dritten Massnahmenpakets des Bundes zur Verminderung der Drogenprobleme 

(MaPaDro III) definiert. Zuerst wird festgelegt, worauf sich das MaPaDro III bezieht. An-

schliessend wird eine Vision formuliert, welche die allgemeine Richtung angibt. Diese 

Vision wird dann in Form von Zielen konkretisiert. Daraufhin wird die Strategie der vier 

Säulen beschrieben. Schliesslich wird kurz auf die Umsetzungsstrukturen eingegangen. 

Die Grundsätze des MaPaDro III, die in der Folge definiert werden, finden eine Konkreti-

sierung im folgenden Kapitel 7, indem sie auf die einzelnen Säulen der Drogenpolitik an-

gewandt werden. Mehrheitlich handelt es sich um transversale, unterstützende Aufga-

ben, die der Bund wahrnimmt. In Kapitel 8 werden diese transversalen Funktionen ein-

zeln säulenübergreifend betrachtet, und es wird auf zwei Querschnittthemen eingegan-

gen. Das vorliegende Dokument wird als Grundlage für die Erarbeitung eines Aktions-

plans für die konkrete Umsetzung des MaPaDro III dienen. Im Rahmen des Aktionsplans 

werden Indikatoren für die Zielerreichung festlegt sowie die geplanten Massnahmen und 

die Organisation und Finanzierung der Durchführung präzisiert. 

 

 
6.1. Anwendungsbereich des MaPaDro III 

Das dritte Massnahmenpaket des Bundes zur Verminderung der Drogenprobleme  

(MaPaDro III) konkretisiert die Weiterführung der Politik des Bundes in Bezug auf die 

Problematik des Umgangs mit illegalen Drogen. 

 

Das MaPaDro III präzisiert die Art und Weise, wie der Bund seine Drogenpolitik fortfüh-

ren will. Es beschränkt sich dabei auf die illegalen Drogen. Das Massnahmenpaket ent-

hält Ziele und stellt dar, was der Bund als Beitrag zu diesen Zielen unternehmen will. Für 

die Kantone, Städte, Gemeinden und übrigen Akteure kann das MaPaDro III als Leitplan-

ke für ihre eigene Drogenpolitik dienen. 

Angebot und Nachfrage nach illegalen Drogen werden mit verschiedensten Mitteln zu 

beeinflussen versucht: über polizeiliche Massnahmen zur Einhaltung des Verbots, über 

die Schaffung von Behandlungs-, Betreuungs- und Beratungsangeboten sowie über In-

formations- und Sensibilisierungstätigkeiten (ODCCP 2000; WHO 2005). Das MaPaDro III 

bildet für den Bund den Gesamtrahmen für diese verschiedenen Arten von Strategien 

und Massnahmen. Es geht dabei von den bestehenden gesetzlichen und konzeptionellen 

Grundlagen aus; deren allfällige Anpassung ist nicht Teil des Massnahmenpakets. 
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6.2. Vision 

Das MaPaDro III ist einer verantwortungsethischen Grundhaltung verpflichtet und trägt 

im Kontext der gesamten Suchtproblematik dazu bei, die Drogenprobleme in der 

Schweiz zu vermindern. 

 

Der Bund orientiert sich bei der Umsetzung seiner Drogenpolitik weniger an moralischen 

Wertvorstellungen als vielmehr an den tatsächlich vorhandenen Problemen. Er unter-

nimmt pragmatische Anstrengungen, um diese Probleme zu vermindern, und lässt sich 

dabei von einer verantwortungsethischen Grundhaltung leiten, indem er sein Handeln an 

den voraussehbaren Folgen ausrichtet und sich an diesen messen will. 

Die Drogenpolitik des Bundes ist allerdings nicht der einzige bestimmende Faktor für den 

Drogenkonsum in der Schweiz. Dieser wird durch ein komplexes Gefüge von gesell-

schaftlichen, rechtlichen, psychologischen, politischen und wirtschaftlichen Determinan-

ten bestimmt, das mit staatlichem Handeln nur in beschränktem Masse beeinflusst wer-

den kann (siehe Kapitel 3.2). Der Erfolg des MaPaDro III ist deshalb daran zu beurteilen, 

welchen Beitrag die darauf beruhenden Strategien und Massnahmen zur Verminderung 

der Drogenprobleme leisten. 

Illegale Drogen können aus verschiedener Perspektive ein Problem darstellen. Erstens 

kann der Konsum von Drogen negative gesundheitliche und soziale Folgen für die Kon-

sumierenden haben. Von diesen Auswirkungen ist relativ unmittelbar auch das nähere 

Umfeld der Konsumierenden betroffen. Schliesslich hat die gesamte Gesellschaft die 

problematischen Begleiterscheinungen des Drogenkonsums hinzunehmen ! nicht zuletzt 

die Kosten, welche diese verursachen. Das MaPaDro III will dazu beitragen, das Aus-

mass der Drogenprobleme sowohl auf individueller als auch auf kollektiver Ebene zu 

vermindern.  

Die Probleme mit illegalen Drogen sind dabei im Zusammenhang mit der gesamten 

Suchtproblematik, die den Konsum von legalen psychoaktiven Substanzen einschliesst, 

zu betrachten (siehe Kapitel 3). Bei der Umsetzung des MaPaDro III soll deshalb, wo nö-

tig und soweit möglich, der breitere suchtpolitische Kontext berücksichtigt werden. 

 

 
6.3. Ziele 

Die Ziele legen fest, welche gesellschaftlichen Veränderungen mit dem MaPaDro III er-

reicht werden sollen. Es werden namentlich drei Ziele verfolgt, die an die Zielsetzungen 

der beiden ersten Massnahmenpakete des Bundes zur Verminderung von Drogenprob-

lemen (MaPaDro I und II) anschliessen.12 

                                                        
12  Das erste Ziel der Verringerung des Drogenkonsums fasst die zwei ersten Zielsetzungen der Mass-

nahmenpakete I und II (Verminderung der Anzahl Einsteigender und Verhinderung der Entwicklung 
einer Abhängigkeit; Förderung des Ausstiegs aus der Abhängigkeit) zusammen. Das zweite Ziel der 
Verringerung der negativen Auswirkungen für die Konsumierenden entspricht dem dritten Ziel der 
Massnahmenpakete I und II (Verbesserung der Lebensbedingungen und des Gesundheitszustands 
und Erhaltung der sozialen Integration). Das dritte Ziel der Verringerung der negativen Auswirkungen 
für die Gesellschaft entspricht dem mit den Massnahmenpaketen I und II angestrebten «Resultat», 
die Auswirkungen der Drogenproblematik auf die Gesellschaft zu reduzieren. Es wurde aufgrund des 
Einbezugs der Säule der Repression als weiteres Ziel definiert. 
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6.3.1. Verringerung des Drogenkonsums 

Der Konsum von illegalen Drogen stellt eine Gefahr für die Gesundheit dar ! «Gesund-

heit» verstanden in einem umfassenden Sinne nicht nur als Abwesenheit von Krankheit, 

sondern als Lebensqualität. Der Leitidee des BAG entsprechend (BAG 2002c), sollen die 

Auswirkungen auf die so verstandene Gesundheit vermindert werden. Das Hauptziel 

besteht deshalb darin, den Drogenkonsum möglichst gering zu halten.  

Tatsächlich konsumiert heute nur ein geringer Anteil der schweizerischen Bevölkerung 

illegale Drogen. Die Erfahrung zeigt allerdings, dass die gänzlich drogenfreie Gesellschaft 

eine Leitgrösse darstellt, die realistischerweise nicht zu erreichen ist. Seit Jahrtausenden 

werden psychoaktive Substanzen konsumiert (siehe Kapitel 3.2). Aus Sicht der öffentli-

chen Gesundheit ist dennoch eine Verringerung des Drogenkonsums anzustreben. 

Bereits eine Reduktion der Zahl der Personen, die Drogen konsumieren, sowie eine Ver-

schiebung hin zu einem risikoärmeren Konsummuster sind als Erfolge zu werten. Es gibt 

allerdings Substanzen, bei denen jeglicher Konsum problematisch ist. Auch gibt es unter 

den Konsumierenden vulnerable Gruppen wie Kinder und Jugendliche, aber auch psy-

chisch Kranke oder Schwangere, die beim Konsum psychoaktiver Substanzen besonde-

ren Risiken ausgesetzt sind. Bei den entsprechenden Substanzen und Gruppen ist der 

Konsum deshalb gänzlich zu vermeiden. 

 

 
6.3.2. Verminderung der negativen Folgen für die Konsumierenden 

Der Drogenkonsum stellt eine nicht zu verleugnende Realität dar. Er soll jedoch in einer 

Weise geschehen, dass sich die Konsumierenden einer möglichst geringen Gefährdung 

aussetzen und ihre Lebensqualität möglichst wenig beeinträchtigt wird. Dazu gehört, 

dass ihre gesellschaftliche Integration erhalten bzw. verbessert wird. Das Ziel des staatli-

chen Handelns muss deshalb darauf ausgerichtet sein, die negativen Auswirkungen des 

Konsums von Drogen zu verringern. 

 

 
6.3.3. Verminderung der negativen Folgen für die Gesellschaft 

Der Drogenkonsum kann auch die Lebensqualität der Nichtkonsumierenden beeinträch-

tigen. Insbesondere das nähere Umfeld wie Familie und Partnerschaft kann unmittelbar 

unter den Auswirkungen des Drogenkonsums leiden. Aber auch die Gesellschaft insge-

samt ist durch das Drogenproblem betroffen, so etwa durch die damit zusammenhän-

gende Beschaffungskriminalität oder durch die verursachten Kosten. Zudem können sich 

Nichtkonsumierende durch die öffentliche Sichtbarkeit der Drogenprobleme gestört füh-

len. Es ist deshalb anzustreben, dass auch die negativen Auswirkungen des Drogenkon-

sums auf die Lebensqualität der Nichtkonsumierenden möglichst vermindert werden. 

Dieses Ziel steht allerdings in einem Spannungsverhältnis zur Verringerung der negativen 

Auswirkungen des Drogenkonsums auf die Konsumierenden selber. Denn um die ge-

sellschaftlichen Beeinträchtigungen zu minimalisieren, müsste das Drogenproblem mög-

lichst vollständig unterbunden werden, was jedoch die Marginalisierung der Drogen-

konsumierenden verstärken und die damit verbundenen gesundheitlichen und sozialen 

Risiken erhöhen würde. Zudem würden damit die Aussichten von Abhängigen, ihre 

Sucht zu überwinden, erheblich geschmälert.  
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6.4. Globalstrategie 

Die Drogenpolitik des Bundes orientiert sich an einem offenen und durchlässigen Vier-

Säulen-Modell. 

 

Der Bund hat das Vier-Säulen-Modell anfangs der 1990er-Jahre als drogenpolitisches 

Konzept übernommen. Es findet bei den Sachverständigen im Suchtbereich grosse An-

erkennung und wird als sehr fortschrittlich, innovativ und wirksam bezeichnet. Besonders 

betont wird die starke internationale Ausstrahlung des Modells sowie seine wichtige 

Funktion als Basis eines relativ breiten politischen Konsenses in der Schweiz (Spinatsch 

und Hofer 2004).  

Die Vier-Säulen-Politik des Bundes umfasst die folgenden vier Interventionsbereiche: 

− Prävention 

− Therapie 

− Schadensminderung 

− Repression 

 

Das Vier-Säulen-Modell ermöglicht dem Bund ein pragmatisches, verantwortungsethi-

sches Vorgehen, das sowohl von der Nachfrage- als auch von der Angebotsseite her auf 

eine Verminderung der Drogenprobleme abzielt. Aufgrund der guten Erfahrungen, die 

bisher gemacht wurden, und angesichts der internationalen Entwicklungen hin zu einem 

ganzheitlichen Ansatz, wie ihn das Vier-Säulen-Modell verkörpert (siehe Kapitel 2.2), hält 

der Bund weiterhin an den vier Säulen fest. 

Im Rahmen des MaPaDro III setzt sich der Bund für eine fachlich fundierte, zweckmässi-

ge und wirtschaftlich sinnvolle Palette von Interventionen in sämtlichen Säulen ein. Die 

vier Säulen der Schweizer Drogenpolitik bleiben jedoch lediglich ein Denkmodell. Sie 

dürfen in der Praxis nicht zu künstlichen Abgrenzungen führen. Deshalb geht der Bund 

mit dem MaPaDro III von einem offeneren und durchlässigeren Verständnis der Säulen 

aus als bisher.  

 

 
6.4.1. Öffnung der Säulen 

Zu Beginn wurden die Inhalte der einzelnen vier Säulen relativ eng definiert. In der Praxis 

hat sich allerdings seither ein breiteres Verständnis durchgesetzt. Mit der Öffnung der 

Säulen, welche auch beim erweiterten Modell der EKDF (2005) vorgesehen ist, kommt 

der Bund in konzeptioneller Hinsicht diesen Entwicklungen nach. Im Einzelnen umfassen 

die Säulen Folgendes: 

− Prävention: Prävention im engeren Sinne sowie Gesundheitsschutz, 

Gesundheitsförderung und Früherkennung; 

− Therapie: stationäre und ambulante Behandlungsoptionen, die eine Verbesserung der 

Gesundheit und der sozialen Integration von Personen mit Drogenproblemen anstre-

ben; 

− Schadensminderung: Angebote und Interventionen zur Verringerung der negativen 

Folgen des Drogenkonsums für die Konsumierenden sowie für die Gesellschaft; 
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− Repression: strafrechtliche und polizeiliche Massnahmen sowie regulative Eingriffe 

zur Reduktion des Angebotes (Produktion und Handel) und der Nachfrage (Konsum) 

auf dem Drogenmarkt, einschliesslich solcher zum Jugendschutz. 

 

 
6.4.2. Durchlässigkeit der Säulen 

Die vier Säulen der Schweizer Drogenpolitik sind nicht als losgelöste Interventionsberei-

che zu verstehen. Vielmehr bestehen zwischen den Massnahmenbereichen vielseitige 

Wechselwirkungen. Einerseits gibt es Synergien. So können z. B. schadenmindernde und 

therapeutische Interventionen die angestrebten Verbesserungen beim gesundheitlichen 

Zustand und der sozialen Integration gegenseitig verstärken. Repressive Massnahmen 

können ihrerseits gleichzeitig auch präventiv wirken. Durch die Schaffung einer grösse-

ren Durchlässigkeit sollen diese Synergien stärker genutzt werden. Dadurch kann z. B. 

eine kohärentere Begleitung von Abhängigen ermöglicht werden. 

Andererseits gibt es zwischen den vier Säulen durchaus Zielkonflikte und Widersprüche. 

Zum Beispiel macht die Bestrafung des Konsums im Rahmen der Repression die Dro-

genabhängigen einerseits zu Kriminellen, andererseits müssen sie aus der Sicht der öf-

fentlichen Gesundheit im Rahmen der Therapie auch als behandlungsbedürftige Men-

schen wahrgenommen werden, denen verständnisvoll zu begegnen ist (BAG 2000). Die 

einzelnen Massnahmen sind deshalb vermehrt aus der Warte verschiedener Säulen zu 

betrachten und im Hinblick auf die verschiedenen Zielsetzungen optimal auszugestalten. 

 

 
6.5. Umsetzungsstrukturen 

Wie in Kapitel 4 dargestellt wurde, nimmt der Bund in der Drogenpolitik unterstützende 

Aufgaben wahr. Diese Aufgaben umfassen häufig mehrere Säulen und verlaufen gewis-

sermassen transversal zu diesen. Sie müssen bundesintern koordiniert werden. Verant-

wortlich für die konkrete Ausgestaltung und Umsetzung der Massnahmen in den vier 

Säulen sind weitgehend die Kantone in Zusammenarbeit mit den Städten, Gemeinden 

sowie privaten Organisationen, die mit gewissen Aufgaben betraut werden. In Bezug auf 

diese anderen drogenpolitischen Akteure übernimmt der Bund die Rolle des Moderators 

und Koordinators. 

 

 
6.5.1. Bundesinterne Koordination 

Das MaPaDro III wird vom Bundesamt für Gesundheit (BAG) in Zusammenarbeit mit dem 

Bundesamt für Polizei (fedpol) und dem Bundesamt für Justiz (BJ) umgesetzt. Die Ver-

antwortung für die Durchführung der Massnahmen liegt beim jeweils zuständigen Bun-

desamt. Bei den gesundheitspolitischen Säulen Prävention, Therapie und Schadensmin-

derung ist das BAG verantwortlich. Im Bereich der Repression ist das fedpol für die 

Mehrheit der vorgesehenen Aktivitäten zuständig. Zudem übernimmt das BJ in der Straf-

verfolgung sowie namentlich im Straf- und Massnahmenvollzug bestimmte Aufgaben. 

Die Zusammenarbeit zwischen den drei Ämtern wird im Rahmen des Aktionsplans für 

die Umsetzung des MaPaDro III konkretisiert.  
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6.5.2. Moderations- und Koordinationsfunktion 

Der Bund ist den Kantonen, Städten, Gemeinden und den von diesen beauftragten priva-

ten Organisationen gegenüber nicht weisungsbefugt. Deren Handlungsspielraum wird 

vom Bund vollumfänglich respektiert. Der Bund setzt auf eine freiwillige Koordination, die 

er aus seiner strukturellen Position heraus, die ihm eine nationale Gesamtsicht sowie 

auch eine internationale Perspektive erlaubt, zu begünstigen versucht. Seinem gesetzli-

chen Auftrag entsprechend, stellt der Bund dazu den übrigen Akteuren Grundlagen und 

verschiedene Dienstleistungen zur fachlichen Unterstützung als Anreize zur Verfügung. 

Er setzt dabei inhaltlich bewusst Akzente. Um den Austausch und die Zusammenarbeit 

zwischen den verschiedenen drogenpolitischen Akteuren zu erleichtern, schafft er aus-

serdem aktiv entsprechende Plattformen. Der Bund übernimmt somit in Bezug auf die 

übrigen drogenpolitischen Akteure die Rolle des Koordinators und des unterstützenden 

Moderators. 
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7. Die vier Säulen der Drogenpolitik 

Die im vorherigen Kapitel 6 festgelegten Grundsätze des MaPaDro III werden im diesem 

Kapitel auf die vier Säulen Prävention, Therapie, Schadensminderung und Repression 

angewandt. Bei jeder der vier Säulen wird als erstes definiert, was sie umfasst, wobei 

dem Grundsatz der Öffnung entsprechend ein breites Verständnis zugrunde gelegt wird. 

Anschliessend wird die Ausgangslage in der jeweiligen Säule skizziert. Drittens wird for-

muliert, welchen Beitrag sie zur Erreichung der Ziele des Bundes leisten soll. Dann wer-

den die Strategien und Massnahmen präsentiert, mit denen der Bund im Rahmen des 

MaPaDro III die Aktivitäten in der entsprechenden Säule unterstützen will. Schliesslich 

werden die Strukturen umrissen, in deren Rahmen diese Strategien und Massnahmen 

realisiert werden sollen. 

 

 
7.1. Prävention 

7.1.1. Definition von Prävention 

Die Säule Prävention umfasst Strategien und Massnahmen zur Verhinderung des Ein-

stiegs in den Drogenkonsum und des Auftretens von Suchtproblemen sowie zur früh-

zeitigen Erkennung und Behandlung solcher Probleme. Damit umfasst die Prävention 

sowohl den Gesundheitsschutz, die Gesundheitsförderung als auch die Früherkennung. 

 

Unter Präventionsmassnahmen fallen medizinische, psychologische und erzieherische 

Interventionen, Umweltkontrolle, gesetzgeberische Massnahmen, Lobbying und mas-

senmediale Kampagnen. Es gibt verschiedene Kriterien, nach welchen präventive Mass-

nahmen gegliedert werden. Nach dem Zeitpunkt der präventiven Intervention wird zwi-

schen Primär- und Sekundärprävention unterschieden:13 

− Primärprävention soll verhindern, dass Gesundheitsprobleme entstehen. Die 

Primärprävention setzt zeitlich vor dem Auftreten von Symptomen ein. Im 

Suchtkontext wendet sie sich an Personen, die noch keinen Substanzkonsum 

aufweisen, sowie an deren Umfeld. Die Massnahmen zielen auf die Verringerung 

bzw. Schwächung von Risikofaktoren und auf die Stärkung von Schutzfaktoren. In 

diesem Sinne ist auch die Gesundheitsförderung Teil der Prävention.  

− Sekundärprävention soll verhindern, dass sich bestehende Gesundheitsprobleme 

verschlimmern. Die Sekundärprävention befasst sich mit der Früherkennung von 

Symptomen und zielt auf eine Beendigung oder Verbesserung der Problematik.  

Im Suchtkontext geht es darum, bei Personen, die bereits Substanzen konsumieren, 

eine Suchtentwicklung zu verhindern. 

                                                        
13  Die Tertiärprävention als dritte Kategorie umfasst die Prävention von Folgestörungen bei bereits 

bestehenden Krankheiten sowie die Rückfallsprophylaxe. Im Suchtbereich fällt die Prävention von 
weiteren Schädigungen bei Bestehen einer Abhängigkeit in die Säule der Schadensminderung; die 
Rückfallprophylaxe fällt unter die Nachsorge und ist Teil der Säule Therapie. 
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Alternativ können präventive Interventionen nach ihrer Zielgruppe gegliedert werden: 

− Universelle Prävention richtet sich an eine Gesamtpopulation (z. B. gesamte  

Schweizer Bevölkerung, Bevölkerung eines Kantons oder einer Gemeinde, Schul-

klasse). Universelle Prävention ist in der Regel Primärprävention. 

− Selektive Prävention richtet sich an Risikogruppen (z. B. Kinder drogenkranker Eltern, 

Jugendliche mit abgebrochener Berufslehre). Selektive Prävention kann Primär- oder 

Sekundärprävention sein. 

− Indizierte Prävention richtet sich an Individuen mit erkanntem Risiko (z. B. Verhaltens-

auffälligkeiten wie Suchtmittelkonsum, Gewaltanwendung, Delinquenz, Suizid-

gefährdung). Indizierte Prävention ist in der Regel Sekundärprävention. 

 

Eine dritte Möglichkeit stellt die Unterscheidung von präventiven Massnahmen nach 

ihrer primären Interventionsebene dar (BAG 2004a): 

− Verhaltensprävention (personenorientierte Prävention) richtet sich direkt an Individu-

en und versucht, deren Verhalten zu beeinflussen z. B. durch Information oder durch 

die Stärkung der Persönlichkeit und der individuellen Ressourcen.  

− Verhältnisprävention (strukturelle Prävention) zielt in erster Linie auf die Veränderung 

von Strukturen und Umweltfaktoren, die als intervenierende Variable zwischen der 

präventiven Intervention und dem individuellen Verhalten verstanden werden. Ver-

hältnisprävention kann sowohl in bestimmten Settings (Deutsch: Lebenswelten)  

wie z. B. Familie, Schule, Betrieb oder Gemeinde als auch auf Makroebene wie z. B. 

Gesetzgebung oder Sozialpolitik, ansetzen. 

 

Die verschiedenen Arten von Massnahmen werden in der Praxis meist kombiniert (Zobel 

et al. 2003). 

 

 
7.1.2. Ausgangslage 

Mit der starken Präsenz der Drogenprobleme in der Öffentlichkeit Anfang der 1990er-

Jahre (siehe Kapitel 2.1.1) wurde auch der Ruf nach einer intensiveren Prävention laut. In 

der Folge konzentrierte man sich in der Schweiz auf die Primärprävention. Auch das BAG 

führte in diesem Bereich landesweite Programme durch, erkannte jedoch früh ihre be-

grenzte alleinige Wirksamkeit. Schon im Rahmen des MaPaDro I wurde die Primärprä-

vention deshalb durch Angebote in der Sekundärprävention ergänzt. Seit Mitte der 

1990er-Jahre hat das BAG eine Präventionsstrategie mit folgenden sechs Richtpunkten 

verfolgt (BAG 2000): 

1. Prävention am Alltag anbinden: In den vier zentralen Lebenswelten der Jugendlichen 

� Familie, Schule, Gemeinde/Quartier und Freizeit � werden in der ganzen Schweiz 

mehrjährige Präventionsprogramme durchgeführt.  

2. Überwiegend substanzunspezifisch arbeiten: Der Schwerpunkt der Prävention liegt 

bei Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen in der Förderung ihrer Ressourcen und 

sozialen Netze. Substanzbezogene Massnahmen, insbesondere sachliche Informa-

tionen, bilden eine Ergänzung.  

3. Allianzen schaffen: Zwischen Bund, Kantonen, Gemeinden und den Strukturen von 

Familie, Schule und Freizeit entstehen gut vernetzte und gemeinsam getragene  

Präventionsprojekte.  
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4. Forschung einbeziehen: Erkenntnisse der Forschung über Entstehung und Verlauf 

von Drogen- und Suchtproblemen in die Prävention einfliessen lassen. 

5. Früherfassung verstärken: Prävention heisst gezielte Arbeit mit Kindern und Jugend-

lichen. Engagement in der Früherfassung, Förderung protektiver Faktoren und Ver-

minderung von Risiken sind zentral.  

6. Nachhaltigkeit sichern: Projekte, die vom Bund finanziell unterstützt werden, sollen 

weitergeführt werden können, auch wenn sich der Bund zurückzieht. Darum sollten 

Projekte lokal und kantonal verankert sein. 

 

Ausgehend von diesen sechs strategischen Grundsätzen hat das BAG Präventionspro-

gramme für Gemeinden und Quartiere, Sportclubs, Jugendheime, Jugendverbände, Frei-

zeitzentren, Familien und gefährdete Jugendliche entwickelt. Diese Programme sind auf 

eine Institutionalisierung der Prävention in den verschiedenen Settings angelegt und 

richten sich an Jugendliche und Multiplikatoren (Lehrkräfte, Ausbildende, Trainerinnen 

und Trainer, Erzieherinnen und Erzieher, Eltern), die sich dort aufhalten. 

Zwar scheint der rasche Anstieg des Heroinkonsums, der Ende der 1980er- und Anfang 

der 1990er-Jahre beobachtet wurde, gestoppt zu sein. Das Bestreben, die Attraktivität 

des Drogenkonsums zu verringern, war bei dieser Substanz von Erfolg gekrönt. Die Indi-

katoren zu Cannabis und synthetischen Drogen wie auch jene zu Tabak und Alkohol wei-

sen jedoch auf eine Zunahme des Konsums dieser Substanzen bei Jugendlichen hin 

(siehe Kapitel 3.1). Neben den zu Beginn wahrscheinlich ungenügenden Ansätzen der 

Prävention gibt es viele weitere Gründe auch ausserhalb der Drogenpolitik, die zu diesem 

Anstieg geführt haben. Die Steigerung des Konsums wird sich mittel- oder langfristig 

negativ auf die Gesundheit der Bevölkerung auswirken. 

Zudem ist das Alter des Erstkonsums von verschiedenen Substanzen gesunken, womit 

das Risiko einer Suchtentwicklung gestiegen ist; es ist heute bekannt, dass die Sucht-

entstehung vom Einstiegsalter abhängt (Zobel et al. 2003: 66). Bei Abhängigkeit im Ju-

gendalter können wichtige Entwicklungsprozesse beeinträchtigt werden, die für die 

Selbständigkeit und Integration in die Gesellschaft von grosser Bedeutung sind. Die der-

zeitigen Herausforderungen bei der Primär- als auch der Sekundärprävention sind deshalb 

insbesondere bei Jugendlichen sehr gross.  

 

 
7.1.3. Zielbeitrag Prävention 

Die Prävention trägt zur Verringerung des Drogenkonsums bei, indem der Einstieg in den 

Drogenkonsum und die Suchtentwicklung verhindert werden.  

 

Prävention heisst, den Erstkonsum von Drogen zu verhindern � aber nicht nur. Denn eine 

Prävention, die sich allein auf den Einstieg beschränkt, wird der Tatsache nicht gerecht, 

dass der Drogenkonsum im Jugendalter zunimmt. Heute ist die Prävention deshalb brei-

ter gefasst. Die Unterscheidung nach verschiedenen Konsummustern ist dabei zweck-

mässig. Bei der Prävention geht es auch darum, die Suchtentwicklung ! also den Über-

gang vom risikoarmen zum problematischen Konsum oder gar zur Abhängigkeit zu ver-

hindern. Die Prävention will somit generell gesundheitliche Schäden verhüten. Damit 

öffnet sich das Feld der Prävention vermehrt in Richtung der Gesundheitsförderung, 
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Früherkennung und Frühintervention. Die einzelnen Substanzen und ihr rechtlicher Status 

(legal oder illegal) treten dabei in den Hintergrund (BAG 2000). 

 

 
7.1.4. Strategien und Massnahmen 

Um den Einstieg in den Drogenkonsum zu verhindern, muss die Suchtprävention die 

Entwicklung der persönlichen und sozialen Kompetenzen unterstützen und sich für die 

Schaffung einer sozialen Umgebung einsetzen, die den Drogenkonsum unnötig und un-

attraktiv macht. Beim Individuum steht die Kompetenz zur Regulierung seiner Gesund-

heit und seines Befindens im Vordergrund. Prävention heisst demnach, diese Kompetenz 

zu unterstützen und zu fördern und, wo sie fehlt, frühzeitig schützend zu intervenieren. 

Interventionen müssen aber auch auf der Ebene der Lebenswelten der Menschen � also 

in Schule, Arbeitsplatz, Wohngemeinde oder Stadtquartier � ansetzen. Insbesondere 

Kinder und Jugendliche sind stark von ihrem Umfeld abhängig. Die Präventionsstrategie 

des BAG beinhaltet deshalb sowohl Massnahmen zur Beeinflussung der Umwelt (Ver-

hältnisprävention) wie auch Massnahmen zur direkten Beeinflussung des individuellen 

Verhaltens (Verhaltensprävention). 

Bei der Verhinderung einer Suchtentstehung steht die frühzeitige Erkennung von Risiken 

im Vordergrund. Frühzeitig bedeutet zum einen in einer frühen Lebensphase und zum 

anderen in einer frühen Phase der Problementwicklung. Dazu ist ein hinreichendes Wis-

sen über die Entstehung von Sucht, über Risiko- und Schutzfaktoren sowie über Vor-

gehensweisen und Hilfsangebote sicherzustellen. Dies scheint insbesondere in jenen 

Lebenswelten wichtig, die für Kinder und Jugendliche zentral sind. Diese sind so auszu-

gestalten, dass gerade bei suchtgefährdeten Kindern und Jugendlichen die Ressourcen 

gestärkt und sie aufgefangen werden können. 

 

Um einen Beitrag zur Verhinderung des Drogenkonsums und der Suchtentwicklung zu 

leisten, konzentriert sich das BAG weiterhin auf die Zielgruppe der Kinder und Jugend-

lichen und deren Umfeld. Es legt seinen strategischen Schwerpunkt auf die Verhältnis-

prävention. Es ist hauptsächlich in den Lebenswelten Schule und Gemeinde aktiv.  

Zunehmend wichtig für das BAG sind die Früherkennung und die Frühintervention.  

Die substanzunabhängige Prävention steht insgesamt im Zentrum; Interventionen zu 

bestimmten Substanzen, insbesondere sachliche Informationen, bilden dazu eine Er-

gänzung. 

 
Vorgesehene Massnahmen 

Ausgehend von den obigen strategischen Überlegungen und den Empfehlungen der 

Evaluation des MaPaDro II (Zobel et al. 2003) stehen für das BAG zukünftig folgende 

Tätigkeiten im Zentrum: 

− Harmonisierung laufender Massnahmen: Die Projekte «supra-f» (Früherkennung und  

-intervention), «bildung+gesundheit Netzwerk Schweiz» (Setting Schule) und die im 

«Aktionsplan Cannabis» zusammengefassten Massnahmen (die � entgegen der  

Bezeichnung � mehrheitlich substanzunspezifisch sind) werden weitergeführt. Die 

Kohärenz zur übergeordneten Strategie wird bei sämtlichen Aktivitäten verstärkt und 

mögliche Synergien werden besser genutzt (Zobel et al. 2003). Zu diesem Zweck 
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wird der Informationsaustausch systematisch organisiert (siehe Grundlagen,  

Kapitel 8.1.1). 

− Weiterentwicklung der Früherkennung und Frühintervention: Die wissenschaftlichen 

Grundlagen zur Früherfassung werden ausgebaut und die Massnahmen entspre-

chend den Erkenntnissen aus der Interventionsforschung und Evaluation laufend 

weiterentwickelt (siehe Grundlagen, Kapitel 8.1.1, und Evaluation, Kapitel 8.1.2). 

− Wissenstransfer und Weiterbildung: Der Forschung-Praxis-Transfer wird begünstigt, 

indem das bestehende Wissen über Austauschplattformen (Fachgremien, Konferen-

zen) besser vernetzt und die Verbreitung im Rahmen von Aus- und Weiterbildungen 

gefördert wird (siehe Information, Kapitel 8.1.5, und Weiterbildung, Kapitel 8.1.3). 

− Monitoring, Dokumentation und evidenz-basierte Massnahmenentwicklung: Das 

epidemiologische Überwachungssystem wird verbessert (siehe Grundlagen, Kapi-

tel 8.1.1), und das Präventionsangebot in der Schweiz wird inventarisiert. Auf dieser 

Grundlage sowie auf der Basis von Erkenntnissen aus der Interventionsforschung 

und aus Evaluationen (siehe Grundlagen, Kapitel 8.1.1, und Evaluation, Kapitel 8.1.2) 

werden Modellprojekte und -programme erarbeitet, umgesetzt und evaluiert. 

 

 
7.1.5. Umsetzungsstruktur 

Gemäss Artikel 15a BetmG ist die Drogenprävention Sache der Kantone. Diese müssen 

die Information und Beratung fördern und die dafür notwendigen Institutionen schaffen. 

Oft sind es private Organisationen, die im Auftrag von Kantonen und Gemeinden Aufga-

ben in der Suchtprävention übernehmen (Zobel et al. 2003). Den gesetzlichen Bestim-

mungen entsprechend, besteht das Engagement des Bundes in diesem Bereich darin, 

die Interventionen dieser weiteren Akteure zu unterstützen. Diese Aufgabe wird durch 

die Abteilung Nationale Präventionsprogramme im BAG wahrgenommen. 

Auf gesamtschweizerischer Ebene haben mehrere Organisationen besondere Kompe-

tenzbereiche aufgebaut. Dazu gehören die Stiftung Radix Gesundheitsförderung, die 

Schweizerische Fachstelle für Alkohol- und andere Drogenprobleme (SFA) sowie die 

Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz, welche basierend auf Art. 19 und 20 des Bun-

desgesetzes über die Krankenversicherung (KVG) Projekte zur Gesundheitsförderung 

lanciert und unterstützt (Zobel et al. 2003). 

Für die Prävention ist es sinnvoll, die bestehende Zusammenarbeit zwischen dem BAG 

und diesen nationalen Organisationen sowie weiteren nationalen und kantonalen Stellen 

zu vertiefen. Das BAG unterstützt seine Partner bei der Umsetzung von Massnahmen. 

Es entwickelt weiterhin Modellprojekte und -programme und unterstützt deren Umset-

zung und Evaluation. 
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7.2. Therapie 

7.2.1. Definition von Therapie 

Die Säule Therapie umfasst alle medizinischen sowie sozial- und psychotherapeutischen 

Behandlungen bei Problemen, die sich aus dem Konsum illegaler Drogen ergeben. 

 

Als grösster gemeinsamer Nenner in der heutigen Fachdiskussion kann die Einsicht be-

zeichnet werden, dass Sucht mit dem Verlust persönlicher Autonomie verbunden ist. Bei 

der Therapie geht es um die Rückgewinnung von Autonomie. Dies stellt in der Regel 

einen langfristigen Prozess dar. 

Es gibt heute ein breites Spektrum von Interventionen, die unter der Säule Therapie 

zusammengefasst werden. Sie reichen von eher punktuellen, kurzfristigen Massnahmen 

bis hin zu mehrmonatigen stationären Aufenthalten. Im Grundsatz zielen alle Behand-

lungsoptionen auf eine bessere soziale Integration. Je nach Ressourcenlage und Behand-

lungsbedürfnissen der betroffenen Individuen können unterschiedlich weit gehende The-

rapiefortschritte erwartet werden. Die Zielsetzungen bewegen sich zwischen einem 

dauerhaften Ausstieg aus dem Konsum psychoaktiver Substanzen und der Verbesserung 

oder Erhaltung der Gesundheit und Lebensqualität von Personen mit Suchtproblemen. 

Therapeutische Massnahmen orientieren sich an Lebensfeldern (auch: Sozialisationsfel-

der). Die hauptsächlichen Lebensfelder sind die so genannte Primärgruppe (in der Regel 

die Familie) sowie Arbeit, Bildung und Freizeit. Jede therapeutische Intervention ist 

grundsätzlich subsidiär und auf bestimmte Aspekte dieser Lebensfelder ausgerichtet. 

Demnach lassen sich die Massnahmen in drei Gruppen aufteilen: 

− Lebensfeld-begleitende Massnahmen: Klientinnen und Klienten werden mit unter-

stützenden und beratenden Leistungen in ihren gewohnten Lebensfeldern begleitet. 

Beispiele: Drogenberatung, Nachsorge. 

− Lebensfeld-ergänzende Massnahmen: Klientinnen und Klienten werden in jenen 

Bereichen, die nicht ausreichend selbständig bewältigt werden können, mit zusätzli-

chen Ressourcen von ausserhalb der normalen Lebensfelder unterstützt. Beispiele: 

Familienplatzierungen, Bildungsangebote. 

− Lebensfeld-ersetzende Massnahmen: Klientinnen und Klienten werden gänzlich aus-

serhalb eines oder mehrerer normaler Lebensfelder betreut und behandelt. Beispie-

le: stationäre Rehabilitationseinrichtungen mit Bildungs-, Freizeit- und/oder Arbeits-

angeboten. 

 

In struktureller Hinsicht sind Massnahmen der zwei ersten Kategorien oft ambulant und 

Lebensfeld-ersetzende Behandlungsoptionen in der Regel stationär angelegt, wobei Per-

sonen mit Suchtproblemen sowohl in spezialisierten als auch in polyvalenten Einrichtun-

gen des Gesundheits- und Sozialwesens (Arztpraxen, Spitäler, psychiatrische Kliniken, 

Sozialdienste usw.) behandelt werden. 
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7.2.2. Ausgangslage 

In der schweizerischen Therapielandschaft lassen sich verschiedene Tätigkeitsfelder 

unterscheiden, wobei die Trennungen unscharf sind. 

Ein erstes Feld umfasst die stationären Therapien, wo insbesondere Personen mit kom-

plexen sozialen, gesundheitlichen und persönlichen Problemen behandelt werden. Hier 

lässt sich ein tendenzieller Anstieg des Durchschnittsalters sowie der Abhängigkeits-

dauer der Klientel feststellen (siehe Kapitel 3.1.3). In letzter Zeit haben im stationären 

Bereich grosse Umstrukturierungen stattgefunden: Zahlreiche Institutionen mussten 

schliessen. Dies ist einerseits auf den Spardruck zurückzuführen, der unter anderem 

durch eine veränderte Abgeltungspraxis der Invalidenversicherung bei Leistungen von 

Suchthilfeinstitutionen verschärft wurde. Andererseits liegt der Grund für die Schliessun-

gen in einem strukturellen Überangebot bei einem gleichzeitigen Nachfragerückgang im 

stationären Bereich und einem Zuwachs bei den ambulanten Behandlungen. Die Fi-

nanzierung der stationären Suchthilfeeinrichtungen ist zum Teil nach wie vor kritisch. 

Durch den im Neuen Finanzausgleich festgeschriebenen Transfer der Zuständigkeiten zu 

den Kantonen könnten sich ausserdem neue Probleme bei der Zuweisung zu einer ge-

eigneten Therapie ergeben. Schliesslich werden mit der Zunahme von Komorbiditäten 

(Doppeldiagnosen von psychischer Krankheit und Sucht) zudem je länger desto mehr 

Personen mit Suchtproblemen in polyvalenten Institutionen behandelt. Die Schnittstellen-

problematik zwischen diesen Institutionen und spezialisierten stationären Suchthilfeein-

richtungen bedarf der besonderen Beachtung.  

Im ambulanten Bereich lassen sich grob zwei Arbeitsbereiche unterscheiden: die ambu-

lante Behandlung und Beratung (psychosoziale Angebote) sowie die Substitutionsbe-

handlungen mit Methadon, Buprenorphin oder Diacetylmorphin (Heroin). Die älteste und 

am weitesten verbreitete Therapieform ist die Methadonbehandlung für Heroinabhängi-

ge. Seit Ende der 1980er-Jahre hat die Zahl der Verschreibungen unter dem Einfluss von 

Aids und unter dem Eindruck der offenen Drogenszenen in den Städten markant zu-

genommen. Dies geschah im Wissen um die schadenmindernden Wirkungen dieser 

Behandlung. In den letzten Jahren nimmt die Zahl der Behandlungen aufgrund des Rück-

gangs beim Heroinkonsum leicht ab (siehe Kapitel 3.1.3). 55% der Methadonbehandlun-

gen werden heute in privaten Arztpraxen durchgeführt, der Rest in spezialisierten Institu-

tionen. Die Verschreibung von Buprenorphin als Substitutionsprodukt wird dagegen nur 

beschränkt eingesetzt. Einerseits kommt nur eine beschränkte Zielgruppe in Frage, ande-

rerseits sind die Kosten sehr hoch. Die heroingestützte Behandlung (HeGeBe) schliess-

lich richtet sich gezielt an die Gruppe der am stärksten abhängigen Heroinkonsumieren-

den, deren soziale und gesundheitliche Situation am prekärsten ist und die mit anderen 

Therapieformen nicht erreicht werden können. Sie wird ausschliesslich in spezialisierten, 

streng kontrollierten Behandlungseinrichtungen durchgeführt. Ende 2004 befanden sich 

etwa 1300 Personen in Behandlung (siehe Kapitel 3.1.3).  

In der Suchttherapie hat in den vergangenen 15 Jahren eine Diversifizierung stattgefun-

den, mit deren Fortschreiten sich auch die Grenzen zwischen ambulanten und stationä-

ren Angeboten verwischt haben. Zum Beispiel nehmen seit Ende der 1990er-Jahre im-

mer mehr stationäre Therapieeinrichtungen auch Personen in Substitutionsbehandlung 

auf. 
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Entsprechend der im Betäubungsmittelgesetz festgelegten Aufgabenteilung unterstützt 

das BAG den Therapiebereich in der Schweiz hauptsächlich über Leistungen in den Be-

reichen Koordination, Qualitätsförderung, Weiterbildung sowie durch die Förderung von 

Grundlagen zu innovativen Behandlungsansätzen. Im stationären Sektor hat das BAG die 

Verankerung der Qualitätsförderung erreicht. Im ambulanten Sektor ist es dank einem 

grossen Engagement des BAG gelungen, die heroingestützte Behandlung zu institutiona-

lisieren. Im Bereich der Methadonbehandlung ist das BAG hingegen nur vereinzelt aktiv 

geworden. Zahlreiche Fragen bezüglich der Modalitäten und Wirkungen dieser Behand-

lungsform bleiben noch unbeantwortet.  

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich das Behandlungsangebot vorwiegend 

an die etwa 26 000 Heroinkonsumierenden richtet. Fast zwei Drittel von ihnen befinden 

sich heute in Behandlung (siehe Kapitel 3.1). Zumindest teilweise konnte das BAG eine 

Verbesserung und Verbreiterung des Behandlungsangebots erreichen. Die Schweiz ge-

hört damit zu den europäischen Ländern mit dem höchsten Deckungsgrad der Nachfrage 

und dem vielfältigsten Behandlungsangebot. 

Mit der beobachteten Zunahme des Konsums von Cannabis, insbesondere bei Jugend-

lichen, sowie von Kokain und anderen illegalen Substanzen (synthetische Drogen) wer-

den allerdings die Anforderungen in Bezug auf die Therapie vielfältiger. Die Behandlung 

von Suchtproblemen hat sich an Menschen mit den unterschiedlichsten Profilen hinsicht-

lich Gesundheitszustand und sozialer Situation auszurichten. 

 

 
7.2.3. Zielbeitrag Therapie 

Die Therapie trägt zur Verringerung des Drogenkonsums bei, indem sie den nachhaltigen 

Ausstieg aus der Sucht ermöglicht bzw. auf die Erhaltung dieser Möglichkeit hinwirkt. 

Zudem fördert sie die soziale Integration und die Gesundheit der behandelten Personen. 

 

Im Bereich der Therapie geht es darum, dass Menschen, die aufgrund ihrer Drogenab-

hängigkeit leiden, tatsächlich Hilfe erhalten. Ihnen soll der Ausstieg aus der Sucht ermög-

licht werden. Manche Personen wollen allerdings gar keinen Ausstieg oder haben die 

notwendigen persönlichen Ressourcen nicht, um ihn zu schaffen. Deshalb geht es bei 

gewissen Personen vorerst darum, die (noch) vorhandenen Möglichkeiten für einen  

Ausstieg aus der Drogensucht zu erhalten, ihre Gesundheit zu fördern und sie sozial zu 

(re-)integrieren. Die Integration ist sowohl zur Verminderung der individuellen als auch 

der gesellschaftlichen Auswirkungen ! gerade auch der Kosten ! zentral.  

 

 
7.2.4. Strategien und Massnahmen 

Um den Ausstieg aus der Drogenabhängigkeit bzw. die soziale Integration und Gesund-

heit zu fördern und damit zu den Zielen des MaPaDro III beizutragen, müssen Drogen-

konsumierende möglichst früh ihren Bedürfnissen und Möglichkeiten entsprechende 

Behandlungsoptionen sowie soziale Unterstützung erhalten. 

Die Art der therapeutischen Intervention muss den unterschiedlichen Ressourcenlagen 

und Problemkonstellationen der Konsumierenden gerecht werden. Eine vordringliche 

Aufgabe stellt sich in Bezug auf Mehrfachabhängigkeiten und Suchtverlagerungen, die 



 

 
Die Drogenpolitik der Schweiz  |  58 

tendenziell zunehmen und einen Übergang von einer substanzbezogenen zu einem in-

tegralen Behandlungsansatz erfordern. Es müssen deshalb Behandlungsoptionen gefun-

den werden, die sich nicht auf ein Standardangebot beschränken, sondern differenziert 

auf Hilfesuchende eingehen. Die Wahl einer therapeutischen Intervention sollte dabei 

auch auf das Umfeld der Betroffenen ausgerichtet sein, um die soziale Unterstützung 

möglichst zu fördern. Neben den Aspekten der Sucht sollten auch jene der sozialen Be-

nachteiligung, des Wohnens, der Arbeitslosigkeit und Verschuldung sowie der sozialen 

Kompetenz berücksichtigt werden (BAG 2000). 

 

Das BAG legt seinen strategischen Schwerpunkt im Therapiebereich deshalb auf eine 

quantitative und qualitative Verbesserung des bestehenden Angebots. Durch eine Diver-

sifizierung und Individualisierung der Behandlungen sollen diese vermehrt auf die ge-

sundheitlichen und sozialen Bedürfnisse der jeweiligen Personen ausgerichtet werden 

(Zobel et al. 2003). Um den hohen Anforderungen, die sich im Therapiebereich stellen, 

gerecht zu werden, will das BAG namentlich professionelle Behandlungsoptionen för-

dern. Professionell bedeutet, dass die Angebote qualitativ hoch stehend und fachlich 

anerkannt sind.14 

 
Vorgesehene Massnahmen 

Die Individualisierung, Diversifizierung und Professionalisierung der Behandlungsoptionen 

soll mit folgenden Massnahmen, die weitgehend den Empfehlungen der Evaluation des 

zweiten Massnahmenpakets des Bundes im Drogenbereich entsprechen (Zobel et al. 

2003), gefördert werden:  

− Säulenübergreifende Drehscheibe für Suchthilfeangebote: Die Vernetzung der 

verschiedenen Suchthilfeeinrichtungen soll gefördert werden, denn die 

verschiedenen therapeutischen sowie auch schadenmindernden Angebote wirken 

oft komplementär. Die Übergänge zwischen den einzelnen Behandlungsschritten 

sollen erleichtert und Synergien bei säulenübergreifenden Themen besser genutzt 

werden. Angesichts der Zunahme von Mehrfachabhängigkeiten ist dabei eine Ver-

netzung über die verschiedenen illegalen und legalen Substanzen hinweg gefordert. 

Zudem sollen die Suchthilfeeinrichtungen sowie auch die Behörden einen zentralen 

Ansprechpartner haben, der sie inhaltlich unterstützen kann. Eine zentrale Rolle als 

Drehscheibe nimmt Infodrog, die schweizerische Koordinations- und Fachstelle 

Sucht, ein, die aus der Zusammenführung der bisherigen «Schweizerischen 

Koordinationsstelle für  

stationäre Therapieeinrichtungen im Drogenbereich» (KOSTE) und der «Fachstelle für 

Schadensminderung» (FASD) entstanden ist (siehe auch Schadensminderung, Kapi-

tel 7.3). Sie erfüllt folgende Aufgaben im Bereich der Suchthilfe: � Koordination der Angebote und Akteure der Suchthilfe auf verschiedenen  

Ebenen (siehe auch Koordination, Kapitel 8.1.6); 

� Beratung von Behörden, Institutionen, Klientinnen und Klienten und Wahr-

nehmung einer Ombudsfunktion bei Konflikten; 

                                                        
14  Neben der professionellen Suchttherapie wird auch zum Teil von Laien bedarfs- und bedürfnis-

gerechte Arbeit geleistet (z. B. Selbsthilfegruppen, Freiwilligenarbeit). Diese Arbeit ist gerade auch 
unter dem Gesichtspunkt der sozialen Unterstützung und der (Re-)Integration der Betroffenen 
äusserst wichtig. 
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� Internetbasierte Information zu Fachthemen (siehe auch Information,  

Kapitel 8.1.5); 

� Monitoring der Nutzung der verschiedenen Angebote (siehe auch Grundlagen, 

Kapitel 8.1.1); 

� Förderung der Professionalisierung durch die Unterstützung der Qualitäts-
entwicklung der Angebote und der Weiterbildung (siehe auch unten); 

� Innovationsförderung über einen Entwicklungs- und Impulsfonds; 

� Pflege des Netzwerks von Ärzteschaft und Institutionen zur Methadonbe-
handlung (siehe auch unten); 

� Förderung einer geschlechter- und migrationsgerechten Suchtarbeit (siehe auch 

Gender, Kapitel 8.2.1, und Migration, Kapitel 8.2.2). 

− Unterstützungsmassnahmen zu den Substitutionsbehandlungen (Methadon und 

Buprenorphin): Mit dem Projekt Swiss Optimum Substitution (SOpS) werden unter 

der Leitung des BAG in Zusammenarbeit mit Fachpersonen einheitliche Kriterien für 

die Substitution entwickelt, die schweizweit eingeführt werden sollen, um sicher-

zustellen, dass die Behandlungen dem aktuellen Wissensstand entsprechen. Dabei 

sollen die Erfahrungen aus der heroingestützten Behandlung für die Methadon- und 

Buprenorphinbehandlung genutzt werden. Darüber hinaus sollen Projekte zur Quali-

tätsförderung (siehe unten), der Wissenstransfer zwischen den betroffenen Akteuren 

(z. B. Netzwerke von Ärzteschaft und Institutionen) und die Weiterbildung (siehe un-

ten) gefördert werden. In Anbetracht von rund 15 000 Personen in Substitutions-

behandlung erscheinen solche Unterstützungsmassnahmen als absolut notwendig 

(Zobel et al. 2003) (siehe auch Grundlagen, Kapitel 8.1.1, Weiterbildung, Kapitel 8.1.3, 

und Qualitätsförderung, Kapitel 8.1.4).  

− Weiterentwicklung HeGeBe: Die ärztliche Verschreibung von Heroin wird weiter-

geführt und mithilfe von Qualitätsentwicklungsmassnahmen laufend angepasst. Das 

Benchmarking zwischen den verschiedenen Zentren wird fortgesetzt. Mit diesen  

Interventionen soll weiterhin die Optimierung der Behandlungsqualität sichergestellt 

und der Austausch zwischen den verschiedenen Regionen und Zentren gefördert 

werden (siehe auch Qualitätsförderung, Kapitel 8.1.4). 

− Qualitätsförderung: Der Professionalisierungsprozess im Therapiebereich wird fort-

gesetzt, indem bestehende Qualitätsentwicklungsmassnahmen in stationären Ein-

richtungen weitergeführt und an die modulare Qualitätsnorm QuaTheDA angepasst 

sowie auf weitere Bereiche, insbesondere die ambulante Therapie, ausgeweitet 

werden. Zudem werden Schritte zur Sicherung der Ergebnisqualität unternommen 

(siehe Qualitätsförderung, Kapitel 8.1.4). 

− Entwicklung eines Indikationsinstruments: Um die Abstimmung zwischen den 

individuellen Bedürfnissen der Klientinnen und Klienten einerseits und den 

zunehmend differenzierten Suchthilfeangeboten andererseits zu verbessern, wird die 

Erarbeitung eines Instruments mit anerkannten Kriterien zur Indikationenstellung 

gefördert. Die Wirksamkeit der Suchthilfe soll damit erhöht werden. 

− Grundlagenerarbeitung zur bedürfnisorientierten Therapie: Das BAG erarbeitet 

Grundlagen, die eine Anpassung der Therapie an die veränderte Ausgangslage  

ermöglichen sollen. Problemfelder, die dabei berücksichtigt werden sollen, sind  

neue Substanzen (etwa Kokain), ältere und jüngere Zielgruppen sowie Mehrfach-

abhängigkeiten und Komorbiditäten (siehe Grundlagen, Kapitel 8.1.1). 
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− Anpassung der Weiterbildung: Die neuen Kenntnisse bezüglich der Veränderungen 

bei den konsumierten Substanzen, den Zielgruppen und den Konsummustern sollen 

in die Weiterbildung der Fachpersonen einfliessen. Ausserdem soll die Durchlässig-

keit zwischen den Säulen, namentlich zwischen der Therapie und der Schadens-

minderung, mittels bereichsübergreifender Weiterbildungen gefördert werden (siehe 

auch Weiterbildung, Kapitel 8.1.3). 

− Dokumentation und Auswertung: Im Rahmen der harmonisierten Suchthilfestatistik 

act-info werden Daten über Klientinnen und Klienten von ambulanten und stationären 

Betreuungsstellen von Suchtproblemen (sowohl legale als auch illegale Substanzen) 

nach einem einheitlichen Raster erfasst. Die Daten stammen aus fünf Umfragen,  

die von verschiedenen Forschungsinstituten durchgeführt werden. act-info wird 

fortgeführt mit dem Ziel, die Qualität der Produkte noch weiter zu verbessern und 

noch stärker auf die Bedürfnisse der betroffenen Akteure auszurichten. Die Daten 

sollen regelmässig auf praxisrelevante Fragen hin ausgewertet werden. Wie bereits 

die Evaluation des letzten Massnahmenpakets (Zobel et al. 2003) empfiehlt, sollen 

zudem sämtliche Dienstleistungsangebote im Therapiebereich inventarisiert werden. 

Ein solches Inventar sollte in der Planung zum Grundinstrumentarium des BAG  

gehören (siehe Grundlagen, Kapitel 8.1.1). 

− Monitoring der Rahmenbedingungen in Bezug auf die Finanzierung: Die Entwick-

lungen hinsichtlich der finanziellen Situation und der Finanzierungsmöglichkeiten  

von Suchthilfeinstitutionen werden vom BAG regelmässig verfolgt. 

 

 
7.2.5. Umsetzungsstruktur 

Die bestehende föderalistische Kompetenzverteilung bestimmt sehr stark die Möglich-

keiten des Bundes, im Therapiebereich aktiv zu werden. Die Kantone sind sowohl für die 

Bereitstellung eines entsprechenden Angebotes als auch für dessen Finanzierung zu-

ständig. Zudem kontrollieren sie die Praktiken der in ihrem Gebiet tätigen Fachleute. Ein 

Spezialfall stellt HeGeBe dar, wo der Bund mit Zustimmung der Kantone per Gesetz die 

Federführung und Aufsicht übernommen hat.  

Angesichts der beschränkten Bundeskompetenzen rückt die Bedeutung der Vernetzung 

in den Vordergrund. Eine wesentliche Rolle spielt dabei Infodrog. Diese Koordinations- 

und Fachstelle wird vom BAG finanziert und ist bei der Konferenz der kantonalen Sozial-

direktorinnen und Sozialdirektoren (SODK) angesiedelt. Damit stellt sie ein wichtiges 

Bindeglied zwischen Bund und Kantonen auf der einen Seite und den Institutionen und 

Verbänden auf der anderen Seite dar.  
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7.3. Schadensminderung 

7.3.1. Definition von Schadensminderung 

Die Säule Schadensminderung umfasst die Verminderung von gesundheitlichen und 

sozialen Risiken bei Konsumierenden sowie indirekt die Verringerung gesellschaftlicher 

Beeinträchtigungen, die als Begleiterscheinung des Konsums illegaler Drogen auftreten. 

 

Der Konsum von Drogen stellt ein Gesundheitsrisiko dar. Die Gesundheit der Drogen-

konsumierenden kann erstens durch die direkte Wirkung der psychoaktiven Substanzen 

selbst bedroht sein. Stichworte sind Überdosierung, Mischkonsum oder Nebenwirkun-

gen durch Streck- und Verschnittmittel. Zweitens wird die Gesundheit auch durch die 

Umstände, in welchen abhängige Personen oft leben (ungenügende Ernährung, man-

gelnde Hygiene, Obdachlosigkeit und ein hohes HIV- und Hepatitis-Infektionsrisiko), be-

einträchtigt (BAG 2000).  

Das Konzept der Schadensminderung beruht auf der Einsicht, dass Konsumierende  

vorübergehend oder dauerhaft unfähig sein können, den Drogenkonsum aufzugeben.  

In dieser Phase geht es darum, ihren Gesundheitszustand und ihre soziale Integration  

zu bewahren (Zobel et al. 2003). Die Schadensminderung orientiert sich damit am Grund-

recht der menschlichen Würde und impliziert weder eine Billigung noch eine Missbil-

ligung des Drogenkonsums. Im Gegensatz zur Therapie wird der Konsum mit schaden-

mindernden Massnahmen nicht notwendigerweise beeinflusst, sondern es werden ledig-

lich Risiken gesenkt und bleibende gesundheitliche Schäden vermindert. Die Über-

lebenshilfe ist Teil der Schadensminderung, doch geht sie über das reine, kurzfristige 

Überleben hinaus und will die gesellschaftliche Marginalisierung verhindern. Als sekundä-

re Wirkung wird zudem eine gesellschaftliche Schadensminderung angestrebt. 

Die Schadensminderung umfasst Massnahmen wie die Vorbeugung von HIV- und Hepa-

titis-Infektionen, niederschwellige Einrichtungen zur Sicherung der Grundversorgung und 

medizinischen Pflege sowie Räume, in denen an einem geschützten Ort und unter ver-

besserten hygienischen Bedingungen Drogen konsumiert werden können. Aber auch 

Angebote zur Verbesserung der sozialen Situation (Arbeit und Wohnen sowie Tages- und 

Freizeitgestaltung) sind Teil der Schadensminderung (BAG 2000). 

 

 
7.3.2. Ausgangslage 

Mitte der 1980er-Jahre setzte sich in der Schweiz die Erkenntnis durch, dass mit dem 

damals bestehenden Angebot der Drogenhilfe nur ein kleiner Teil der Süchtigen erreicht 

werden konnte � die Ausstiegswilligen. Unter dem Druck der drohenden HIV/Aids-

Epidemie entstanden auf Initiative einiger Deutschschweizer Städte damals erste Institu-

tionen zur Überlebenshilfe mit so genannt niedriger Eintrittschwelle. Der Schwerpunkt 

der Schadensminderung liegt auch gegenwärtig noch auf der Überlebenshilfe, und damit 

klar bei den Heroin- und Kokainabhängigen. Es sind dies mehrheitlich Personen, die Dro-

gen injizieren und stark marginalisiert sind. Die Situation von Konsumierenden, die von 

den niederschwelligen Einrichtungen Gebrauch machen, ist prekär (siehe Kapitel 3.1.3).  

Die Schweiz verfügt über ein ausgedehntes und relativ stabiles System von Interventio-

nen im Bereich der Schadensminderung, vor allem was die gesundheitliche Schadens-

minderung anbelangt. Ein wichtiger Teil der Schadensminderung ist die Spritzenabgabe. 
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Diese wurde in der Schweiz in den vergangenen Jahren merklich verbessert. Die meis-

ten Spritzen werden in niederschwelligen Einrichtungen abgegeben. Zudem geben eini-

ge Gefängnisse den Inhaftierten steriles Injektions- oder Desinfektionsmaterial ab. 

Daneben verfügen zahlreiche Kantone über Hilfsangebote in den Bereichen Wohnen und 

Arbeit, die sich teilweise speziell an die aktuell Drogenkonsumierenden richten (Zobel et 

al. 2003). Die Angebote zur Schadensminderung sind in der breiten Bevölkerung zwar 

recht gut akzeptiert, doch stossen die Institutionen in der jeweils unmittelbaren Nachbar-

schaft anfangs regelmässig auf Kritik. Das kann Schadensminderungsprojekte gefährden 

oder zumindest verzögern. 

Die Schadensminderung wurde zuerst von einigen Städten und Kantonen gefördert. Der 

Bund trug dann wesentlich zu ihrer Institutionalisierung bei, indem er dem Drei-Säulen-

Modell explizit eine vierte Säule beifügte. Dies ermöglichte eine koordinierte Entwicklung 

der Arbeiten im Bereich der Schadensminderung in der Schweiz. Aufgrund der lokalen 

Verankerung der Projekte und Institutionen sowie der Kompetenzverteilung zwischen 

Bund und Kantonen bestand die Aufgabe des BAG in erster Linie darin, die Massnahmen 

der übrigen Akteure zu unterstützen. Im Vordergrund des Engagements des BAG stand 

die Schweizerische Fachstelle für Schadensminderung im Drogenbereich (FASD), die 

vom BAG finanziert wurde. Daneben hat das BAG Anstrengungen zur Institutionalisie-

rung schadenmindernder Angebote unternommen und innovative Projekte, wie solche, 

die speziell auf die Bedürfnisse von Drogen konsumierenden Frauen ausgerichtet sind, 

unterstützt. In der Vergangenheit engagierte sich das BAG zudem in der Gesundheitsför-

derung in den Gefängnissen, doch wurden diese Anstrengungen nicht weiterverfolgt.  

Die gesundheitlichen Schäden und die Verschlechterung der sozialen Situation der Dro-

genkonsumierenden konnte durch die Schadensminderung begrenzt werden (siehe Kapi-

tel 3.1.3). Bei den HIV-Infektionen und dem diesbezüglichen Risikoverhalten (Mitbenut-

zung von Injektionsmaterial, ungeschützte sexuelle Kontakte) konnte zuerst ein starker 

Rückgang und in den letzten Jahren eine Stabilisierung verzeichnet werden. Die hohen 

Prävalenzen von Hepatitis B und C zeigen aber deutlich, dass die bestehenden Mass-

nahmen nicht genügen, um die drogenbedingte Übertragung dieser Viren zu verhüten. 

Zudem stellen neue Substanzen (z. B. synthetische Drogen) und Konsummuster wie der 

Mischkonsum neue Risiken für die Gesundheit dar. Interventionen zur Verminderung 

dieser neuen Risiken sind erst im Entstehen begriffen. 

 

 
7.3.3. Zielbeitrag Schadensminderung 

Die Schadensminderung trägt zur Verringerung der negativen Folgen des Drogenkon-

sums auf die Konsumierenden sowie indirekt auch auf die Gesellschaft bei, indem sie 

einen individuell und sozial weniger problematischen Drogenkonsum ermöglicht. 

 

Der Drogenkonsum stellt für einen Teil der Betroffenen eine risikoreiche Lebensphase 

dar. Diese Phase soll mit möglichst wenigen Schädigungen in physischer, psychischer 

und auch sozialer Hinsicht durchlebt werden können. Indem die Schadensminderung 

gesundheitlichen Schäden und der sozialen Marginalisierung der Konsumierenden ent-

gegenwirkt, besteht die Chance, dass der Drogenkonsum verringert und die Lebenssitu-

ation verbessert werden kann. 
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Unter den Drogenabhängigen gibt es zudem Menschen, die am Rande der Gesellschaft 

leben und gesundheitlichen und sozialen Risiken besonders ausgesetzt sind. Sie haben, 

dem Grundwert der menschlichen Würde entsprechend, Anspruch auf vorbehaltlose 

Hilfe zur Verbesserung ihrer Situation. Die Schadensminderung ist gerade auch für diese 

Personen wichtig. Schadensminderung betrifft allerdings nicht nur die Abhängigkeit, 

sondern bereits den problematischen Konsum, und sie umfasst sämtliche Substanzen. 

Schliesslich sollen nicht nur die negativen Begleiterscheinungen des Drogenkonsums bei 

den Konsumierenden selber möglichst verringert werden, sondern indirekt auch beim 

gesellschaftlichen Umfeld (ODCCP 2000). Es geht darum, dass die Gesundheit und Le-

bensqualität von Angehörigen und Personen, die Konsumierenden nahe stehen, mög-

lichst wenig beeinträchtigt wird. Damit sollen die sozialen Kosten des Drogenproblems 

verringert werden. Als erwünschte Begleiterscheinung dient die Schadensminderung 

auch der Verringerung der Sichtbarkeit des Drogenproblems. Konsumierende werden in 

der Öffentlichkeit oft als störend wahrgenommen. Massnahmen, wie z. B. Gassenzim-

mer, bringen diesbezüglich eine Entschärfung von Konflikten. 

 

 
7.3.4. Strategien und Massnahmen 

Die Schadensminderung ist die jüngste Säule der Drogenpolitik und ist nach wie vor am 

wenigsten ausgebaut. Sie ist jedoch ganz klar Teil der Globalstrategie einer Vier-Säulen-

Politik (siehe Kapitel 6.4). Das BAG leistet deshalb einen aktiven Beitrag zur Promotion 

der Schadensminderung und setzt sich schweizweit für deren Verbreitung und Veranke-

rung. Es unterstützt den Aufbau von Institutionen und Projekten sowie die Integration 

von schadenmindernden Ansätzen in bestehende Institutionen. 

Aus den Veränderungen der Problemlage ergeben sich für die Schadensminderung ver-

schiedene Herausforderungen. So gehen neue psychoaktive Substanzen mit einer Ver-

änderung der sozialen Zusammensetzung der Konsumierenden einher. Neue Konsum-

muster bergen andere Risiken. Diese Änderungen erfordern eine Anpassung der Grund-

lagen für Interventionen. Das BAG ist hier aktiv und unterstützt innovative Ansätze aus 

der Praxis, die der konzeptionellen Weiterentwicklung der Schadensminderung dienen. 

Es fördert das Angebot durch Wissenstransfer und Informationsvermittlung sowohl in-

nerhalb der Säule als auch in Bezug auf die anderen Säulen. Schliesslich leistet das BAG 

einen Beitrag zur Professionalisierung und Qualitätsförderung, indem die bestehenden 

Instrumente und Konzepte auf die Säule der Schadensminderung ausgeweitet werden. 

 

Die Tätigkeiten des BAG im Bereich der Schadensminderung haben sich in ihrer aktuel-

len Form bewährt und werden weitergeführt. Allerdings bedingt die veränderte Aus-

gangslage in Bezug auf die konsumierten Substanzen und Konsummuster sowie die 

Veränderung der Zielgruppen eine Anpassung und Weiterentwicklung des Konzepts der 

Schadensminderung. Bestehende Angebotslücken ! sowohl in Bezug auf bestimmte 

Gebiete der Schweiz, aber auch hinsichtlich gewisser Kontexte und Themen ! sollen 

geschlossen werden. 
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Vorgesehene Massnahmen 

Folgende Massnahmen sollen im Rahmen des MaPaDro III umgesetzt werden:  

− Unterstützung und Vernetzung: Im Auftrag des BAG übernimmt Infodrog, die 

schweizerische Koordinations- und Fachstelle Sucht, die aus dem Zusammenschluss 

der früher getrennten Stellen KOSTE und FASD hervorgegangen ist, in der Scha-

densminderung dieselben Unterstützungs- und Koordinationsfunktionen wie in der 

Therapie und dient als Bindeglied zur letzteren (siehe Therapie, Abschnitt 7.2). 

− Qualitätsförderung: Es wird eine langfristige Qualitätsförderung über eine Zertifizie-

rung der Institutionen im niederschwelligen Bereich nach der modular konzipierten 

Norm QuaTheDA angestrebt (siehe Qualitätsförderung, Kapitel 8.1.4). 

− Grundlagenerarbeitung zur bedürfnisorientierten Schadensminderung: Um eine 

Schadensminderung zu ermöglichen, die der veränderten Ausgangslage (Substan-

zen, Konsummuster, Zielgruppen) und damit den veränderten Bedürfnissen Rech-

nung trägt, erarbeitet das BAG entsprechende Grundlagen und unterstützt und  

evaluiert Modellprojekte (siehe Grundlagen, Kapitel 8.1.1). 

− Anpassung der Weiterbildung: Es werden bereichsübergreifende Weiterbildungen 

für Fachpersonen aus der Schadensminderung und der Therapie gefördert. Allfällige 

Erkenntnisse zu einer bedürfnisorientierten Schadensminderung sollen bei den ent-

sprechenden Angeboten berücksichtigt werden (siehe Weiterbildung, Kapitel 8.1.3). 

− Schadensminderung bezüglich Hepatitis: Die Evaluation des MaPaDro II (Zobel et al. 

2003) hat hinsichtlich der Vorbeugung von Hepatitis-Infektionen Lücken aufgedeckt, 

die es zu schliessen gilt. Entsprechende Angebote sind zu fördern. 

− Bedarfsabklärung in Gefängnissen: Der aktuelle Bedarf an schadenmindernden  

sowie therapeutischen Angeboten im Straf- und Massnahmenvollzug sowie in Un-

tersuchungshaft ist abzuklären. Das BAG setzt sich für eine Verbesserung der Situa-

tion ein.  

− Ausbau der Schnittstelle von Schadensminderung und Prävention: Verschiedene 

Interventionen zur Verhinderung von Mischkonsum und Überdosierungen, die im 

Party-Setting durchgeführt werden, stehen an der Schnittstelle zwischen Prävention 

und Schadensminderung und werden gefördert.  

 

 
7.3.5. Umsetzungsstruktur 

Massnahmen zur Schadensminderung werden meist von grösseren Städten und Ge-

meinden lanciert und umgesetzt. Daneben spielen einige Kantone eine wichtige Rolle. 

Der Bund beteiligt sich weiterhin an der Entwicklung von Interventionen in diesem Be-

reich, indem er das Konzept zur Schadensminderung institutionalisiert und Städte und 

Kantone beim Aufbau ihrer Projekte unterstützt. 

Bisher war die Fachstelle FASD für die Unterstützung lokaler Projekte zuständig und 

diente dem BAG als Ansprechpartnerin für Projekte nationaler Grössenordnung. Diese 

Umsetzungsstruktur war erfolgreich und soll deshalb beibehalten bzw. durch den Zu-

sammenschluss der Fachstelle mit KOSTE zu Infodrog, der schweizerischen Koordinati-

ons- und Fachstelle Sucht, auf den gesamten Bereich der Suchthilfe ausgeweitet werden 

(siehe auch Therapie, Abschnitt 7.2). Infodrog ist der Konferenz der kantonalen Sozialdi-

rektoren und -direktorinnen (SODK) angegliedert und wird vom BAG finanziert. 
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Daneben unternimmt das BAG auch selber verschiedene Massnahmen, um die Akteure 

in der Schadensminderung zu unterstützen. Im Straf- und Massnahmenvollzug ist aus-

serdem das BJ ein wichtiger Partner. 

 

 
7.4. Repression 

7.4.1. Definition von Repression 

Die Säule Repression umfasst regulative Massnahmen zur Reduktion des Angebots (Her-

stellung, Handel, Besitz) und der Nachfrage nach psychoaktiven Substanzen, einschliess-

lich solcher zum Jugendschutz. Im Bereich der illegalen Drogen dient die Repression 

namentlich der Durchsetzung des Verbots der entsprechenden Substanzen. 

 

Die Repression hat im Bereich der illegalen Drogen für die Einhaltung des Verbots der 

Produktion, des Handels, des Besitzes sowie des Konsums illegaler psychoaktiver Sub-

stanzen zu sorgen (WHO 2005). Sie umfasst in erster Linie polizeiliche und justizielle 

Massnahmen.  

Der Reduktion des Angebots an Drogen dienen laut der Definition der Europäischen Be-

obachtungsstelle für Drogen und Drogensucht (EMCDDA 2005) drei Arten von Mass-

nahmen: 

− Massnahmen zur Eindämmung des Drogenhandels; 

− Massnahmen zur Verhinderung der Herstellung von Drogen, einschliesslich der 

Massnahmen zur Kontrolle der chemischen Vorläufersubstanzen; 

− Massnahmen zur Bekämpfung der Geldwäscherei. 
 

Die Massnahmen zur Eindämmung des Handels stehen im nationalen Kontext eindeutig 

an erster Stelle. Den Massnahmen zur Verhinderung der Drogenproduktion und zur Be-

kämpfung der Geldwäscherei kommt eher auf internationaler Ebene eine Bedeutung zu. 

Die Nachfrage nach illegalen Drogen soll ihrerseits durch die Strafverfolgung des Kon-

sums vermindert werden. 

 

 
7.4.2. Ausgangslage 

Der Schweizer Drogenmarkt liegt, abgesehen vom Handel mit Cannabis, in den Händen 

von vorwiegend ethnisch geschlossenen ausländischen Gruppen. 78% aller des Drogen-

handels verzeigten Personen waren im Jahr 2001 ausländischer Nationalität. Die meisten 

Anzeigen in Bezug auf den Handel bezogen sich damals auf Kokain. Die Grenzkontrollor-

gane verzeichneten von 2000 bis 2004 je zwischen 2700 und 4800 Fälle von Drogen-

schmuggel. 

Beim Drogenhandel in der Schweiz handelt es sich um bandenmässig organisierte, ar-

beitsteilige Kriminalität, die höchstens in Ausnahmefällen dem organisierten Verbrechen 

zuzurechnen ist. Nationale und internationale kriminologische Studien zeigen, dass kaum 

grosse illegale Gewinne gemacht werden. Es handelt sich in der Regel um kleinere Be-

träge, mit denen einerseits häufig ein ausschweifender Lebensstil finanziert wird. Ande-

rerseits gelangen die illegalen Erträge in bar oder mittels Geldtransferinstituten in die 

Heimatländer der Drogenhändlerinnen und Drogenhändler. Diese Transfers finden aus-
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serhalb des regulären Banken- und Finanzsektors statt, weshalb hier die Bekämpfung der 

Geldwäscherei nur begrenzt greift.  

Für die Bekämpfung des bandenmässig organisierten Verbrechens sind zur Hauptsache 

die Kantone zuständig. Der Bund unterstützt sie im Rahmen seiner Möglichkeiten bei 

ihren Ermittlungstätigkeiten, indem er eine Informations-, Koordinations- und Analyse-

funktion wahrnimmt. Die zentrale Drogenhändlerdatenbank DOSIS und das Informati-

onssystem ISOK, die beide vom Bund betreut werden, sind dabei wichtige Hilfsmittel. 

Der Bund gewährleistet zudem die Verbindung zu internationalen Partnern. Das Regio-

nalbüro der Interpol im fedpol stellt zudem die permanente Verbindung zur internationa-

len Zentrale in Lyon (Frankreich) und so zu praktisch allen Polizeiorganen der Welt sicher. 

Zwar liegt der Schwerpunkt bei der Bekämpfung des Drogenhandels im Inland eher bei 

bandenmässigen Strukturen, im internationalen Kontext kommt der organisierten Krimi-

nalität und der Geldwäscherei im Zusammenhang mit illegalen Drogen jedoch eine er-

hebliche Bedeutung zu. Neben der Koordination von Ermittlungsverfahren führt die Bun-

deskriminalpolizei in diesen Bereichen auch eigene Ermittlungen durch. Der Bekämpfung 

der Geldwäscherei dient zudem die beim fedpol angesiedelte Meldestelle für Geldwä-

scherei, die so genannte MROS (Money Laundering Reporting Office Switzerland), die 

Verdachtsmeldungen der Finanzintermediäre analysiert und diese allenfalls an die Straf-

verfolgungsbehörden weiterleitet.  

Mittels repressiven Massnahmen soll allerdings nicht nur das Angebot, sondern auch die 

Nachfrage nach Drogen vermindert werden. Noch immer werden weit mehr Personen 

des Konsums als des Handels illegaler Drogen verzeigt. Die meisten Verzeigungen 

betreffen den Konsum von Cannabis, danach folgen Anzeigen wegen Kokain- und wegen 

Heroinkonsums (siehe Kapitel 3.1.3). Delinquentinnen und Delinquenten wird oft ein Auf-

schub des Strafvollzugs zugunsten therapeutischer Massnahmen gewährt. Beim alleini-

gen Konsum besteht zudem die Möglichkeit der Strafbefreiung.  

Ein wichtiger Teil der Polizeiarbeit neben der Ermittlungstätigkeit besteht in der Auf-

rechterhaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung. Dazu gehört die örtliche Unter-

bindung von Handel und Konsum von Drogen, wo dies störend ist. Im Sinne einer  

gesellschaftlichen Schadensminderung geht es somit auch um die Verringerung der  

öffentlichen Sichtbarkeit des Drogenproblems. Die entsprechenden Massnahmen ber-

gen allerdings die Gefahr, die Marginalisierung der Konsumierenden zu verstärken, was 

sich negativ auf deren Gesundheitszustand auswirken könnte. Beim Heroin haben die-

se Probleme dank der Verbreitung von Substitutionsbehandlungen sowie der ärztlichen 

Verschreibung von Heroin massiv abgenommen (BAG 2000). In einigen Kantonen und 

Städten ist es zudem gelungen, eine gute Zusammenarbeit zwischen der Polizei und 

Suchtfachpersonen zu etablieren, was wesentlich zu einer Entschärfung von Konflikten 

beigetragen hat. 

Auch auf Bundesebene laufen Anstrengungen, um die Zusammenarbeit zwischen Polizei 

und Suchtfachleuten zu fördern. Seit 1994 besteht die vom fedpol geführte interdiszipli-

näre Arbeitsgruppe «Zusammenarbeit zwischen Polizei und Sozialarbeit» (ArbGrp ZuPo). 

Die Arbeitsgruppe entwickelt Konzepte und Strategien, führt gemeinsame Weiterbil-

dungstagungen für Polizeibeamtinnen und -beamte und Sozialarbeiterinnen und Sozialar-

beiter durch und ermöglicht so die Verbreitung von neuem Wissen sowie von Erkennt-

nissen aus Fachdiskussionen (BAG 2000). 
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Ein wichtiges Anliegen der Repression ist schliesslich der Jugendschutz. Die Polizei kann 

z. B. bei der Früherfassung in enger Zusammenarbeit mit spezialisierten Fach- und Bera-

tungsstellen dazu beitragen, dass gefährdete Jugendliche rasch kompetente Betreuung 

und Unterstützung erhalten (BAG 2000). Ein besonderes Problem beim Jugendschutz 

besteht darin, dass die heutige Gesetzgebung zu offensichtlich und zu häufig übertreten 

wird. Eine konsequente Durchsetzung des Verbots ist gerade in Bezug auf Cannabis mit 

vertretbarem Aufwand nicht mehr möglich. Dadurch verlieren die Normen insbesondere 

in den Augen von Jugendlichen ihre Legitimation. Insgesamt sind die gesundheitlichen 

Auswirkungen repressiver Massnahmen allerdings nur wenig erforscht. So scheint es 

ungewiss, inwiefern Druck therapeutisch oder präventiv wirkt. Es ist jedoch von Wech-

selwirkungen auszugehen.  

Die Drogenszene ist stetig in Veränderung und äusserst flexibel. Neue Substanzen er-

obern den Markt, neue Händlerstrukturen etablieren sich, und neue Anbau- und Verarbei-

tungsorte für illegale Drogen kommen hinzu. Die Repression steht deshalb vor immer 

neuen Herausforderungen. 

 

 
7.4.3. Zielbeitrag der Repression 

Die Repression trägt mit geeigneten regulativen Massnahmen zur Durchsetzung des 

Verbots von illegalen Drogen dazu bei, die negativen Folgen des Drogenkonsums für die 

Gesellschaft zu vermindern. 

 

Mit der Repression wird die kollektive Sichtbarkeit des Drogenproblems verringert, was 

bis zu einem bestimmten Grad zu gesundheitsförderlichen gesellschaftlichen Verhältnis-

sen beiträgt. Die Eindämmung des Marktes illegaler Drogen ist jedoch insbesondere 

auch deshalb notwendig, weil der Konsum von Drogen ein Gesundheitsrisiko darstellen 

kann. Drogen sollten deshalb nur unter erschwerten Bedingungen, die ihrem jeweiligen 

Gefährdungspotenzial entsprechen, erhältlich sein. Insbesondere Jugendliche sollen 

durch diese Hürden vom Konsum illegaler Substanzen abgehalten werden.  

Die repressiven Massnahmen zur Reduktion des Marktes haben bei der Angebots- wie 

auch bei der Nachfrageseite anzusetzen. Für die Konsumierenden bergen repressive 

Massnahmen unter Umständen jedoch ein Gesundheitsrisiko, indem sie zu ihrer Margi-

nalisierung beitragen können. Die Massnahmen sind so auszugestalten, dass diese nega-

tiven Auswirkungen auf die Konsumierenden möglichst gering sind. Zudem ist die Ver-

ringerung der negativen Folgen des Drogenkonsums auf die Gesellschaft gegen diese 

möglichen negativen Auswirkungen auf die Konsumierenden abzuwägen. 

 

 
7.4.4. Strategien und Massnahmen 

Die Schnittstellenproblematik zwischen der Repression und den ersten drei Säulen der 

Drogenpolitik ist immer noch virulent. Dies trifft sowohl für die Bundesebene als auch in 

unterschiedlicher Dringlichkeit für die kantonale und kommunale Ebene zu. Zwischen 

repressiver und gesundheitlicher Sichtweise bestehen Differenzen, die überwunden 

werden sollen. 
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Im Rahmen seiner Möglichkeiten unterstützt der Bund die Kantone auch weiterhin bei 

ihren Ermittlungstätigkeiten. Bei der Strafverfolgung im Bereich der organisierten Krimi-

nalität kann er zudem selber aktiv werden. Er setzt sich auf internationaler Ebene auch 

für eine strikte Kontrolle der Vorläufersubstanzen und eine Unterbindung der mit dem 

Drogenhandel verbundenen Geldwäscherei ein. 

 

Strategisch verfolgt das MaPaDro III auf Bundesebene eine verstärkte Koordination und 

Zusammenarbeit mit den übrigen drei Säulen. Dazu sind sowohl Massnahmen auf kon-

zeptioneller als auch auf organisatorischer Ebene notwendig. Gleichzeitig nimmt der 

Bund im Bereich der Strafverfolgung weiterhin eine koordinierende Rolle ein. 

 
Vorgesehene Massnahmen 

Auf der Basis dieser Schwerpunkte stehen folgende Massnahmen im Bereich der Re-

pression im Zentrum: 

Wirkungsanalysen: In Bezug auf die möglichen präventiven oder therapeutischen Wir-

kungen repressiver Massnahmen besteht bis anhin eine Forschungslücke. Damit die 

Repression verhältnismässig und zweckmässig eingesetzt werden kann, sollen ihre Wir-

kungen erforscht und ihre Methoden gegebenenfalls angepasst werden (siehe Grundla-

gen, Kapitel 8.1.1). 

Sensibilisierung von Polizei und Suchtfachleuten: Das gegenseitige Verständnis für die je 

eigene Sichtweise von Polizei und Suchtfachleuten ist in den letzten Jahren vielerorts 

gewachsen. Zum Teil herrscht jedoch nach wie vor Unverständnis für die jeweils andere 

Sichtweise vor. Die Massnahmen zur Sensibilisierung von Polizei und Suchtfachpersonen 

müssen deshalb fortgesetzt werden. Der gegenseitige Respekt und die Einsicht, dass 

Polizei und Sozialarbeit komplementäre Rollen einnehmen, stellen die Voraussetzung dar 

für eine bessere Zusammenarbeit im Feld. So sind weiterhin gemeinsame Weiterbildun-

gen durchzuführen. Aber auch auf der Ebene der Entscheidungsträger ist eine gegensei-

tige Sensibilisierung notwendig. Durch den vermehrten und systematischen Austausch 

von fachlichem Wissen und Erfahrungen zwischen der «Public Health»-Sicht und der 

Repressionssicht soll ein gemeinsames Problemverständnis gefördert werden. Die Ent-

wicklung einer gemeinsamen Problemsicht muss insbesondere durch die Vermittlung 

von sachlichen Informationen gestärkt werden (siehe auch Weiterbildung, Kapitel 8.1.3, 

und Information, Kapitel 8.1.5). 

Verstärkung der Zusammenarbeit von Polizei und Suchtfachleuten: Die Zusammenarbeit 

von Polizei und Suchtfachpersonen ist sowohl auf Bundesebene als auch, wo nötig, in 

den Kantonen und Städten zu fördern. Dazu sind Foren zu schaffen, in denen sich Vertre-

terinnen und Vertreter der beiden Sichtweisen austauschen und koordinieren können. 

Die Anstrengungen sollen auf eine Institutionalisierung der Zusammenarbeit hinwirken. 

Bestehende Modelle in Kantonen und Städten können dabei als Vorbilder dienen (siehe 

auch Koordination, Kapitel 8.1.6). 

Strafverfolgung der Drogenkriminalität: Es sind in erster Linie die Kantone, die für die 

Bekämpfung der Drogenkriminalität zuständig sind. Im Rahmen der vorhandenen Res-

sourcen unterstützt der Bund deren Anstrengungen auch weiterhin mit Informations-, 

Koordinations- und Analysedienstleistungen. Im Zentrum stehen folgende Aspekte: 
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� Interkantonale, nationale und internationale Zusammenarbeit: Der Drogenmarkt 

ist nicht ein Problem, das sich an politische Grenzen hält. Deshalb findet sowohl 

interkantonal, national (z. B. Zusammenarbeit mit den Zollorganen in Bezug auf 

den illegalen Handel mit Vorläufersubstanzen) als auch international (z. B. Polizei-

verträge mit den Nachbarstaaten) eine Zusammenarbeit statt. Der Bund fördert 

diese Kooperation auf verschiedenen Ebenen. 

� Effiziente Informationsverarbeitung: Der Bund stellt den Kantonen Datenbanken 

zur Verfügung. Da der Drogenmarkt im aussergesetzlichen Bereich stattfindet,  

ist er sehr flexibel. Entsprechend flexibel muss auch seine Bekämpfung sein. 

Vernetzte Datensysteme sowie der Anschluss an europäische Polizeidatennetze 

tragen wesentlich hierzu bei. 

− Bekämpfung von organisierter Kriminalität und Geldwäscherei: Insbesondere bei 

einer globalen Betrachtung des Drogenproblems kommt der Bekämpfung der orga-

nisierten Kriminalität und der Geldwäscherei eine wichtige Stellung zu. Die entspre-

chenden Aktivitäten des Bundes werden deshalb weitergeführt. 

− Eigene Ermittlungstätigkeit: In Fällen von Schwerstkriminalität (organisierte Krimina-

lität, Geldwäscherei, Korruption) kann die Bundeskriminalpolizei unter der Leitung 

des Bundesanwaltes eigene Ermittlungen führen. 

− Internationale Abkommen: Im Bereich der Geldwäscherei setzt sich der Bund auch 

weiterhin für die Festlegung und Einführung von einheitlichen internationalen Stan-

dards ein. 

− Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft: Gerade hinsichtlich der Bekämpfung der 

Geldwäscherei ist eine enge Kooperation mit den entsprechenden Wirtschaftssek-

toren unerlässlich. Mit der Meldestelle für Geldwäscherei (MROS) konnte eine zu-

frieden stellende Zusammenarbeit etabliert werden. Ihre Tätigkeiten sind deshalb 

auch künftig zu unterstützen. 

 

 
7.4.5. Umsetzungsstruktur 

Der Bund hat bei der Durchsetzung des Betäubungsmittelgesetzes zwar die Oberauf-

sicht, die Hauptverantwortung die repressiven Massnahmen liegt allerdings bei den Kan-

tonen. Der Bund hat ihnen gegenüber in ihrem Kompetenzbereich keine Weisungsbe-

fugnis. Er steht ihnen in ihrem Aufgabenbereich jedoch unterstützend zur Seite. Nur in 

Ausnahmefällen führt der Bund auch eigene polizeiliche Ermittlungen im Bereich des 

illegalen Drogenhandels durch. Die Aufgaben des Bundes im Bereich der Repression 

werden weitgehend durch das Bundesamt für Polizei (fedpol) wahrgenommen. Das Bun-

desamt für Justiz (BJ) übernimmt zudem in der internationalen Rechtshilfe gewisse Auf-

gaben. 

Die Drogenpolitik bewegt sich klar im Spannungsfeld zwischen polizeilichen bzw. justi-

ziellen und gesundheitspolitischen Gesetzesaufträgen. Eine gute Zusammenarbeit zwi-

schen der Polizei und den Gesundheits- und Sozialinstitutionen ist für eine angemessene 

Güterabwägung notwendig. Auf der Ebene der Kantone und Städte ist diese Zusammen-

arbeit zum Teil weit fortgeschritten. Auf nationaler Ebene besteht mit der ArbGrp ZuPo, 

in der das fedpol, das BAG, der Verband Schweizerischer Polizeibeamter (VSPB) sowie 

Infodrog vertreten sind, eine entsprechende Struktur zur Förderung der Kooperation. Die 
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ArbGrp ZuPo ist sowohl für die Verbesserung der Zusammenarbeit auf Bundesebene als 

auch für den regelmässigen Erfahrungsaustausch in vertikaler Hinsicht zwischen dem 

Bund, den Kantonen und den Städten ein wichtiges Gremium. Der Bund kann sich da-

durch auch das bestehende Wissen der Kantone und Städte zunutze machen. Die 

ArbGrp ZuPo soll deshalb weitergeführt und allenfalls ausgebaut werden. 

Um eine bessere Abstimmung der vier Säulen zu erreichen, ist zudem die Koordination 

der drei Bundesämter fedpol, BJ und BAG grundsätzlich zu vertiefen und zu sichern. 

Denkbar ist auch, dass die Interdepartementale Arbeitsgruppe Drogen (IDAD) gewisse 

überdepartementale Aufgaben im Kompetenzbereich des Bundes übernimmt. 
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8. Transversale Funktionen und Themen 

Im vorherigen Kapitel 7 wurde dargelegt, wie der Bund die einzelnen Säulen unterstützen 

will. Viele Aufgaben, die der Bund dabei wahrnimmt, beziehen sich häufig zugleich auf 

mehrere Säulen; sie verlaufen gewissermassen quer, also «transversal» zu diesen. Sei-

nem gesetzlichen Auftrag entsprechend, nimmt der Bund insgesamt sieben solch trans-

versale Funktionen wahr. In diesem Kapitel werden diese transversalen Funktionen ein-

zeln und säulenübergreifend betrachtet, und es wird festgelegt, welchen Beitrag sie zur 

Umsetzung des MaPaDro III leisten (Abschnitt 8.1). 

Daneben gibt es auch zwei Themen, die im Rahmen des MaPaDro III quer durch sämtli-

che Säulen beachtet werden sollen: die Querschnittthemen Gender und Migration (Ab-

schnitt 8.2).  

 

 
8.1. Transversale Funktionen 

Die Umsetzung des MaPaDro III wird von sieben Funktionen, die vom BAG wahrge-

nommen werden, unterstützt. Die Funktionen sind: Bereitstellung von Grundlagen, Eva-

luation, Weiterbildung, Qualitätsförderung, Information, Koordination und Internationales. 

Zuerst wird jeweils die Ausgangslage in Bezug auf diese Aufgaben beschrieben, bevor 

die Schwerpunkte der Funktionen im Rahmen des MaPaDro III dargestellt werden. 

 

 
8.1.1. Wissenschaftliche und gesetzliche Grundlagen 

Das MaPaDro III stützt sich auf die bestehenden wissenschaftlichen und gesetzlichen 

Grundlagen (siehe Kapitel 3 und 4). Eine Veränderung der gesetzlichen Grundlagen wird 

mit dem MaPaDro III nicht angestrebt. Hingegen zielt eine ganze Reihe von Massnah-

men des MaPaDro III auf die Verbesserung der wissenschaftlichen Abstützung der Dro-

genarbeit in der Schweiz ab. 

 

Ausgangslage 

Die Aufgabe des Bundes in Bezug auf die wissenschaftlichen Grundlagen im Bereich 

illegaler Drogen ist in Art. 15c Abs. 1 BetmG festgehalten (siehe Kapitel 4.2.1). Gemäss 

diesem gesetzlichen Auftrag soll mit der Ressortforschung ! d. h. mit der vom BAG fi-

nanzierten Forschung ! einerseits grundlegendes Wissen über Drogen und Drogensucht 

(Pharmakologie, Epidemiologie, Ätiologie, Surveys) bereitgestellt werden. Andererseits 

soll die Forschung über Interventionsmöglichkeiten bei Drogenproblemen Aufschluss 

geben (Interventions- und Therapieforschung, klinische Studien, Effektivitäts- und Effi-

zienzanalysen, kriminologische Arbeiten). Zusammen mit der Evaluation dient die Res-

sortforschung der evidenzgestützten Strategie- und Massnahmenentwicklung zur Ver-

minderung der Probleme im Drogenbereich.  
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Interventionsforschung als bisheriger Schwerpunkt 

Die beiden ersten Massnahmenpakete des Bundes zur Verminderung der Drogenprob-

leme waren der evidenzbasierten Strategieentwicklung verpflichtet, weshalb in Bezug 

auf die illegalen Drogen in der Vergangenheit vergleichsweise viele Studien durchgeführt 

worden sind; Tabak- und Alkoholsucht wurden weniger, andere Suchtformen gar nicht 

erforscht. Die Mittel für die Forschung im Drogenbereich wurden in erster Linie für die 

Interventionsforschung sowie für die Evaluation der getroffenen Massnahmen verwen-

det. Insbesondere einige Projekte im Bereich der Interventionsforschung (z. B. zu HeGe-

Be und zur Behandlung von Komorbiditäten) wurden international als innovativ anerkannt. 

Dank des engen Bezugs zur Praxis gelang es verschiedentlich, konkrete Ansätze für 

Problemlösungen aufzuzeigen (BAG 2000). 

 

Nationale Suchthilfestatistik und Wissenstransfer 

In den letzten Jahren galten die Bemühungen zudem der Zusammenführung der ver-

schiedenen statistischen Erhebungen, die im Auftrag des BAG durchgeführt werden, zu 

einer einheitlichen nationalen Suchthilfestatistik namens «act-info».15 Seit Anfang 2004 

erfolgt die Datenerfassung sukzessive mit neuen Instrumenten.  

Daneben hat das BAG Aktivitäten zum Wissensaustausch durchgeführt. Dazu gehören 

die Sammlung der Resultate aus bisherigen Forschungen und Evaluationen und die Or-

ganisation von Konferenzen zur Förderung des Austausches zwischen Forschenden und 

der Praxis. Ein interner Evaluationsbericht zur Ressortforschung hat allerdings gezeigt, 

dass die Wissensverbreitung und Valorisierung noch verbessert werden könnte (Ho!ek 

2005). 

 

Schwerpunkte der Funktion Grundlagen im Rahmen des MaPaDro III 

Im Rahmen des MaPaDro III sollen die wissenschaftlichen Grundlagen verbessert wer-

den. Die inhaltlichen Schwerpunkte der Forschung richten sich dabei nach dem «For-

schungskonzept Gesundheit» des BAG (2002b), in welchem die Analyse illegaler Sucht-

mittel weiterhin als eine Priorität festgehalten ist. Das MaPaDro III integriert zudem die 

geplanten Forschungsschwerpunkte der Sektion Drogen (Ho!ek 2005), in die auch die 

Ergebnisse der internen Evaluation zur Ressortforschung eingeflossen sind. Auf dieser 

Basis werden zwei Tätigkeitsbereiche festgelegt: erstens die Wissensgenerierung und 

zweitens der Wissenstransfer und die Valorisierung. 

 

                                                        
15  Es handelt sich hierbei um die Daten aus der nationalen Methadonstatistik, zur heroingestützten 

Behandlung (HeGeBe), um die Statistik der stationären Behandlung der Alkoholabhängigkeit in der 
Schweiz (SAKRAM/CIRSA), die Erhebungen des Forschungsverbunds stationäre Suchttherapie (FOS) 
und die Statistik der ambulanten Behandlung und Betreuung im Alkohol- und Drogenbereich 
(SAMBAD).  
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Wissensgenerierung 

Im Bereich der Wissensgenerierung legt das MaPaDro III zwei Schwerpunkte: 

1. Monitoring und Epidemiologie: Das Wissen über den Zustand im Problemfeld und 

über die Interventionen der verschiedenen Akteure soll verbessert werden. Dazu  

gehören folgende Massnahmen, die grösstenteils auch in den einzelnen Säulen auf-

geführt sind: 

� Dokumentation des schweizerischen Interventionssystems: Inventarisierung der 

Angebote in Prävention, Therapie und Schadensminderung und regelmässige 

Auswertungen zu seiner Nutzung. 

� Verbesserung der epidemiologischen Grundlagen: Die Daten zur Entwicklung des 

Drogenkonsums in der Schweiz, insbesondere auch im Vergleich zum Ausland, 

sollen verbessert werden (siehe auch Prävention, Kapitel 7.1.4). 

� Teilnahme am europäischen Beobachtungssystem: Um die Vergleichbarkeit der 

erhobenen Daten zur Epidemiologie und zum Interventionssystem zu erhöhen, 

wird der Anschluss an die Europäische Beobachtungsstelle für Drogen und Dro-

gensucht (EMCDDA) geprüft. 

 

2. Interventionsforschung: Um evidenzbasierte Massnahmen zu ermöglichen, soll  

weiterhin punktuell Interventionsforschung betrieben werden. Im Vordergrund ste-

hen folgende Tätigkeiten: 

� Definition von Indikatorensets zur Messung der Effektivität, Wirksamkeit und  

Effizienz von Massnahmen in den verschiedenen Bereichen. 

� Überprüfung von Interventionsansätzen, die in strategisch wichtigen Bereichen 

(z. B. Früherfassung bei der Prävention) und in Modellprojekten zur Anwendung 

kommen (siehe auch Prävention, Kapitel 7.1.4, und Schadensminderung, Kapi-

tel 7.3.4). Dabei sollen die definierten Indikatoren eingesetzt werden. 

� Forschung zu weiteren Problemfeldern im Rahmen der finanziellen Möglichkei-

ten. Dazu gehört die Untersuchung von Ansätzen zum Umgang mit neuen Sub-

stanzen (z. B. Kokain), jüngeren und älteren Zielgruppen, Mehrfachabhängigkei-

ten und Komorbiditäten in Therapie und Schadensminderung oder die Forschung 

zu gesundheitlichen Auswirkungen repressiver Massnahmen. 

 

Wissenstransfer und Valorisierung 

Damit die Erkenntnisse der Forschung Verbreitung finden und in der Praxis tatsächlich 

genutzt werden, ist beim MaPaDro III in allen Säulen eine Verstärkung des Wissenstrans-

fers vorgesehen. Zu diesem Zweck sorgt das BAG für eine publikumsgerechte Bekannt-

machung der Forschungsresultate gegen aussen. Die diesbezüglich vorgesehenen 

Massnahmen werden bei der Querschnittsfunktion der Information (Abschnitt 8.1.5) be-

schrieben. 

Der Wissenstransfer soll jedoch nicht nur gegen aussen, sondern auch BAG-intern ver-

bessert werden. Er soll systematisch organisiert werden, indem die Funktion der Grund-

lagen mit den übrigen Querschnittaufgaben verknüpft wird: 

− Evaluation: Erkenntnisse aus der Forschung sollen in die Evaluationen, die im  

Rahmen des MaPaDro III durchgeführt werden, einfliessen; 

− Weiterbildung: Erkenntnisse aus der Forschung sollen im Rahmen der berufliche 

Weiterbildung an Fachleute vermittelt werden; 
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− Qualitätsförderung: Qualitätsnormen sollen an die Erkenntnisse der Forschung  

zu wichtigen Faktoren in der Suchtarbeit angepasst werden; 

− Information: Erkenntnisse aus der Forschung sollen über die Information dem Fach-

publikum sowie auch der breiteren Öffentlichkeit mitgeteilt werden; 

− Koordination: Erkenntnisse aus der Forschung sollen in die bundesinternen Koordina-

tionsgremien und Vernetzungsaktivitäten Eingang finden; 

− Internationales: Erkenntnisse aus der Forschung sollen mit der Querschnittfunktion 

Internationales verknüpft werden, damit sie in den internationalen Gremien sowie  

an internationalen Tagungen aktiv kommuniziert werden können. 

 

Für die wissenschaftlichen Grundlagen (sowie auch für die hier nicht weiter betrachtete 

Legiferierung) ist die Sektion Grundlagen innerhalb der Abteilung Nationale Präventions-

programme des BAG zuständig. Die Zusammenarbeit der Sektion Grundlagen mit den 

Fachsektionen ist namentlich für den Wissenstransfer und die Valorisierung wesentlich 

und soll deshalb verstärkt werden. 

 

 
8.1.2. Evaluation 

Das MaPaDro III basiert auf Erkenntnissen, die durch vergangene Evaluationen und Stu-

dien gewonnen werden konnten. Das Massnahmenpaket soll auch selber Gegenstand 

einer Evaluation sein. 

 

Ausgangslage 

Als wichtigste Evaluation, die bisher im Drogenbereich durchgeführt worden ist, sei jene 

zum zweiten Massnahmenpaket zur Verminderung der Drogenprobleme (MaPaDro II) 

(Zobel et al. 2003) zu nennen. Als Grundlage des MaPaDro III zu erwähnen ist neben 

dieser Evaluation auch die Studie zur Verankerung der Drogenpolitik des Bundes (Kübler 

et al. 2003). Hinsichtlich einer stärker integralen Ausrichtung im Suchtbereich wurden 

zudem die Ergebnisse einer auf die Schweiz ausgerichteten (Spinatsch und Hofer 2004) 

sowie einer international vergleichenden Studie (Zobel et al. 2004) einbezogen. Die  

systematische Berücksichtigung dieses vorhandenen Wissens bei der Entwicklung des  

MaPaDro III wurde mittels eines Valorisierungsprozesses sichergestellt. Eine Ex-ante-

Evaluation fokussierte zudem insbesondere auf die Programmlogik, die Wirkungsorientie-

rung und die Evaluierbarkeit des Massnahmenpakets. 

 

Schwerpunkte der Evaluation im Rahmen des MaPaDro III 

Das MaPaDro III bildet den Rahmen für Massnahmen, die grossteils seit längerem im 

Gange sind und sich bewährt haben. Zwar werden gewisse Anpassungen vorgenom-

men, doch der Anteil neuer und innovativer Interventionen ist deutlich geringer als in der 

Vergangenheit, was unter anderem auf die Knappheit der Ressourcen zurückzuführen ist. 

Aus dieser Situation heraus ergibt sich ein geringer Bedarf für eine begleitende Evaluati-

on, zumal die Verbesserung des Monitorings zu den Veränderungen im Problemfeld und 

zu den epidemiologischen Daten (insbesondere Drogenkonsum) als Teil dieses Mass-

nahmenpakets vorgesehen ist (siehe Wissenschaftliche und gesetzliche Grundlagen, 

Abschnitt 8.1.1). 
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Die Optimierung des Vollzugs der Massnahmen soll sich weitgehend auf eine geregelte 

Berichterstattung und Selbstevaluation der Projekte abstützen. Eine umfassende sum-

mative Beurteilung der Wirkungen des MaPaDro III ist in Form einer externen Evaluation 

vorgesehen, um insbesondere im Hinblick auf zukünftige Tätigkeiten rechtzeitig allfällige 

Anpassungen vornehmen zu können. Auf eine Nutzung der Ergebnisse der evaluativen 

Tätigkeiten, die im Rahmen des MaPaDro III vorgenommen werden, wird im Rahmen der 

Valorisierung von Wissen (siehe Wissenschaftliche und gesetzliche Grundlagen, Kapi-

tel 8.1.1) besonderen Wert gelegt. 

 

 
8.1.3. Weiterbildung 

Um die Ziele des MaPaDro III zu erreichen, unterstützt der Bund Massnahmen zur beruf-

lichen Weiterbildung im Suchtbereich. In der Weiterbildung geht es darum, dass Fachleu-

te, die mit Suchtproblemen (nicht nur in Bezug auf illegale Drogen, sondern auch auf 

andere psychoaktive Substanzen) konfrontiert werden, über die notwendigen Kompeten-

zen verfügen und die Möglichkeit haben, ihre Kenntnisse auf den neusten Stand zu brin-

gen. 

 

Ausgangslage 

Die Berufsgruppen, die sich mit der Problematik des Konsums illegaler Drogen befassen, 

sind hauptsächlich die medizinischen Berufe (Ärzteschaft der betroffenen Fachrichtun-

gen, Apothekerschaft, Pflegepersonal) sowie die Berufe des psychosozialen Sektors 

(Sozialpädagogen, Sozialarbeiter, Psychologen). Letzterer Berufsgruppe gehören die 

meisten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der ambulanten und stationären Behandlungs-

institutionen für Drogenkonsumierende an. Weitere Fachleute wie Lehrkräfte oder Poli-

zeibeamte sind ebenfalls punktuell mit diesen Problemen konfrontiert (so genannt punk-

tuell betroffene Fachleute). 

In den Grundausbildungen der verschiedenen betroffenen Berufe wird die Suchtthematik 

sehr unterschiedlich gehandhabt, weshalb grosse Differenzen bezüglich des jeweiligen 

Wissensstands bestehen. Dies erschwert die geeignete Ausgestaltung der Weiterbil-

dung. Die finanziellen Ressourcen, welche die Kantone für die Weiterbildung im Suchtbe-

reich zur Verfügung stellen, sind äusserst beschränkt. Zudem ist das Weiterbildungsan-

gebot aufgrund der interdisziplinären Natur des Gegenstands auf sehr viele Bildungsinsti-

tutionen verteilt. In der Romandie ist es der «Fédération romande des organismes de 

formation dans le domaine des dépendances» (fordd) allerdings gelungen, alle Partner 

der betroffenen Berufe unter einem Dach zu vereinigen und somit das Prinzip der Inter-

disziplinarität strukturell zu verankern.  

Gemäss dem Betäubungsmittelgesetz (Art. 15c Abs. 3) hat der Bund die Aufgabe, die 

Ausbildung des Fachpersonals für die Behandlung betäubungsmittelabhängiger Personen 

zu fördern. Seit 1992 ist das BAG deshalb in der Weiterbildung aktiv, wobei das Enga-

gement über die illegalen Drogen hinaus geht und insbesondere auch den Alkoholbereich 

umfasst. Das BAG will die Ausbildung von zahlenmässig genügend Spezialisten im 

Suchtbereich garantieren, die beruflichen Qualifikation der Akteure verbessern und die 

berufsübergreifende Zusammenarbeit fördern. Hauptzielpublikum sind Suchtfachleute 

aus den drei Säulen Prävention, Therapie und Schadensminderung. Daneben soll auch 
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punktuell betroffenen Personen und Freiwilligen der Zugang zu Weiterbildungsangeboten 

offen stehen. 

In einer ersten Phase entschied sich das BAG für eine auf die Berufsverbände abgestütz-

te Weiterbildungsstrategie. Zu diesem Zweck wurden in der Deutsch- und der West-

schweiz Weiterbildungsstellen geschaffen («ARIA» und «convers»). Um die Nachhaltig-

keit und Qualität der Angebote sicherzustellen, ging das BAG später über zur Programm-

förderung und übertrug die Organisation und Durchführung der Weiterbildungskurse den 

Universitäten, Fachhochschulen und Fachschulen, die bereits die jeweiligen Grundaus-

bildungen anbieten. Zudem wurden Massnahmen zur Erarbeitung von Curricula ergriffen. 

Eine wichtige Rolle spielte dabei die 1996 vom BAG ins Leben gerufene «ExpertInnen-

kommission Weiterbildung im Suchtbereich» (EWS). Sie besteht aus 15 Expertinnen und 

Experten aus allen Landesteilen der Schweiz, die in der Praxis, Lehre, Forschung und in 

Fachverbänden in der Suchthilfe tätig sind, sei es im ambulanten oder stationären, im 

legalen oder illegalen Bereich, in der Prävention, in Beratung und Therapie, in der Scha-

densminderung oder in der Repression. 

Daneben wurde das BAG im Bereich der Methadonbehandlung aktiv. Um die Methadon 

verschreibenden Ärztinnen und Ärzte zu unterstützen, setzte es sich für die Schaffung 

von Netzwerken (z. B. regionale Erfahrungsaustauschgruppen, telefonische Beratungs-

angebote, Fortbildungstagungen usw.) ein. Mit diesem Ansatz trug man der Tatsache 

Rechnung, dass privat Praktizierenden nur sehr wenig Zeit für Weiterbildungsaktivitäten 

zur Verfügung steht. 

Schliesslich hat das BAG verschiedene andere Fortbildungsaktivitäten im Rahmen von 

Präventionsprojekten unterstützt. 

 

Schwerpunkte der Weiterbildung im Rahmen des MaPaDro III 

Die bisherige Strategie der Entwicklung eines spezifischen Angebots für die verschiede-

nen Berufe und Sprachregionen, das in den Institutionen eingebettet ist, die bereits die 

Grundausbildung durchführen, erscheint in Anbetracht des gegenwärtigen Kontextes als 

angemessen (Zobel et al. 2003). Quantitativ ist der Grundbedarf an Weiterbildung für 

Fachleute aus dem Suchtbereich gedeckt. In Bezug auf die Ausrichtung der Weiterbil-

dung muss der Bund seine zentrale Unterstützungsaufgabe jedoch weiterhin erfüllen. Im 

Rahmen der Umsetzung dieses Massnahmenpakets soll:  

− das Weiterbildungsangebot noch besser dem sich aufgrund von gesellschaftlichen 

Entwicklungen ändernden Bedarf sowie den Bedürfnissen der Suchtfachleute,  

ihrer Institutionen und der Behörden angepasst werden (siehe auch Therapie,  

Kapitel 7.2.4, und Schadensminderung, Kapitel 7.3.4); 

− zur Stärkung der Durchlässigkeit die Durchführung von bereichsübergreifenden  

Weiterbildungen gefördert und die Entwicklung von interprofessionellen und inter-

disziplinären Curricula und ihre Anerkennung durch die Arbeitgeber vorangetrieben 

werden (siehe auch Therapie, Kapitel 7.2.4, Schadensminderung, Kapitel 2.3.4, und 

Repression, Kapitel 7.4.4); 

− die Ausweitung der Weiterbildungsaktivitäten der EWS auf weitere Suchtarten  

(z. B. Tabak, substanzunabhängige Suchtformen) als zusätzlicher Schritt hin zu einem 

integralen Ansatz überprüft werden; 

− die Koordination zwischen den Bildungsinstitutionen, die Weiterbildungen im 

Suchtbereich anbieten, verbessert werden; 
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− eine Verbesserung des Wissenstransfers von der Forschung zur Praxis angestrebt 

werden. Innovative, so genannt «praxisnahe Angebote», wie etwa bei der Metha-

donbehandlung in der Westschweiz (Appui logistique scientifique du Collège romand 

de médicine de l�addiction, COROMA), sollen weiterverfolgt werden (siehe auch 

Therapie, Kapitel 7.2.4). Zusätzlich sollen neue Wege des Wissens- und Erfahrungs-

transfers (z. B. E-Learning, «Peer Teaching», Praxisaustauschnetzwerke usw.) ein-

geschlagen werden (siehe auch Prävention, Kapitel 7.1.4); 

− der Bezug der EWS zu internationalen Partnern verstärkt werden, z. B. durch die 

Mitwirkung an einem internationalen Netzwerk zur Weiterbildung im Suchtbereich. 

 

Die EWS bleibt ein wichtiger Partner des BAG bei der Umsetzung dieser Massnahmen. 

 

 
8.1.4. Qualitätsförderung 

Methoden zur Qualitätsentwicklung sind leistungsfähige Instrumente, um die Wirksam-

keit und Wirtschaftlichkeit der Suchthilfe zu fördern. Ursprünglich für die Industrie entwi-

ckelt, wurden diese Methoden in den vergangenen Jahren den Gegebenheiten des Ge-

sundheits- und Sozialwesens angepasst. Eine erfolgreiche Umsetzung hängt von zwei 

Hauptfaktoren ab: vom Einbezug der betroffenen Fachleute an der Erarbeitung der Quali-

tätsnormen und von der Anerkennung dieser Normen durch die Behörden, die über die 

Finanzierung der Leistungen und Angebote entscheiden.  

 

Ausgangslage 

Anstoss zur Qualitätsentwicklung im Sozialbereich gab das Bundesamt für Sozialversiche-

rungen (BSV) mit der 1998 erlassenen Vorschrift, jede Einrichtung, die von der Invaliden-

versicherung (IV) Kollektivbeiträge erhalte, müsse ab 2002 gemäss IV-Norm zertifiziert sein, 

um weiterhin ein Anrecht auf Bundesbeiträge zu haben. Das BAG ergriff diese Gelegen-

heit, um für die stationäre Suchttherapie eine speziell auf diesen Bereich zugeschnittene 

Qualitätsnorm zu entwickeln. Dies war die Geburtsstunde des Referenzsystems 

«QuaTheDA» (Qualität Therapie Drogen Alkohol), einer Liste mit suchthilfespezifischen 

Qualitätsanforderungen, die für eine QuaTheDA-Zertifizierung erfüllt werden müssen. 

Erarbeitet wurde die Norm in Zusammenarbeit mit Fachleuten vor Ort, wobei man sich 

auf die Qualitätskriterien stützte, die im Rahmen des Forschungsprojekts «QuaFOS» 

definiert worden waren. Diese Qualitätskriterien betreffen in erster Linie die Qualität von 

Strukturen und Prozessen. Für die Einführung des QuaTheDA-Referenzsystems und des 

dazu gehörenden Managementsystems wurden den Institutionen kostenlose Schulun-

gen angeboten. Bis heute haben sich zwei Drittel der stationären Therapieinstitutionen 

für Drogen- und Alkoholprobleme zur QuaTheDA-Zertifizierung entschlossen. Einige Kan-

tone haben begonnen, in ihre Leistungsverträge mit Einrichtungen aus dem Suchtbereich 

die Verpflichtung zu einer entsprechenden Zertifizierung aufzunehmen.  

Parallel zu diesen Massnahmen wurde im Jahr 2000 das Projekt «Qualitätsentwicklung 

Heroingestützte Behandlung» initiiert. Hier liegt der Schwerpunkt weniger auf Strukturen 

und Prozessen, sondern mehr auf Ergebnissen. Im Rahmen dieses Projekts werden mit 

einem Monitoring Indikatoren zur Messung der Therapieerfolge erhoben. Ausserdem 

wird parallel dazu ein Peer-Teaching-Netzwerk für die Verantwortlichen der Zentren auf-

gebaut. An jährlich stattfindenden Tagungen werden Behandlungsresultate ausgetauscht 
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und Strategien im Umgang mit Problemen bei der Behandlung erarbeitet. Die Aktivitäten 

zur Qualitätsentwicklung in diesem Bereich werden durch die Kommission «Qualität 

HeGeBe» gesteuert. 

 

Schwerpunkte der Qualitätsförderung im Rahmen des MaPaDro III 

Aufgrund der positiven Erfahrungen wird das BAG seine Massnahmen zur Qualitätsför-

derung fortsetzen und auf die ambulante Behandlung sowie die Angebote der Scha-

densminderung ausdehnen. Nachdem die bisherigen Bemühungen vor allem auf die 

Förderung der Struktur- und Prozessqualität ausgerichtet waren, wird im Rahmen des 

Folgeprojekts «QuaTheDA 2003!2008» die Ergebnisqualität in den Vordergrund gerückt. 

Es werden die folgenden Massnahmen ergriffen: 

− Ausweitung des Qualitätsreferenzsystems von der stationären auf die ambulante 

Behandlung und die Angebote der Schadensminderung. Das Referenzsystem wird 

modular aufgebaut, damit es den Besonderheiten der verschiedenen Interventions-

bereiche gerecht werden kann. Um das Referenzsystem möglichst schweizweit zu 

verankern, werden die Kantone und Institutionen in den Entwicklungsprozess einbe-

zogen (siehe auch Therapie, Kapitel 7.2.4, und Schadensminderung, Kapitel 7.3.4); 

− Entwicklung von Strategien zur Sicherung der Ergebnisqualität. Der Nachweis der 

Ergebnisqualität ist besonders für Suchthilfeeinrichtungen von Bedeutung, die teil-

weise oder vollumfänglich über die Krankenversicherer finanziert werden. Voraus-

setzung für die Messung der Ergebnisqualität ist die evidenzbasierte Beschreibung 

des Beitrags der verschiedenen Interventionsbereiche zum Betreuungs- und Behand-

lungsprozess sowie die Entwicklung ergebnisspezifischer Qualitätsindikatoren unter 

Einbezug der Leistungsanbieter und -finanzierer. Das BAG steuert und koordiniert 

den Prozess der Erarbeitung entsprechender Strategien (siehe auch Therapie, Kapitel 

7.2.4); 

− Weiterführung der Qualitätsentwicklungsmassnahmen im Rahmen der HeGeBe auf 

der Grundlage der im neuen Referenzsystems definierten Anforderungen (siehe auch 

Therapie, Kapitel 7.2.4); 

− Bereitstellung eines Schulungsangebots für Qualitätsverantwortliche, um die Einfüh-

rung der entsprechenden Instrumente zu erleichtern. 

 

 
8.1.5. Information 

Gemäss Art. 15c Abs. 3 BetmG hat der Bund im Drogenbereich einen Dokumentations- 

und Informationsauftrag zu erfüllen.  

 

Ausgangslage 

Eine wirksame Politik setzt voraus, dass die involvierten Akteure über aktuelles Wissen 

verfügen. In der Drogenpolitik ist eine Vielzahl von Stellen an der Umsetzung von Mass-

nahmen beteiligt: Kantone, Städte und Gemeinden sowie private Institutionen (siehe 

Kapitel 4). Seinem gesetzlichen Auftrag entsprechend, stellt der Bund Grundlagen zur 

Verfügung und fördert den Wissensaustausch.  

Die Diskussionen anlässlich der gescheiterten Revision des Betäubungsmittelgesetzes 

zeigten, dass der einstmalige Konsens, der in den 1990er-Jahren unter dem Eindruck der 

offenen Drogenszenen entstanden ist, brüchig geworden ist. Mit dem Spardruck der 
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öffentlichen Hand geraten zudem verschiedene Angebote im Drogenbereich unter Druck. 

Der Legitimationsbedarf der Drogenpolitik ist somit insgesamt grösser geworden (siehe 

Kapitel 5.2). Deshalb ist es wichtig, dass die Strategien und Massnahmen, die der Bund 

im Rahmen des MaPaDro III verfolgt, begründet und sichtbar sind. 

 

Schwerpunkte der Information im Rahmen des MaPaDro III 

Der Information wird im MaPaDro III eine wichtige Stellung eingeräumt. Einerseits richtet 

sich der Bund an die im Drogenbereich tätigen Fachpersonen, indem er die Vermittlung 

des aktuell vorhandenen Wissens fördern will. Diesbezüglich sind in den einzelnen Säu-

len verschiedene Massnahmen vorgesehen (z. B. Förderung des Forschung-Praxis-

Transfers in der Prävention; internetbasierte Information von Infodrog zu Fachthemen der 

Suchthilfe; Sensibilisierung von Polizei und Suchtfachpersonen in der Repression). Indem 

er Informationsplattformen schafft, will der Bund auch zur freiwilligen Koordination bei-

tragen (siehe auch Koordination, Abschnitt 8.1.6). (Zur Verbesserung des Wissenstrans-

fers innerhalb des BAG siehe Grundlagen, Abschnitt 8.1.1.) 

Zweitens will der Bund auf den vorhandenen Legitimationsdruck reagieren, indem er die 

Umsetzung seines Informationsauftrags mittels einer auf Fakten beruhenden Öffentlich-

keitsarbeit verbessert. Die Information im Rahmen des MaPaDro III will das Grundwissen 

somit nicht nur Fachkreisen, sondern auch Entscheidungsträgern und der Öffentlichkeit 

zur Verfügung stellen und auf diese Weise einen Beitrag zur Versachlichung der drogen-

politischen Diskussion leisten. 

Eine an wissenschaftlichen Erkenntnissen orientierte Information setzt eine optimale 

Wissensaufbereitung sowie eine gezielte Wissensvermittlung voraus. Diesbezüglich 

sieht das BAG im Rahmen des MaPaDro III folgende Massnahmen vor: 

− Aktualisierung des Wissenstandes: Das vorhandene Faktenwissen soll regelmässig 

aufgearbeitet, wesentliche Lücken erkannt und die Generierung des entsprechenden 

Wissens veranlasst werden. Dies bedingt eine gute Zusammenarbeit mit der Funk-

tion der Bereitstellung von Grundlagen (siehe Abschnitt 8.1.1). 

− Factsheets zu den wichtigsten Themen: Das BAG soll die wichtigsten Themen zur 

Drogenpolitik definieren und diese in Form von Factsheets zielgruppengerecht 

(Fachkreise, Entscheidungsträger, Öffentlichkeit, Medien) in gedruckter und elektro-

nischer Form bereitstellen. Dazu gehört auch die sachliche Information zu einzelnen 

psychoaktiven Substanzen (siehe Prävention, Kapitel 7.1.4). 

− Sucht-Dialog: Mittels regelmässigem Austausch anlässlich von Tagungen, Fach-

konferenzen und Workshops mit den relevanten Akteuren soll ein fachlicher  

«Sucht-Dialog» aufgebaut werden (siehe auch einzelne Säulen und Koordination,  

Abschnitt 8.1.6). 

− Internetportal: Das Thema Sucht soll auf einem Internetportal in seiner ganzen Breite 

thematisiert werden, damit das Grundlagenwissen in aktualisierter Form für die brei-

te Öffentlichkeit zugänglich ist. 
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8.1.6. Koordination 

Die Drogenpolitik ist geprägt durch eine Vielzahl von Akteuren mit unterschiedlichen 

Aufgaben (siehe Kapitel 4). Art. 15c Abs. 3 BetmG weist dem Bund dabei eine Koordina-

tionsfunktion zu.  

 

Ausgangslage 

Der Bund hat als Koordinator und Moderator eine unterstützende Rolle, während in allen 

vier Säulen primär die Kantone für die Umsetzung von Massnahmen zuständig sind. 

Daneben sind auch die Gemeinden und vor allem die Städte wichtige Akteure, insbeson-

dere im Bereich der Schadensminderung und der Repression. Die Umsetzung von 

Massnahmen basiert zudem gerade in den drei gesundheitspolitischen Säulen (Präven-

tion, Therapie und Schadensminderung) nicht nur auf staatlichen, sondern auch auf priva-

ten, zum Teil von der öffentlichen Hand finanzierten Organisationen und Institutionen. 

Auch bundesintern sind mehrere Ämter involviert: Das BAG ist für die Säulen Prävention, 

Therapie und Schadensminderung verantwortlich, das fedpol mehrheitlich für die Re-

pression. Daneben nimmt zudem das BJ bestimmte Aufgaben wahr. 

Eine gute Koordination ist angesichts der grossen Zahl an involvierten Akteuren für die 

Kohärenz und Wirksamkeit der Drogenpolitik entscheidend, und zwar sowohl auf politi-

scher als auch auf operativer Ebene. 

 

Koordinations- und Dienstleistungsplattform Sucht (KDS) 

Mit Beschluss des Bundesrates vom 14. April 1996 wurde zur Verbesserung der Koordi-

nation auf politischer Ebene die Koordinations- und Dienstleistungsplattform Drogen 

Schweiz, neu: Koordinations- und Dienstleistungsplattform Sucht (KDS) geschaffen. Die 

KDS besteht aus einer wissenschaftlichen Mitarbeiterin und einer administrativen Assis-

tentin beim BAG sowie einem wissenschaftlichen Mitarbeiter beim fedpol. Aufgabe der 

KDS ist es: 

− die Zusammenarbeit zwecks Verbesserung der Koordination der Drogenpolitik  

zwischen den dafür zuständigen Instanzen auf nationaler, kantonaler und städtischer 

Ebene zu intensivieren; 

− durch Herstellung von Konsens zwischen den Akteuren zur Harmonisierung der 

Drogenpolitik beizutragen; 

− die Dokumentation und Information der Akteure im Drogenbereich zu unterstützen; 

− sicherzustellen, dass im nationalen Kontext rasch gehandelt werden kann. 

 

Die KDS unterstützt sowohl die horizontale (zwischen verschiedenen Bundesstellen) als 

auch die vertikale (zwischen verschiedenen staatlichen Ebenen) Koordination. Zu diesem 

Zweck stellt sie den in Kapitel 4.4.2 genannten staatlichen Gremien ihre Sekretariats-

dienste sowie fachliche Unterstützung zur Verfügung. Mit Ausnahme der ZuPo, die durch 

das fedpol betreut wird, ist das BAG für diese Dienstleistungen zuständig. Allerdings sind 

die Gremien der KDS, die einst aufgrund des akuten und sichtbaren Drogenproblems 

geschaffen worden sind, mittlerweile durch den Bedeutungsverlust der Drogenthematik 

in der Öffentlichkeit und der Politik geschwächt worden. 
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Schwerpunkte der Koordination im Rahmen des MaPaDro III 

Die Koordination betrifft einerseits die im Feld tätigen Akteure. Der Bund unterstützt im 

Rahmen des MaPaDro III Massnahmen, um die Vernetzung zwischen ihnen zu fördern. 

So nimmt beispielsweise Infodrog, die vom BAG finanzierte schweizerische Koordinati-

ons- und Fachstelle Sucht, koordinative Aufgaben in der Suchthilfe wahr (siehe Therapie, 

Kapitel 7.2, und Schadensminderung, Kapitel 7.3).  

Die Koordination betrifft aber auch die politische Ebene. Ein koordiniertes Vorgehen ist 

hier unter anderem erforderlich, um sich die politische Unterstützung sichern zu können, 

die im Kampf um die Ressourcen immer wichtiger wird (BAG 2005). Der Bund ist dabei 

den übrigen drogenpolitischen Akteuren gegenüber nicht weisungsbefugt. Aus seiner 

strukturellen Position heraus versucht er stattdessen, die freiwillige Koordination zu för-

dern. Die Koordination muss vor allem aber auch bundesintern verbessert werden. 

 

Verstärkte horizontale Koordination auf Bundesebene 

Die Strategien und Massnahmen des MaPaDro III sind zwischen den verschiedenen Säu-

len abzustimmen. Die bessere Durchlässigkeit der Säulen stellt einen strategischen 

Schwerpunkt des MaPaDro III dar (vgl. Kapitel 6.4). Im Hinblick auf eine integrale Sucht-

politik unterstützt das MaPaDro III ausserdem ! soweit möglich ! eine bessere Abstim-

mung mit den übrigen Sektoralpolitiken im Suchtbereich (vgl. Kapitel 6.2). Die horizontale 

Koordination auf Bundesebene ist somit zu verbessern. Konkret erfordert dies, dass im 

Rahmen der Umsetzung des MaPaDro III Zusammenarbeitsstrukturen der verschiedenen 

beteiligten Ämter und Sektionen zu stärken sind. 

 

Weiterführung der KDS als Dienstleistungsplattform 

Die KDS trägt sowohl innerhalb der Bundesverwaltung als auch in Bezug auf die Kantone 

und Städte zu einer verbesserten Koordination bei. Die administrative und fachliche Un-

terstützung der verschiedenen Gremien im Rahmen der KDS soll deshalb weitergeführt 

werden. Denn die fachlich, politisch und regional abgestützte Expertise dieser Gremien 

bietet eine wichtige Grundlage für eine realitätsnahe, effektive und kostenschonende 

Drogenpolitik. 

 

Einbezug weiterer Akteure 

Die Erreichung der Ziele des MaPaDro III ist in allen vier Säulen von einem komplexen 

Zusammenspiel der verschiedenen Akteure sowohl auf politischer als auch auf operativer 

Ebene abhängig. Der Bund kann zwar einen Beitrag leisten, er ist aber auf die aktive Un-

terstützung seiner Partner angewiesen. Im Rahmen der Bemühungen des Bundes, die 

Koordination und Vernetzung im Bereich der Drogenpolitik zu verbessern, gewinnen so-

wohl im Hinblick auf das fachliche Wissen als auch in Bezug auf die gesellschaftliche 

Abstützung und die Kohärenz der drogenpolitischen Massnahmen zunehmend weitere, 

auch nicht-staatliche drogenpolitische Akteure ausserhalb der KDS an Gewicht. Diese 

weiteren Akteure sollen deshalb in den vom Bund angestrebten Suchtdialog (siehe In-

formation, Abschnitt 8.1.5) einbezogen werden. Insbesondere mit den Fachverbänden 

auf sprachregionaler und nationaler Ebene ist die Zusammenarbeit zu suchen. Auch hat 

der Bund darauf hinzuwirken, dass diese weiteren drogenpolitischen Akteure befähigt 

werden, sich verstärkt selber zu vernetzen. Der Bund übernimmt hier die Rolle des Koor-

dinators und Moderators. 
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8.1.7. Internationales 

Die Schweiz verfolgt im internationalen Umfeld noch immer eine relativ eigenständige, 

innovative und pragmatische Drogenpolitik. Diese Politik hat wiederholt das Interesse 

anderer Länder geweckt. Die eingeschlagene Richtung wird durch das MaPaDro III bes-

tätigt. Die hier definierte Politik soll auch nach aussen getragen und vertreten werden. 

Dazu sind entsprechende Massnahmen zu ergreifen. 

 

Ausgangslage 

Die Schweiz ist in diversen internationalen Organisationen aktiv. Dazu gehören Kommis-

sionen und Organe der Vereinten Nationen (United Nations Organization, UNO), die Welt-

gesundheitsorganisation (World Health Organization, WHO) als Spezialorganisation der 

UNO sowie der Europarat.  

 

UNO-Konventionen 

Die Schweiz hat alle Betäubungsmittel-Konventionen der UNO ratifiziert. Das Einheits-

übereinkommen von 1961 führt die weltweite Kontrolle des legalen Handels von Betäu-

bungsmitteln ein. Alle abhängigkeitserzeugenden Substanzen werden hier in vier ver-

schiedene Listen eingeteilt, die unterschiedlich strenge Anforderungen an die Kontrolle 

beinhalten. Massgebend für die Zuteilung ist insbesondere das Abhängigkeitspotenzial 

einer Substanz. 

Das Zusatzprotokoll zum Einheitsübereinkommen von 1972 weist unter anderem darauf 

hin, dass Behandlung und Rehabilitation von Drogenabhängigen notwendig sind. Nach-

dem somit zu Beginn nur repressive Massnahmen zur Reduktion des Angebotes an Dro-

gen vorgesehen waren, kamen damit auch solche zur Senkung der Nachfrage hinzu.  

Das Psychotropenabkommen von 1971 regelt die Kontrolle der psychoaktiven Substan-

zen. Die Substanzen hätten auch dem Einheitsübereinkommen unterstellt werden kön-

nen. Die Staatengemeinschaft entschloss sich jedoch, eine eigene Konvention zu erar-

beiten, um die Vielfalt der psychoaktiven Substanzen, die Unterschiede bezüglich ihres 

Abhängigkeitspotenzial und ihres therapeutischen Werts besser berücksichtigen zu kön-

nen. Das für das Einheitsübereinkommen entwickelte Kontrollsystem dient allerdings als 

Grundlage für die Einteilung und Kontrolle der Substanzen. 

In der Konvention gegen den unerlaubten Verkehr mit Betäubungsmitteln und psycho-

tropen Stoffen von 1988 drückt die Staatengemeinschaft ihren Willen aus, bei der Be-

kämpfung der Drogenprobleme und des illegalen Drogenhandels verstärkt zusammenzu-

arbeiten. Diese Konvention hat die Schweiz 2005 unterzeichnet. 

 

Engagement der Schweiz in der UNO 

Die «Commission on Narcotic Drugs» (CND) stellt als Organ des Wirtschafts- und Sozialra-

tes ECOSOC (Economic and Social Council) der UNO Anträge zur internationalen Betäu-

bungsmittelpolitik. Sie ist verantwortlich für die Fortführung der Konventionen sowie für die 

Umsetzung der politischen Deklarationen der UNO-Generalversammlung. Die Schweiz ist 

derzeit ein gewähltes Mitglied der CND und vertritt dort ihre Vier-Säulen-Politik. Gleichzeitig 

sorgt sie dafür, dass ihre wissenschaftlichen Erkenntnisse der internationalen Gemein-

schaft zugänglich werden. Dieser Wissenstransfer ist äusserst wichtig. 

Das «International Narcotics Control Board» (INCB) überwacht die Einhaltung der Kon-

ventionen der Vereinten Nationen. Es ist die Kontrollstelle für den legalen Handel mit 
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Betäubungsmitteln, psychoaktiven Substanzen und ihren Vorläufersubstanzen (Chemika-

lien, die zur Herstellung von psychoaktiven Substanzen verwendet werden können). Zu-

dem erstattet das INCB jährlich Bericht über die weltweite illegale Drogensituation. Die 

Schweiz pflegt im Rahmen der staatsvertraglich geregelten Überwachung der legalen 

Handelsströme für Betäubungsmittel einen regen Informationsaustausch mit dem INCB. 

Als eine Hauptproduzentin von Pharmaka trägt die Schweiz in diesem Bereich grosse 

Verantwortung. Dieser wird sie dadurch gerecht, dass sie zum INCB enge Kontakte 

pflegt und in der internationalen Kontrolle von Vorläufersubstanzen eine führende Rolle 

übernimmt. 

Alle UNO-Konventionen legen grossen Wert auf Kontrolle und Überwachung ! also auf 

die Repression. Die Bereiche Prävention, Therapie und Schadensminderung, die in der 

Schweiz in letzter Zeit an Bedeutung gewonnen haben, werden in der UNO erst in jünge-

rer Zeit stärker gewichtet. 

 

Engagement der Schweiz im Europarat und der WHO 

Die Schweiz arbeitet eng mit der WHO als Spezialorganisation der UNO zusammen. Sie 

wirkt unter anderem aktiv an der Erstellung von Berichten zur weltweiten Drogensituati-

on und dem Formulieren von Empfehlungen mit. Weiter beteiligt sie sich an diversen 

Forschungsprogrammen der WHO, insbesondere zur Prävention und zur Behandlung 

Drogenabhängiger. 

Im Europarat wird die grenzüberschreitende Drogenpolitik von der so genannten «Pom-

pidou-Gruppe» koordiniert. Die Schweiz ist eines der ständigen Mitglieder. Diese Gruppe 

engagiert sich unter anderem in den Bereichen Epidemiologie, Erziehung, Prävention, 

Therapie, Kampf gegen den Drogenhandel und die Geldwäscherei wie auch für die Ver-

besserung der Ost-West-Zusammenarbeit. Nicht zuletzt dank der Intervention der 

Schweiz werden der Kampf gegen Drogenhandel und die Hilfe für Drogenabhängige 

heute als gleichberechtigte anerkannt. 

 

Schwerpunkte des internationalen Engagements im Rahmen des MaPaDro III 

Im Rahmen des MaPaDro III sollen die bestehenden Aktivitäten der internationalen Zu-

sammenarbeit weitergeführt werden. Dazu gehört die Zusammenarbeit im Repressions-

bereich, die vor dem Hintergrund der zunehmenden Internationalisierung der Kriminalität 

stattfindet (siehe auch Repression, Kapitel 7.4.4). 

Die Schweiz hat in den letzten Jahrzehnten im Bereich der Drogenpolitik gewissermas-

sen eine Pionierrolle gespielt. Heute haben viele Länder den Vorsprung eingeholt; die 

Schweiz steht mit ihrer Politik nicht mehr so alleine da. Es ist deshalb an der Zeit, dass 

nicht nur die Nachbarn von unserem Land lernen, sondern die Schweiz auch vermehrt 

von den Erfahrungen der anderen Länder profitiert. Der Wissenstransfer ist deshalb im 

Rahmen der internationalen Zusammenarbeit insbesondere auch in diese Richtung zu 

verstärken. 
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8.2. Transversale Themen 

Zwei Querschnittthemen werden bei der Umsetzung des MaPaDro III besonders beach-

tet: Gender und Migration. Es geht darum, dass in diesen zwei Bereichen zielgruppen-

spezifische Bedürfnisse bei der Umsetzung von drogenpolitischen Strategien und Mass-

nahmen berücksichtigt werden. 

 

 
8.2.1. Gender 

Gender bedeutet Geschlecht. Im Gegensatz zu den körperlichen Geschlechtsmerkmalen 

(Sex) bezeichnet das Wort die soziale Geschlechterrolle. Gender ist, was in einer Kultur 

als typisch für ein bestimmtes Geschlecht angesehen wird (z. B. Kleidung, Beruf usw.). 

Gender ist somit ein von sozialen und kulturellen Umständen abhängiges Geschlecht. Es 

gibt kaum Faktoren, die die Erfahrungen, Bedürfnisse und Ressourcen von Menschen so 

nachhaltig prägen wie das Geschlecht. Das Geschlecht beeinflusst deshalb auch den 

Umgang mit Drogen. 

 

Ausgangslage 

In den letzten 10 Jahren setzten sich Sozialarbeiterinnen und Therapeutinnen vermehrt 

für eine frauenspezifische und frauengerechte Drogenarbeit ein. Damit sollte ein Aus-

gleich zu der bis dahin oft einseitig an den Bedürfnissen von Männern orientierten Dro-

genarbeit geschaffen werden. Nicht nur gibt es Gender-spezifische Suchtursachen,  

sondern auch die Lebensrealitäten von Drogen konsumierenden Frauen sowie ihre Be-

dürfnisse an Betreuungs- und Beratungsangeboten unterscheiden sich von jenen der 

Männer. In den beiden Massnahmenpaketen des Bundes (MaPaDro I und II, siehe Kapi-

tel 2.2.2) wurden Drogen konsumierende Frauen denn auch mehrfach speziell als Ziel-

gruppen der Anstrengungen des BAG genannt. Das BAG unterstützte in einem ersten 

Schritt die Schaffung von Grundlagen für die Entwicklung einer frauengerechten Drogen-

arbeit (Ernst et al. 1995). In einem zweiten Schritt wurde die Umsetzung der so gewon-

nenen Erkenntnisse in die Praxis vom BAG ab 1997 mittels Mandaten gefördert. 

 

Von frauen- zu geschlechtergerechter Suchtarbeit 

Diese frauenspezifischen Bemühungen gaben den Blick frei dafür, dass es auch Erfah-

rungen und Bedürfnisse von Männern gibt, denen wenig Beachtung geschenkt wurde. 

Professionelle Drogenarbeit hiess deshalb zunehmend nicht nur frauen-, sondern ge-

schlechtergerechte Drogenarbeit. Prävention, Therapie und Schadensminderung sollten 

ihre Interventionen stärker auf die unterschiedlichen Erfahrungen und Bedürfnisse von 

Männern und Frauen ausrichten. 2001 wurde das Mandat des BAG deshalb auf die För-

derung einer geschlechtergerechten Suchtarbeit erweitert. 

Bei den Bemühungen zur Förderung einer frauen- bzw. geschlechtergerechten Suchtar-

beit hat das BAG eine Vorreiterrolle übernommen, die international Beachtung findet. Die 

bisherigen Resultate sind beachtlich: Es wurden Grundlagen und praxisorientierte In-

strumente zur Förderung einer frauengerechten Drogenarbeit entwickelt, eine kontinuier-

lich zunehmende Anzahl von Angeboten für betroffene Frauen geschaffen und eine star-

ke Sensibilisierung bei den Fachleuten für geschlechtsspezifische Fragen erreicht. Mit 
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den Bemühungen des BAG in diesem Bereich wurde die Entwicklung somit massgeblich 

unterstützt, und bestehende Angebotslücken konnten geschlossen werden. 

Besonders zu erwähnen ist der Einbezug des Gender-Aspekts in die Qualitätsförderung 

in der Suchtarbeit. Das BAG hat ein entsprechendes Qualitätsentwicklungsinstrument 

geschaffen und acht niederschwellige Institutionen bei seiner Umsetzung begleitet. Da-

mit ist es dem BAG gelungen, das transversale Thema Gender mit der Querschnittsfunk-

tion der Qualitätsförderung zu verbinden. 

In Bezug auf die Ausdehnung von frauen- auf geschlechtergerechte Suchtarbeit, die das 

BAG seit 2001 anstrebt, liegen erst wenige wissenschaftliche Grundlagen vor. Eine vom 

BAG eingesetzte Arbeitsgruppe «Gender» hat erste Empfehlungen zu Strategien und 

Massnahmen für eine geschlechtergerechte Suchtarbeit formuliert. 

 

Schwerpunkte der Gender-Thematik im Rahmen des MaPaDro III 

Erfolgreiche Drogenarbeit orientiert sich an den unterschiedlichen Bedürfnissen und 

Wünschen verschiedener Zielgruppen und nimmt aktiv Bezug auf deren Ressourcen wie 

Einkommen, Bildung, Gesundheit, Beziehungsnetz, persönliche Identität und Handlungs-

kompetenzen. Das Geschlecht beeinflusst diese Ressourcen sehr stark und ist deshalb 

in allen Handlungsfeldern zu beachten. 

Das BAG will weiterhin eine Vorreiterrolle in der geschlechtergerechten Suchtarbeit spie-

len und integriert Gender-Themen deshalb in seine Programme und Projekte im Drogen-

bereich. Die erfolgreichen Massnahmen zur Grundlagenentwicklung, Öffentlichkeitsar-

beit und Vernetzung werden fortgeführt, um die Weiterentwicklung der Gender-Thematik 

im Drogenbereich zu unterstützen.  

Die Integration der Gender-Thematik in bestehende Institutionen im Suchtbereich wird 

gefördert, indem diese bei der Entwicklung von Gender-Konzepten und beim Ausbau von 

männer- bzw. frauenspezifischen Angeboten begleitet und beraten werden und Arbeits-

instrumente und wissenschaftliche Grundlagen zur Verfügung gestellt werden. Die Lücke 

bezüglich der Grundlagen zum Thema «Männer und Sucht» soll geschlossen werden.  

Die Gender-Thematik soll im Rahmen des MaPaDro III in alle vier Säulen integriert wer-

den. 

 

Prävention 

Der Gender-Aspekt soll bei der Prävention berücksichtigt werden. Die geschlechter-

spezifischen Unterschiede in Bezug auf den Umgang mit illegalen Drogen legen nahe, 

dass eine wirksame Prävention so gestaltet sein muss, dass sich Frauen und Männer mit 

ihren unterschiedlichen Erfahrungen und Bedürfnissen angesprochen, ernst genommen 

und kompetent unterstützt und beraten fühlen. 

 

Therapie und Schadensminderung 

Die geschlechterspezifischen Massnahmen des BAG in den Säulen Therapie und Scha-

densminderung sollen ausgeweitet werden mit dem Ziel, die verschiedenen Massnah-

men und insbesondere gemischtgeschlechtliche Institutionen so zu gestalten, dass sie 

den weiblichen und männlichen Betroffenen die für sie je optimale Hilfestellung bieten 

können. 

Um eine geschlechtergerechte Therapie und Schadensminderung zu erreichen, soll das 

BAG in den bisherigen Arbeitsfeldern weiterhin aktiv sein. 
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7. Grundlagen: Erarbeitung von Instrumenten und Dokumentationen zu Gender-

gerechter Suchtarbeit sowie konsequente Berücksichtigung von Gender-Aspekten 

bei der Erarbeitung von Instrumenten zur Qualitätsförderung in den Bereichen  

Schadensminderung und ambulante Therapie; 

8. Information: Gezielte Information und Sensibilisierung für Gender-Aspekte auf  

den verschiedenen Entscheidungsebenen (Fachleute, Behörden); 

9. Weiterbildung: BAG-interne wie auch BAG-externe Weiterbildungen für Fachleute 

sowie Schulung von Mediatorinnen und Mediatoren; 

10. Beratung: Begleitung von Projektgruppen und Institutionen bei der Umsetzung  

von Instrumenten, so etwa in der Qualitätsförderung; 

11. Öffentlichkeitsarbeit: Information der Fachöffentlichkeit auf nationaler wie auf  

internationaler Ebene über die Ergebnisse und Fortschritte der Gender-bezogenen 

Suchtarbeit. 

 

Repression 

Im Zuge der Förderung der Durchlässigkeit der vier Säulen der Drogenpolitik und nament-

lich dem verstärkten Einbezug des gesundheitlichen Blickwinkels in der Repression stellt 

sich die Geschlechterfrage auch in diesem Bereich. Es ist ein Anliegen des BAG, die 

Auswirkungen repressiver Massnahmen unter dem Gender-Aspekt zu untersuchen. 

 

 
8.2.2. Migration 

Menschen mit Migrationshintergrund sind oft aufgrund ihrer besonderen Lebensumstän-

de und -erfahrungen erhöhten Risikofaktoren ausgesetzt (z. B. traumatische Erlebnisse, 

ungewisse Zukunftsaussichten, Identitätskrisen, Entwurzelungserlebnisse, Diskriminie-

rung, sozio-strukturelle Unsicherheiten) und weisen wegen dieser stärkeren Belastung 

eine grössere Vulnerabilität auf. Dies kann eine geschwächte Handlungskompetenz im 

Umgang mit Suchtmitteln wie illegalen Drogen zur Folge haben. Zudem ist für Migrantin-

nen und Migranten der Zugang zum örtlichen Hilfesystem häufig erschwert. 

 

Ausgangslage 

Studien zeigen, dass die Angebote der Suchthilfe bislang nur unzulänglich den Bedürf-

nissen der Klientel mit Migrationshintergrund entsprechen. Insbesondere psychosoziale 

Angebote im Therapiebereich werden von der Migrationsbevölkerung weniger genutzt 

(Domenig et al. 2000). Aufgrund dieser Erkenntnis unterstützte das BAG von 2001 bis 

2004 ein Pilotprojekt «Migration und Sucht» und ermöglichte damit die Einführung von 

Massnahmen zur Implementierung einer transkulturellen und damit migrationsgerechten 

ambulanten Suchtarbeit. 

 

Transkulturelle Suchtarbeit 

Die Einführung einer transkulturellen Suchtarbeit bedingt einen systematischen Prozess, 

der eine Institution nachhaltig verändert, indem er auf verschiedenen Ebenen ansetzt. 

Transkulturelle Suchtarbeit verfolgt zwei Ziele: Einerseits wird die Öffnung der Suchthilfe-

einrichtung durch den gezielten Abbau soziokultureller und migrationsspezifischer Zu-

gangsbarrieren, die sich unter anderem durch unzureichende Sprachkompetenzen sowie 

Diskriminierungs- und Rassismuserfahrungen ergeben, angestrebt. Andererseits wird die 
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Stärkung der Handlungskompetenz der Migrationsbevölkerung im Umgang mit Suchtmit-

teln und Drogen beabsichtigt. Zentrale Elemente dieses Prozesses sind die Bereitschaft 

einer Institution zur transkulturellen Organisationsentwicklung, die Schaffung migrati-

onsspezifischer Angebote, die transkulturelle Weiterbildung der Mitarbeitenden, der Einbe-

zug von interkulturellen Übersetzerinnen und Übersetzern sowie eine systematische Ver-

netzung mit Migrationsgemeinschaften. Die Erarbeitung von Instrumenten der Qualitäts-

förderung kann die Legitimation migrationsgerechter Ansätze erhöhen. 

Die Erfahrungen aus der Umsetzung der transkulturellen Suchtarbeit zeigen, dass die Zu-

gangsbarrieren für Menschen mit einem Migrationshintergrund umso geringer sind, je 

niederschwelliger, unbürokratischer und gassennaher die Angebote angelegt sind. Deshalb 

kommt in diesem Bereich der Community-Arbeit und den aufsuchenden Angeboten eine 

grosse Bedeutung zu. 

Die Erfolg versprechenden Ansätze aus dem oben erwähnten Pilotprojekt «Migration und 

Sucht» wurden hinsichtlich ihrer nationalen Implementierung überprüft (Dahinden et al. 

2004). Dabei zeigte sich, dass die Ausgangslage in der Drogenhilfe vergleichsweise günstig 

ist und die Mitarbeitenden über das Bewusstsein und Potential verfügen, um einen 

transkulturellen Wandel der Institutionen zu initiieren. Generell braucht es aber eine syste-

matische Informationsstrategie «Sucht und Migration» sowie eine Stärkung der Vernet-

zung der verschiedenen Akteure in der Sucht- und Drogenhilfe. 

 

Schwerpunkte der Migrationsthematik im Rahmen des MaPaDro III 

Die Migrationsthematik soll im Drogenbereich während der Laufzeit des MaPaDro III weiter 

verfolgt werden. Nach der Pilotphase geht es nun um die Verankerung der Thematik. Das 

BAG verfolgt dabei die Strategie, das Querschnittthema Migration in bestehende Interven-

tionen im Drogenbereich zu integrieren. Im Vordergrund stehen zwei Massnahmen: 

 

Migrationsgerechte Suchtarbeit als Teil der Qualitätsförderung 

Das transversale Thema Migration wird innerhalb des BAG mit der Querschnittfunktion der 

Qualitätsförderung verknüpft. Überlegungen zur Ausgestaltung einer migrationsgerechten 

Suchtarbeit werden neu in die QuaTheDA-Zertifizierung einbezogen. So sind bei der Erar-

beitung eines neuen, modularen Referenzsystems, das die Qualitätsanforderungen für eine 

Zertifizierung definiert, auch Kriterien berücksichtigt worden, die für eine migrationsgerech-

te Suchtarbeit wichtig sind. Dieses neue Referenzsystem soll zur Anwendung kommen. 

 

Förderung von migrationsgerechter Suchtarbeit durch Infodrog 

Die Migrationsthematik ist Teil des Auftrags von Infodrog, der schweizerischen Koordinati-

ons- und Fachstelle Sucht, die vom BAG finanziert wird (siehe auch Therapie, Kapitel 7.2, 

und Schadensminderung, Kapitel 7.3). Infodrog soll einerseits bei Fragen rund um die 

Migrationsproblematik eine kompetente Ansprechpartnerin für Fachpersonen sein. Ande-

rerseits ist vorgesehen, dass sie im Rahmen der verfügbaren finanziellen Ressourcen Im-

puls- und Entwicklungsprojekte im Zusammenhang mit Sucht und Migration unterstützen 

wird. Die für Migrationsfragen zuständige Sektion Chancengleichheit und Gesundheit im 

BAG wird selber keine Projekte mehr unterstützen, wirkt jedoch bei der Beurteilung von 

entsprechenden Projektgesuchen, die bei Infodrog eingehen, mit und engagiert sich dar-

über hinaus weiterhin fachlich im Bereich Migration und Sucht, beispielsweise im Rahmen 

von Arbeitsgruppen. 
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Glossar 

Das Glossar erläutert, wie eine Reihe von Begriffen im vorliegenden Dokument verwen-

det wird. 

 

Drogen, auch: illegale Drogen 

Illegale Substanzen mit psychoaktiver Wirkung, d.h. � psychoaktive Substanzen, deren 

Konsum gegen gesetzliche Bestimmungen, namentlich gegen das Betäubungsmittelge-

setz (siehe Anhang: Betäubungsmittelgesetz) verstösst. Zu den illegalen Drogen gehören 

zum Beispiel Heroin, Kokain, Cannabis, Ecstasy, Amphetamine und Halluzinogene.  

 

Drogenpolitik versus Suchtpolitik 

Die Drogenpolitik umfasst die Gesamtheit der staatlichen Entscheidungen und Handlun-

gen in Bezug auf den Umgang mit der Problematik illegaler � psychoaktiver Substanzen. 

Im Gegensatz dazu bezieht sich die Suchtpolitik auf sämtliche � legalen und illegalen � 

psychoaktiven Substanzen.  

 

Früherkennung, Frühintervention 

Die Früherkennung zielt darauf ab, suchtgefährdete Personen möglichst früh zu erfassen, 

um ihnen frühzeitig gezielte Hilfestellung bieten zu können. Die Frühintervention ver-

sucht, die Entwicklung einer Abhängigkeit zu verhindern, indem Risikofaktoren verringert 

und Schutzfaktoren gestärkt werden. 

 

Komorbidität 

Die Komorbidität, auch Doppeldiagnose oder psychische Mehrfacherkrankung genannt, 

bezeichnet das gleichzeitige Vorliegen eines Suchtproblems und einer psychischen Stö-

rung. In epidemiologischen Studien wurde festgestellt, dass die Kombination von Ab-

hängigkeit bzw. problematischem Konsum von psychoaktiven Substanzen und psychi-

scher Erkrankung relativ häufig auftritt, wobei sowohl das eine als auch das andere ur-

sächlich sein kann. 

 

Konsummuster 

Die Wirkungen des Konsums psychoaktiver Substanzen unterscheiden sich je nach Art 

des Konsums. Gestützt auf die Eidgenössische Kommission für Drogenfragen (EKDF 

2005), werden drei idealtypische Konsummuster definiert: 

− Risikoarmer Konsum: gelegentlicher und/oder tief dosierter Konsum, den das Indi-

viduum gut unter Kontrolle hat. 

− Problematischer Konsum: Risikokonsum, bei dem die Probleme zwar nicht sichtbar, 

aber unterschwellig vorhanden sind, sowie gesundheitsschädigender Konsum, bei 

dem konkrete Probleme auf physischer, psychischer oder sozialer Ebene beobacht-

bar sind. 

− Abhängigkeit: Konsum mit schwer wiegenden Auswirkungen, den das Individuum 

nicht mehr unter Kontrolle hat, obwohl es die Konsumprobleme kennt. Die Abhän-

gigkeit stellt gemäss der Definition der Weltgesundheitsorganisation (WHO) eine 

Krankheit dar. 
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Niederschwellige Einrichtung (NSE) 

Eine niederschwellige Einrichtung ist ein Angebot, das einfach zugänglich ist. Nie-

derschwellige soziale Einrichtungen können relativ unverbindlich genutzt werden, ohne 

zuviel von sich preisgeben zu müssen.  

 

Drug-Checking 

Unter Drug-Checking (auch Pillentesting) wird die chemische Analyse von auf dem 

Schwarzmarkt kursierenden synthetischen Drogen verstanden, wobei die Resultate den 

potenziellen Konsumierenden dieser Drogen übermittelt werden. 

 

Psychoaktive Substanzen, psychotrope Substanzen 

Bewusstseinsverändernde Stoffe. Psychoaktive Substanzen sind Stoffe, deren Konsum 

über das zentrale Nervensystem das subjektive Befinden der konsumierenden Person 

beeinflusst, indem sie die Stimmung, die Gefühle und die Wahrnehmung verändern. 

Unabhängig von ihrem rechtlichen Status werden in der Regel drei Arten von Substanzen 

unterschieden: 

− beruhigende (sedative) Substanzen wie z. B. Alkohol, Beruhigungsmittel, Opiate und 

Opiatderivate (Codein, Morphium, Heroin); 

− stimulierende Substanzen (Stimulanzien) wie z. B. Nikotin, Amphetamine, Ecstasy, 

Kokain; 

− halluzinogene Substanzen (Halluzinogene) wie z. B. Cannabis, LSD, halluzinogene 

Pilze. 

Die Wirkung von psychoaktiven Substanzen ist je nach Dosis, Art des Konsums und indi-

vidueller Verfassung unterschiedlich. Psychoaktive Substanzen können zu psychischer 

und zum Teil auch zu körperlicher Abhängigkeit führen. 
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Anhang: Betäubungsmittelgesetz (Ausschnitt) 

Bundesgesetz über die Betäubungsmittel und die psychotropen Stoffe (Betäubungsmit-

telgesetz, BetmG) vom 3. Oktober 1951 

 

 
Art. 15a 
1 Zur Verhütung des Betäubungsmittelmissbrauchs fördern die Kantone die Aufklärung 

und Beratung und schaffen die notwendigen Einrichtungen. 
2 Die Kantone sorgen für die Betreuung von Personen, die wegen Betäubungsmittel-

missbrauchs ärztliche Behandlung oder fürsorgerische Massnahmen benötigen, und 

fördern die berufliche und soziale Wiedereingliederung. 
3 Die zuständigen Behörden können bestimmte Aufgaben und Befugnisse privaten Orga-

nisationen übertragen. 
4 Die Kantone können den Bezug von Betäubungsmitteln sperren. Sie teilen ihre Verfü-

gungen dem Bundesamt für Gesundheit mit. Dieses verständigt die Gesundheitsbehör-

den der übrigen Kantone zuhanden der Ärzte und Apotheker. 
5 Die Kantone unterstellen Verschreibung, Abgabe und Verabreichung von Betäubungs-

mitteln zur Behandlung von betäubungsmittelabhängigen Personen einer besonderen 

Bewilligung. 
6 Befürchtet eine Amtsstelle, dass eine betäubungsmittelabhängige Person den Verkehr 

gefährdet, so hat sie die zuständige Verkehrsbehörde zu benachrichtigen. 

 

 
Art. 15c  
1 Der Bund fördert mit Beiträgen oder andern Massnahmen die wissenschaftliche For-

schung über die Wirkungsweise der Betäubungsmittel sowie die Ursachen, Auswirkun-

gen und Bekämpfungsmöglichkeiten des Betäubungsmittelmissbrauchs. 
2 Der Bundesrat umschreibt Voraussetzungen, Berechnung und Höhe der Beiträge. 
3 Der Bund unterstützt Kantone und private Organisationen bei der Durchführung des 

Gesetzes durch Dienstleistungen. Er schafft eine Dokumentations-, Informations- und 

Koordinationsstelle und fördert die Ausbildung des Fachpersonals für die Behandlung 

betäubungsmittelabhängiger Personen. Der Bundesrat regelt die Einzelheiten. 




